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1	 Ein Podium in Basel

Im März 2011 organisierten ein paar engagierte Studieren-
de an der Universität Basel eine Veranstaltungsreihe zur 
kritischen Reflexion der Wissenschaften.1 Auf eines der 
Diskussionspodien mit dem Titel «Wer entscheidet, was 
geforscht wird?» war der Autor dieser Studie geladen. Die 
Organisatorinnen und Organisatoren hatten mich deshalb 
eingeladen, weil ich zum Thema vor einigen Jahren einen 
längeren Zeitungsartikel verfasst hatte (Hänggi 2005). Ne-
ben mir sassen ein Sozialwissenschafter sowie eine Sozial-
wissenschafterin mit Diplom in Biologie, ein ehemaliger 
Industrieforscher und Vertreter mehrerer forschungspoli-
tischer Institutionen, ein Vertreter des Universitätsrats der 
Uni Basel und der Direktor des Biozentrums der Uni Basel, 
Erich Nigg. Schon bald bildete sich eine «Front» zwischen 
den ersten und den letzten drei: Erstere kritisierten, letzte-
re verteidigten den gegenwärtigen Forschungsbetrieb.
Die drei «Verteidiger» betonten, wie wichtig es sei, dass 
die Forschenden und nur sie bestimmten, worüber sie 
forschen wollen – unabhängig sowohl von staatlichen wie 
von privaten Geldgebern. Als ich einwandte, dass dies ein 
schöner Anspruch sei, wir aber über die Realität sprechen 
sollten, reagierten die drei mit heftiger Abwehr. Ob ich ein 
Masochist sei, fragte Nigg, und jeden Kontakt zwischen 
Forschung und Industrie verbieten und dafür sorgen wolle, 
dass die Studienabgängerinnen und -abgänger direkt in der 
Arbeitslosigkeit landeten? Nach der Veranstaltung sprach 
ein Journalist Nigg auf die Heftigkeit seiner Reaktion an. 
Nigg antwortete, er habe vielleicht überreagiert, doch lasse 
ihm seine Sechzigstunden-Arbeitswoche eben kaum Zeit 
für derlei Reflexionen (Fischer 2011). Am Ende des Podi-
ums erzählte Veranstalter Johannes Kasper, man habe den 

1 http://kriwi.ch
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E-Mail-Verteiler der Uni benutzen wollen, um für die Ver-
anstaltungsreihe zu werben. Die Universitätsleitung habe 
dies abgelehnt mit der Begründung, der E-Mail-Verteiler 
diene allein administrativen Zwecken. Kurz später seien 
aber über genau diesen Verteiler Einladungen zur Firmen-
kontaktmesse Meet&Connect versandt worden.
Dieser Abend in Basel illustriert ein paar Punkte, die auf-
fallen, wenn man sich in der Schweiz mit dem Verhältnis 
zwischen öffentlicher Wissenschaft und Privatwirtschaft 
befasst:

•	 Erstens: Der Wissenschaftsbetrieb reflektiert die Fol-
gen der zunehmenden Annäherung zwischen Wissen-
schaft und Industrie kaum und nur widerwillig. Die 
Universität verschickt Werbung für einen Anlass, der 
diese Annäherung fördern soll, nicht aber für eine 
Veranstaltung, die sie zum Thema macht; der Direktor 
eines renommierten öffentlichen Forschungs-instituts 
gesteht ein, die Bedingungen seiner Arbeit kaum zu re-
flektieren.

•	 Zweitens: Spricht man Wissenschafter oder Wissen-
schaftsfunktionärinnen auf allfällige Interessenkon-
flikte an, reagieren sie oft mit Abwehr statt mit einer 
inhaltlichen Auseinandersetzung. Die Abwehrhaltung 
scheint daher zu kommen, dass die Angesprochenen 
ihre Integrität infrage gestellt sehen. Vielleicht zeigt 
die Heftigkeit der Reaktion auch, dass die Betroffenen 
durchaus Probleme sehen, aber verdrängen und bei die-
ser Verdrängungsleistung nicht gestört werden wollen.

•	 Drittens: Allfällige Interessenkonflikte im Verhältnis 
zwischen Wissenschaft und Industrie sind kaum The-
ma in den Medien. Noch 2011 werde ich wegen eines 
sechs Jahre zuvor geschriebenen Artikels zu einer sol-
chen Veranstaltung eingeladen. Darüber, dass Univer-
sitäten vermehrt mit der Industrie zusammenarbeiten, 
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berichten die Medien wohl, gerade wenn es um spek-
takuläre Kooperationen geht wie etwa die Mitarbeit 
der ETH Lausanne (EPFL) beim Bau der Rennyacht 
Alinghi. Solche Kooperationen gelten als Erfolge der 
Hochschulen und werden von diesen auch entspre-
chend präsentiert. Was weit gehend fehlt, ist eine the-
oretisch fundierte und kritische Auseinandersetzung.2

Seitenblick Der 100-Millionen-Deal der  
Universität Zürich mit der UBS

Am 19. April 2012 gibt die UBS bekannt, aus Anlass 
ihres 150-jährigen Bestehens 150 Millionen Fran-
ken in die Bildung zu investieren. 100 Millionen da-
von erhält die Universität Zürich (UZH): Hier stiftet 
die Grossbank fünf Lehrstühle und finanziert ein 
neues, der Universität assoziiertes Institut unter der 
Leitung des UZH-Professors Ernst Fehr, das «UBS 
International Center of Economics in Society». Erst 
einmal hat in der Schweiz ein Spender einer Univer-
sität einen so hohen Geldbetrag geschenkt: Adolphe 
Merkle stiftete 2007 mit 100 Millionen das nano-
technische Adolphe-Merkle-Institut an der Universi-
tät Freiburg (mehr dazu in Kapitel 3). Die UZH be-
sitzt bereits zwei 2008 respektive 2009 eingerichtete 
Lehrstühle für Finanzwissenschaften, die vom Swiss 
Finance Institute finanziert werden, einer «Stiftung 

2 Allerdings haben seither mehrere Schweizer Medien eine solche 
Auseinandersetzung geleistet, so das NZZ Folio (Daum 2011), die Mit-
tellandzeitung (Millischer 2011), Radio SRF (Heuss 2011, Tschudin 
2012), der Beobachter (Hänggi 2011), der Schweizer Monat (dieser pub-
lizierte im November 2011 ein Themendossier unter dem Titel «Unse-
re Exzellenz: Schweizer Hochschulen im Kampf um private Mittel»; 
das Dossier war allerdings affirmativ und nicht kritisch), Le Courrier 
(Drompt 2012), die NZZ am Sonntag (Hänggi 2013), die NZZ (Schen-
kel 2013) oder Die Zeit (Schweizer Ausgabe) (Daum 2013a).
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der swiss banking and finance community», wie es 
auf der Website der Stiftung heisst.
Man habe die UZH ausgesucht, weil sie bereits über 
eine grosse internationale Ausstrahlung verfüge, 
sagte der damalige UBS-Präsident Kaspar Villiger 
an der Pressekonferenz von UBS und UZH. Die Un-
abhängigkeit der Forschung sei garantiert, ja «ver-
traglich drei- und vierfach abgesichert», sagte Ernst 
Fehr in den Medien. Das wissenschaftliche Personal 
werde nach den Standards der Universität eingestellt. 
Ob die UBS in der Berufungskommission vertreten 
sei, wurde nicht gesagt. Und die vertragliche Garan-
tie der Unabhängigkeit kann nicht überprüft werden: 
Die UZH weigert sich, den Vertrag zu publizieren. 
Man lege Verträge über gestiftete Lehrstühle grund-
sätzlich nicht offen, sagt UZH-Pressesprecher Beat 
Müller auf Anfrage. Ein Akteneinsichtsgesuch lehn-
te die UZH ab (mehr dazu in Kapitel 11).
Die Art und Weise, wie die Medien über den Deal 
berichteten und ihn kommentierten, zeigt, wie we-
nig sich Journalistinnen und Journalisten mit for-
schungspolitischen Fragen befasst haben – zielten 
doch fast alle Kommentare am Wesentlichen vorbei. 
Die NZZ schrieb: «Noch vor Jahren wären der Stim-
men viele gewesen, welche vor einer Einmischung 
der Wirtschaft in die Belange der Universität ge-
warnt hätten.» Heute sei das nicht mehr so, denn die 
Universitäten seien «gerüstet und mit den nötigen 
Regularien versehen, um mit Sponsoring umgehen 
zu können» (Bernet 2012). Dass es sehr wohl Kritik 
gab, beispielsweise seitens der Studierendenorgani-
sationen, aber auch von politischen Parteien, erfuhr 
der NZZ-Leser oder die NZZ-Leserin aus der NZZ-



12

eigenen Berichterstattung nicht.3 Immerhin publi-
zierte die NZZ eine Woche später einen kritischen 
Gastkommentar des Professors für Staats- und Ver-
waltungsrecht sowie öffentliches Verfahrensrecht 
an der Universität Bern, Markus Müller, der «etwas 
mehr Sorge um die Unabhängigkeit, namentlich im 
Zusammenhang mit Sponsoring und Drittmittel-
Akquisition» anmahnte. Einem Vertrauensverlust 
könnte, so Müller, «durch maximale Transparenz, 
namentlich der genauen vertraglichen Vereinbarun-
gen, etwas entgegengewirkt werden» (Müller 2012). 
Die NZZ am Sonntag leugnete die Existenz von Kri-
tik nicht gerade, qualifizierte sie aber als «pawlow-
schen Reflex» und «Verschwörungstheorien» von 

«ein paar linken Dauerbesorgten» ab (Furger 2012).4 
Die meisten Kommentare, etwa im Tages-Anzeiger 
(Strehle 2012), gingen auf Bedenken bezüglich der 
Unabhängigkeit ein; der Tenor lautete aber, die 
UBS habe gar kein Interesse daran, die Forschung 
zu beeinflussen, und namentlich der renommierte 
Institutsleiter Ernst Fehr sei ein Garant für die Un-
abhängigkeit. Lediglich die Zeit (Daum 2012) und 
die Wochenzeitung (Gross 2012) kritisierten, dass die 
Universität den Vertrag geheim hält.
Mit dem Verweis auf die möglicherweise gefährdete 
Unabhängigkeit sprachen die Kommentare zwar ei-
nen wichtigen Punkt an – doch nicht den wichtigs-
ten. Tatsächlich hat die UBS kaum ein Interesse da-

3 Der für die Hochschulpolitik zuständige NZZ-Redakteur Christoph 
Wehrli – der über den Fall UZH-UBS nicht selber schreibt – sitzt im 
Universitätsrat der UZH. 
4 Fairerweise muss angefügt werden, dass der Autor des Kommentars, 
Michael Furger, mich in Kenntnis meiner anderen Position einlud, 
zum Thema der Interessenkonflikte, die er eben noch als «Verschwö-
rungstheorien» abgetan hatte, eine Doppelseite in seiner Zeitung zu 
bespielen (Hänggi 2013).
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ran, Ernst Fehr ins Handwerk dreinzureden. Sicher 
sein könnte man sich allerdings nur, wenn man den 
Vertrag kennte. 2011 war ein geheim gehaltener Ver-
trag zwischen der Deutschen Bank und zwei Berliner 
Universitäten (HU und TU) bekannt geworden, der 
der Bank das Recht gab, über die Publikation wis-
senschaftlicher Resultate zu entscheiden – eine klare 
und gravierende Verletzung der akademischen Frei-
heit (Kaul 2011). Ein Student, der auf NZZ Online 
(nicht mehr greifbar) kommentierte, verwies darauf, 
dass Beeinflussung natürlich auch dann stattfinden 
kann, wenn niemand von der UBS der Universität 
Vorschriften macht. Er habe, schrieb der Student, in 
seinem Ökonomiestudium noch nie ein kritisches 
Wort über eine Schweizer Bank gehört – was in Zei-
ten, in denen bekannt wird, wie Schweizer Banken in 
den USA gegen die Gesetze verstossen haben, doch 
erstaunt.
Der wichtigste Punkt ist aber ein anderer: Es ist 
nicht so sehr zu befürchten, dass diese konkrete For-
schung von den Interessen des Geldgebers verfälscht 
wird. Wichtiger ist, dass die ganze Ausrichtung der 
Forschung beeinflusst wird: Es bestehen für die Uni-
versitäten starke Anreize, in solche Richtungen zu 
forschen, die geeignet sind, Sponsoren anzuziehen. 
Es ist wohl kein Zufall, dass keine andere Wissen-
schaft so konsequent wie die (Mainstream-)Ökono-
mie – also die Wissenschaft, die am meisten privates 
Geld erhält – an den gesellschaftlich relevanten Fra-
gen vorbei forscht.
Die UBS hat die UZH ausgesucht, weil sie ein hohes 
internationales Renommee besitzt, das in den ent-
sprechenden Rankings zum Ausdruck kommt. Ein 
Kriterium in vielen Rankings ist die Höhe der einge-
worbenen Drittmittel. Hier schliesst sich ein Zirkel: 
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Wer mehr Gelder einwirbt, gilt als besser und zieht 
dadurch wiederum mehr Mittel an. Wo solche Zirkel 
ins Drehen geraten, bestimmen mehr und mehr pri-
vate Geldgeber.
Kritik gebührt nicht so sehr der UBS als vielmehr ei-
ner Forschungspolitik, die diese Ausrichtung fördert 

– ein Zusammenhang, den ausser der Wochenzeitung 
keine Zeitung explizit thematisiert hat. Stattdessen 
haben die meisten Journalistinnen und Journalisten 
eine Schreibweise übernommen, die mit dieser Aus-
richtung einher geht: Die Rede war von «Spitzenfor-
schung», ja sogar von «renommierten Spitzenöko-
nomen» (ein Pleonasmus, den jeder gute Redaktor 
eliminieren müsste), so als gehe es nicht um Wissen-
schaft, sondern um Spitzensport.5

Die akademische Welt reagierte mit ihrer Kritik ei-
nige Monate später: In der Zeit (Schweizer Ausgabe) 
vom 28. Februar 2013 publizierten Ursula Pia Jauch, 
Titularprofessorin für Philosophie der UZH, und 
Markus Müller, Ordinarius für Staats- und Verwal-
tungsrecht an der Universität Bern, zusammen mit 
25 Mitunterzeichnerinnen und -unterzeichnern, den 
«Zürcher Appell».6 Darin heisst es: 
«Universitäten sind aus der Idee entstanden, der frei-
en Forschung, Bildung und Lehre einen geschützten 
und nicht käuflichen Ort zu schaffen. (…) Vor die-
sem Hintergrund versteht es sich von selbst, dass 
eine staatliche Universität mit Institutionen, die in 

5 Das «Spitzensport»-Denken kommt auch darin zum Ausdruck, 
dass die Universität oder die UBS für den Beirat des UBS Interna-
tional Center drei Nobelpreisträger verpflichtet hat und dass an der 
Medienkonferenz bereits davon die Rede war, dass man dereinst viel-
leicht einen Nobelpreis gewinnen könnte (Ernst Fehr wird von den 
Schweizer Medien schon seit einigen Jahren als Nobelpreiskandidat 
gehandelt).
6 http://zuercher-appell.ch.
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der Öffentlichkeit mit Skandalen und unethischem 
Verhalten assoziiert werden, weder eine Kooperation 
noch ein Sponsoring eingehen soll. (…) Der Vertrag 
zwischen der UZH und der UBS wurde im Frühjahr 
2012 geheim abgeschlossen. (…) Die Universitätslei-
tung lässt es zu, dass die Bank den Raum der Uni-
versität als Interessenplattform benutzt. Doch gera-
de die UBS hat in der Vergangenheit gezeigt, dass sie 
unethische Geschäfte tätigt. Dass die UBS nun auch 
noch ihr Logo an der Universität Zürich platzieren 
konnte, hat nichts mit Wissenschaft zu tun, sondern 
einzig mit Marketing.»

«Wissenschaft» versus «Wissenschaftskritik»?

In einem Punkt freilich weckte die Veranstaltung in Basel 
einen falschen Eindruck: Die klare Trennung zwischen 
«Forschung» hie und «Kritik» da gibt es nicht. Man findet, 
wie wir noch sehen werden, sehr wohl auch Wissenschafte-
rinnen und Wissenschafter, auch solche mit engen Kontak-
ten zur Industrie, die ihre eigene Rolle kritisch reflektieren. 
In der öffentlichen Wahrnehmung erscheint Wissenschafts-
politik (und nicht nur die) oft als ein Feld, auf dem sich zwei 
Gegenpole gegenüber stehen: Auf der einen Seite «die» 
Wissenschaft, auf der anderen ihre Kritiker und Kritikerin-
nen. Die forschende Industrie wird dabei zumeist auf Sei-
te «der» Wissenschaft gesehen. Diese Wahrnehmung hat 
einerseits damit zu tun, dass politische Kämpfe natürlich 
polarisieren. Wer sich an einem Abstimmungskampf betei-
ligt, gibt sich in der Regel Mühe, Argumente vorzubringen, 
die seine oder ihre Position stützen – auch wenn er oder sie 
im einen oder anderen Punkt differenzierter denkt. Weiter 
hat die Wahrnehmung mit einer Medienkultur zu tun, die 
Polarisierungen aus dramaturgischen Gründen mag. Eine 
Diskussion zwischen einem klaren Befürworter und einer 
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klaren Gegnerin einer Sache verspricht (gerade in den elek-
tronischen Medien) mehr Spannung als eine Diskussion 
zwischen zwei Leuten, die abwägen. Und schliesslich ist 
die Wahrnehmung auch Resultat einer gezielten Inszenie-
rung derer, die sich darin auf der – schmeichelhaften – Seite 
«der» Wissenschaften finden.
Die Realität sieht (fast) immer anders aus. «Die» Wissen-
schaft gibt es nicht. Als ich vor einigen Jahren ein journalis-
tisches Laborpraktikum in einem molekularbiologischen 
Institut (dem Max-Planck-Institut für biophysikalische 
Chemie in Göttingen) absolvierte, war ich erstaunt, dass 
in den Diskussionen in der Kaffeepause schätzungsweise 
die Hälfte der Forscherinnen und Forscher gegenüber der 
Gentechnik in der Landwirtschaft eine ablehnende Hal-
tung vertrat. Das Erstaunen rührte von meiner Erwartung 
her, wer selber molekularbiologische Forschung treibe, sei 
deren Anwendungen gegenüber weniger kritisch einge-
stellt als der Bevölkerungsdurchschnitt. Dem ist nicht so – 
wie auch die wissenschaftssoziologische Forschung gezeigt 
hat: Der Grad der biologischen Bildung hat auf die Haltung 
gegenüber der Gentechnik keinen signifikanten Einfluss 
(Kurath 2005). Dass weniger «Angst» vor der Gentechnik 
habe, wer mehr von Genetik verstehe, ist eine Inszenierung 
der Gentechnik-Befürworterinnen und -Befürworter.
Tatsächlich besteht in den meisten kontroversen wissen-
schaftlichen und wissenschaftspolitischen Debatten ein 
Kontinuum der Meinungen, das das ganze Spektrum zwi-
schen zwei Polen abdeckt – nebst einer grossen Zahl von 
Leuten, die sich gar keine Meinung bilden (was mitunter 
als Ausdruck von Pragmatismus verstanden wird).
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2	 Fragestellungen und Ziele

Mit meiner Studie möchte ich einen Überblick über das 
Verhältnis zwischen öffentlicher Wissenschaft und ihren 
Geldgebern sowie über die Debatte zu diesem Verhältnis 
bieten: Beeinflussen Geldgeber die Fragestellungen und 
Resultate der Wissenschaft? Sie bewegt sich dabei metho-
disch zwischen Wissenschaftsjournalismus und Sozialfor-
schung (wobei ich mich klar als Journalist verstehe und 
nicht sozialwissenschaftlich ausgebildet bin). 

Nicht ohne Ironie: mein eigener Interessenkonflikt

Die Entstehungsgeschichte der Studie entbehrt dabei nicht 
der Ironie. Die Publikation erfolgt auf Anlass von Ueli Mä-
der, Professor am Seminar für Soziologie der Universität 
Basel. Das war zu Beginn anders vorgesehen.
2010 kontaktierte mich eine kleine forschungspolitische 
Organisation, der Basler Appell gegen Gentechnologie, da-
mit, mit sehr bescheidenem Budget eine Studie über die 
Wissenschaftsfinanzierung zu verfassen. Indem ich den 
Auftrag annahm, war klar, dass ich mich selber in Abhän-
gigkeit eines heiklen Auftraggebers mit potenziellen Inter-
essenkonflikten begab. Ich fand mich also zunächst selber 
in einer Situation, wie ich sie für die Wissenschaft zu be-
schreiben versuchte.
Ich habe mich entschieden, den Auftrag anzunehmen, mit 
den folgenden Überlegungen:

•	 Ich wollte zum Thema schon lange einmal gründlich re-
cherchieren, wusste aber, dass das mit einem journalis-
tischen Auftrag im üblichen Rahmen nie möglich wäre. 
Ich war auf andere Geldgeber angewiesen – und befand 
mich mithin in der Situation vieler Forscherinnen und 
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Forscher, die lieber auf problematische Geldgeber ver-
zichten würden, ohne Geld aus solchen Quellen aber 
nicht auskommen.

•	 Mein Auftraggeber wendet sich gegen die Gentech-
nik. Er hat mich angefragt, weil ich wiederholt kritisch 
über Gentechnik geschrieben hatte – ohne jedoch die 
Technik als solche grundsätzlich abzulehnen. Im Rah-
men des Auftrags musste ich nicht für oder gegen die 
Technik Stellung beziehen, so dass ich mich inhaltlich 
frei fühlte. Ich befürchtete, dass der Name des Auftrag-
gebers bei einigen meiner Interviewpartnerinnen und 

-partnern eine Abwehrhaltung auslösen würde. In die-
ser Hinsicht wurde ich positiv überrascht: Alle ange-
fragten Personen gewährten mir Interviews, wenn auch 
beispielsweise Wilhelm Gruissem von der ETH Zürich 
sehr wohl seine diesbezügliche Skepsis ausdrückte.

•	 Auch wenn ich nicht all seine Positionen teile, begrüsse 
ich es, dass der Basler Appell gegen Gentechnologie als 
einzige Organisation in der Schweiz Debatten zu ge-
wissen Themen lanciert, über die sonst kaum diskutiert 
würde – beispielsweise über Präimplantationsdiagnos-
tik. Der Basler Appell ist eine sehr kleine Organisati-
on, die über keinerlei Möglichkeiten verfügt, irgend-
welche politischen Entscheide zu beeinflussen – es sei 
denn durch gute Argumente. Damit bestand, schien 
mir, mehr Konvergenz denn Konflikt zwischen den 
Interessen dieser Organisation und den Interessen des 
Journalismus: Das Bestreben meines Auftraggebers, 
zur Debatte beizutragen, deckt sich mit meinem Ziel 
als Journalist. Es schien mir verdienstvoll, dass sich der 
Basler Appell nun eines Themas annehmen wollte, zu 
dem noch kaum publiziert worden ist.

Es kam dann anders heraus, als ich dachte. Mein Auftragge-
ber zog sich kurz vor Schluss der Arbeit zurück und wollte 
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die Studie nicht publizieren: Man habe sich von der Studie 
«Zahlen und Fakten» versprochen, die man in der eigenen 
politischen Arbeit einsetzen könne. Damit hat mich der 
Interessenkonflikt eingeholt: Es zeigte sich, dass der Basler 
Appell eben doch stärker, als ich das – mit einer gewissen 
bewusst in Kauf genommenen Naivität – vermutete, sei-
nem eigentlichen Kerninteresse verpflichtet fühlte. Was 
immer die genauen Gründe waren, die den Basler Appell zu 
seiner Entscheidung bewegten: Die Entstehungsgeschichte 
dieser Studie bestätigt das Ökonomensprichwort «There’s 
no such thing as a free lunch» – nichts ist gratis, auch nicht 
das Sponsoring einer Studie. 

Fragestellung

Ich will in dieser Studie Chancen und Risiken der Zusam-
menarbeit zwischen öffentlicher Wissenschaft und Indus-
trie diskutieren. Einen besonderen Fokus lege ich dabei 
auf die biologischen Wissenschaften (Life Sciences). Ein 
Grund für diesen Fokus liegt darin, dass, wie wir sehen wer-
den, die biologischen Wissenschaften und biotechnischen 
Anwendungen in unserem Thema in den letzten circa drei 
Jahrzehnten eine Vorreiterrolle gespielt haben – auch wenn 
es die Wirtschaftswissenschaften sind, die den höchsten 
Anteil privater Gelder einwerben.
Es geht mir nicht um eine erschöpfende Kosten-Nutzen-
Abwägung, sondern darum, aufzuzeigen, wie stark Wissen-
schaft und privatwirtschaftliche Interessen in der Schweiz 
miteinander verbunden sind. Wenn ich feststelle, dass zwi-
schen Institut X und Unternehmen Y eine enge Verbindung 
besteht, heisst das noch nicht, dass ich diese Verbindung 
schlecht finde: Es wird auch darum gehen, zwischen Arten 
und Graden der Zusammenarbeit zu differenzieren. Wenn 
ich die Risiken stärker betone als die Chancen, so hat das 
auch damit zu tun, ein gewisses Gegengewicht zu den do-
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minierenden Stimmen in der Debatte mit ihrem margina-
len Risikobewusstsein zu schaffen. Wobei ich hier von der 
politischen Debatte spreche: In der akademischen Reflexion 
des Wissenschaftsbetriebs ist man sich der Risiken sehr 
wohl bewusst.
Nimmt man eine Studie zu einem noch wenig bearbeite-
ten Thema in Angriff, weiss man nie genau, wohin die Reise 
geht. Ich habe für diese Studie sowohl quantitativ wie auch 
qualitativ gearbeitet. Ursprünglich schwebte mir vor, mit 
quantitativen, computergestützten Methoden die Bezie-
hungen zwischen Institutionen und Personen zu erfassen 
und darzustellen – ich dachte an Grafiken sozialer Netz-
werke, die auf einen Blick erfassen lassen, wer mit wem wel-
che Beziehung pflegt und wo Cluster bestehen. Es hat sich 
gezeigt, dass ein solches Vorhaben äusserst aufwendig wäre 
und den Rahmen dieser Studie sprengen würde und zudem 
auf Probleme stiesse, von denen ungewiss ist, wie weit sie 
sich überwinden lassen. Die Lektüre der neuesten Litera-
tur (namentlich Mirowski 2011) hat mich aber zudem zur 
Überzeugung gebracht, dass mit der Quantifizierung aller 
Beziehungen zwischen Vertreterinnen und Vertretern wis-
senschaftlicher und Vertreterinnen und Vertretern privat-
wirtschaftlicher Institutionen nicht allzu viel gewonnen 
wäre. So spielt in der Schweiz ausgerechnet eine Hoch-
schule mit einem sehr geringen Anteil (9 Prozent) privater 
Gelder am Gesamtbudget eine Schlüsselrolle in der Annä-
herung der Hochschulen an die Privatwirtschaft: die ETH 
Lausanne (vgl. Kapitel 12.3).
Wichtiger als ihre Quantität sind der Charakter dieser Be-
ziehungen sowie die Denkmuster, die Sprache und die ins-
titutionellen Arrangements, die wissenschaftliche Inhalte 
beeinflussen. Es findet im Sprechen über Wissenschaft seit 
rund drei Jahrzehnten ein Wandel statt, der dramatisch ist, 
der aber von einer Öffentlichkeit, die sich für Wissenschaft 
und für Politik, selten aber für Wissenschaftspolitik inte-
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ressiert, kaum wahrgenommen wird. Wie dramatisch die-
ser Wandel in der Wahrnehmung vieler Wissenschaftsfor-
scherinnen und -forscher ist, verdeutlichen die Titel einiger 
akademischer Bücher, die in den letzten Jahren vor allem in 
den USA erschienen sind:

•	 Academic Capitalism. Politics, policies and the entrepre-
neurial university (Slaughter et al. 1997);

•	 The University in Ruins (Readings 1997);

•	 Science in the Private Interest. Has the lure of profit cor-
rupted biomedical research? (Krimsky 2003);

•	 The Truth about the Drug Companies. How they deceive us 
and what to do about it (Angell 2004);

•	 University, Inc. The corporate corruption of american 
higher education (Washburn 2005);

•	 Universities in the Age of Corporate Science. The UC Ber-
keley-Novartis controversy (Rudy et al. 2007);

•	 Wissenschaft unter Beobachtung. Effekte und Defekte von 
Evaluationen (Matthies 2007);

•	 Sinnlose Wettbewerbe. Warum wir immer mehr Unsinn 
produzieren (Binswanger 2010);

•	 Akademischer Kapitalismus. Über die Politische Ökono-
mie der Hochschulreform (Münch 2011);

•	 Science-Mart. Privatising American Science (Mirowski 
2011).

Zum Aufbau der Studie

Teil I dieser Studie führt in das Thema ein. Ich beginne mit 
den Abwehrreaktionen, die die Debatte auslöst. Zudem bie-
te ich einen Abriss über den Forschungsstand zu den The-
men, die hier interessieren. Teil II stellt die Veränderung 
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der Wissenschaften in den letzten Jahrzehnten anhand der 
Literatur dar und versucht, diese theoretisch einzuordnen. 
Teil III widmet sich dann konkreten Fällen mit der Frage, 
ob sich das, was die wissenschaftssoziologische und -poli-
tische Literatur (oft am Beispiel der USA) behauptet, auch 
an Beispielen aus der Schweiz zeigen lässt. Lässt sich die 
Annäherung der Wissenschaft an die Privatwirtschaft für 
die Schweiz quantifizieren? – Ich werde aber die Trennung 
zwischen «Theorie» und «Praxis» nicht streng einhalten 
und auch die theoretischen Überlegungen in Teil II bereits 
mit dem einen oder anderen Beispiel – ich nenne die Bei-
spiele «Seitenblicke» – illustrieren.
An allen Ecken und Enden stosse ich im Rahmen meines Auf-
trags an die Grenze meiner Möglichkeiten. In manch einer 
Richtung würde sich aber, so bin ich überzeugt, ein Weiter-
forschen lohnen. So konzentriere ich mich auf die Schweizer 
Universitäten (inklusive die beiden ETH); ein Einbezug der 
Fachhochschulen, die als Stätten «angewandter» Wissenschaft 
von ihrer Ausrichtung her mehr Kontakt zur Privatwirtschaft 
haben müssen, wäre aber zweifellos interessant. Ein wissen-
schaftliches Forschungsprojekt mit der entsprechenden institu-
tionallen Anbindung könnte sich unter Umständen auch Da-
tenquellen erschliessen, die mir verschlossen waren. Die Studie 
endet deshalb mit einem Kapitel mit «Gratisideen» für Disser-
tationen oder ähnliche weiterführende Studien.
Ich füge zu den Schlüsselpersonen jeweils eine Box an, aus der 
die wichtigsten Positionen ersichtlich sind, die diese Person in 
Wissenschaft und Privatwirtschaft inne hat und hatte (soweit 
die Informationen mir zugänglich sind).

Marcel Hänggi
Freischaffender Journalist mit Schwerpunkt Wissenschaft.
Ehem. Redaktor von Weltwoche und Wochenzeitung.
Verwaltungsmitglied der Genossenschaft Alpe Loasa.
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Geschäftsführer von investigativ.ch (Verein 
Deutschschweizer Investigativjournalisten)

Mitglied und ehem. Vorstandsmitglied des Schweizer 
Klubs für Wissenschaftsjournalismus

Aufträge u.a. von: Schweizerische Energie-Stiftung, 
Stadt Zürich, Naturmuseum Solothurn, Eidg. 
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft 
(WSL), sowie von zahlreichen Medienverlagen.

Die von wissenschaftsfremden Interessen vollkommen 
freie Forschung gibt es nicht. Soll Wissenschaft ihrem Un-
abhängigkeitsideal aber so nah wie möglich kommen, wird 
das nur möglich sein, wenn die Politik bereit ist, unabhän-
gige Forschung auch ausreichend zu finanzieren. In der 
Schweiz herrschen in dieser Hinsicht, verglichen mit ähnli-
chen Ländern, heute komfortable Zustände; das Jammern 
über abnehmende öffentliche Gelder findet auf hohem Ni-
veau statt (tatsächlich steigen die Ausgaben des Bundes für 
die Forschung, ihr Wachstum hält einfach nicht mit dem 
Wachstum der Studierendenzahlen mit).
 Doch es gibt starke Kräfte in der Schweiz, die den Einfluss 
der Privatwirtschaft nicht nur hinnehmen, sondern gezielt 
ausbauen möchten. Es gilt, sich der Risiken der Entwick-
lung bewusst zu sein, die man damit einginge.
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3	 Interessenkonflikt? Bei mir doch nicht!  
Themenzugänge durch die Hintertür

Ich habe bereits erwähnt, dass die Beziehungen zwischen 
Wissenschaft und Industrie einer differenzierten Betrach-
tung bedürfen. Ich betone das deshalb, weil ich bei mei-
nen Recherchen immer wieder Argumentationsmustern 
begegnet bin, die ich als «Entdifferenzierungsstrategien» 
bezeichnen will. Solche Strategien dienen nicht der Aus-
einandersetzung mit dem Thema, sondern seiner Abwehr. 
Ich stelle sie hier an den Anfang, weil dieser Einstieg quasi 
durch die Hintertür bereits ein paar interessante Ausblicke 
auf unser Thema erlaubt.

Alles oder nichts

Es ist ein plumpes Argument zur Abwehr missliebiger Fra-
gen: Man übertreibt die Argumente seiner Gegner ins Ex-
trem, um dann auf die so aufgebauten Pappfiguren einzu-
dreschen. So plump es ist, so häufig ist es mir doch begegnet 

– etwa in der eingangs erwähnten Podiumsdiskussion in 
Basel, als mich Erich Nigg, Direktor des Biozentrums Basel, 
fragte, ob ich ein Masochist sei, der jeden Studienabgänger 
am liebsten direkt in die Arbeitslosigkeit entlassen sähe? 
Das Argument begegnete mir bei meinen Recherchen im-
mer wieder seitens von Wissenschaftsfunktionären und 

-funktionärinnen in der Frage, ob ich jede Zusammenar-
beit zwischen Wissenschaft und Privatwirtschaft verbieten 
möchte? Mit der Debatte haben solche rhetorischen Fragen 
nichts zu tun: Soweit ich sehe vertritt niemand die Position, 
eine solche Zusammenarbeit sei immer und ausschliess-
lich schlecht, und noch nicht einmal, sie sei mehrheitlich 
schlecht. Aber die Einsicht, dass solche Zusammenarbeit 
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viele Vorteile bringen kann, entlastet selbstverständlich 
nicht von der Pflicht, ihre potenziellen Nachteile ernst zu 
nehmen.

«Wir sind integer»

Einer der Wissenschaftsfunktionäre, die mir unterstellten, 
jede Zusammenarbeit schlecht machen zu wollen, fragte 
mich: «Weshalb bezweifeln Sie die Integrität unserer Wis-
senschafter?» – Unter «Interessenkonflikt» stellt man 
sich (wenn überhaupt etwas) landläufig vor, dass ein Wis-
senschafter oder eine Wissenschafterin Forschungsresul-
tate im Sinne eines Geldgebers oder einer Firma oder Or-
ganisation, mit der er oder sie verbunden ist, manipuliert. 
Das kommt tatsächlich vor, vor allem, wenn es um Risiko-
abwägungen geht. Ein besonders krasses Beispiel war die 
über Jahre dauernde Einflussnahme von Zigarettenherstel-
lern auf Expertinnen und Experten, die den Zusammen-
hang zwischen Rauchen oder Passivrauchen und Krebs 
relativierten.7 Andere Fälle, die weltweit für Schlagzeilen 
sorgten, waren respektive sind vom Hersteller (Merck) ge-
schönte Studien über Nebenwirkungen des Rheumamedi-
kaments Vioxx (Angell 2006) oder die Unterdrückung von 
Studien zur Wirksamkeit des Grippemedikaments Tamiflu 
von Roche (Stockrahm 2012). Es ist wichtig, dass solche 
Fälle des wissenschaftlichen Fehlverhaltens, ja der Korrup-
tion publik werden – und doch handelt es sich dabei nur um 
einen kleinen Ausschnitt der Problematik, die sich aus der 
Annäherung der Wissenschaft an die Privatwirtschaft er-

7 Ein Fall betraf die Schweiz: Ragnar Rylander, emeritierter Profes-
sor für Präventivmedizin der Uni Genf, verheimlichte seine lukrativen 
Beziehungen zu Philip Morris, um als unabhängiger Experte auftreten 
zu können. Das Kantonsgericht Genf stellte fest, es sei statthaft, Ry-
lander als «einen der fettest bezahlten Berater der Tabakindustrie» zu 
bezeichnen. Ein interner Untersuchungsbericht stellte Fehlverhalten 
fest (Mauron et al. 2004).
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gibt. Die Reduktion der Debatte auf solche Fälle hat meist 
auch eine Abwehrfunktion: Das ist korrupt – hat aber doch, 
bitte sehr, nichts mit dem zu tun, was wir machen!
Gegen solche Interessenkonflikte im engeren Sinne haben 
Hochschulen, wissenschaftliche Akademien, standespoli-
tische Organisationen, Förderagenturen und Zeitschriften 
in den letzten Jahren Richtlinien erlassen (mehr dazu in 
Kapitel 11), und wissenschaftliches Fehlverhalten wird, so 
es denn bekannt wird, sanktioniert. Doch die Problematik 
ist umfassender – und deshalb bringen Richtlinien und 
auch die Offenlegung von Interessen allein in vielen Fällen 
wenig bis nichts:

•	 Erstens findet, wie empirische Studien belegen, Beein-
flussung schon unterhalb der Schwelle wissenschaft-
lichen Fehlverhaltens, ja unterhalb der Bewusstseins-
schwelle statt (beispielsweise Krimsky 2003, passim).8 

•	 Zweitens findet eine Beeinflussung statt längst bevor es 
zu Forschungsresultaten kommt: bei der Wahl der Fra-
gestellung. 

•	 Drittens verändert die Annäherung der Wissenschaft 
an die Privatwirtschaft das Selbst- und das Fremdbild 
dessen, was Wissenschaft ist und zu sein hat, die Insti-
tutionen der Wissenschaft, ihre Sprache und ihre Wer-
te.

8 Die Richtlinien zum Umgang mit Interessenkonflikten im Rahmen 
von Nebentätigkeiten der ETH Lausanne vom 24. März 2003 (EPFL 
2003, 2) halten denn auch fest: «Personen grösster Integrität können 
sich in heiklen Situationen wiederfinden, bevor sie sich einer Gefahr 
bewusst werden.» Unterschrieben hat diese Richtlinie eben der Pa-
trick Aebischer, der gegenüber dem NZZ Folio von «Journalistenge-
schwätz» sprach… (In der geltenden Fassung der Richtlinie mit dem 
selben Titel vom 17. Oktober 2005 findet sich die Formulierung nicht 
mehr.)
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Das Gefühl vieler Wissenschafterinnen und Wissenschaf-
ter, man zweifle an ihrer Integrität, wenn man ihre Zusam-
menarbeit mit der Industrie anspricht, ist für die Debatte 
fatal, denn es führt oft zum totalen Rückzug der betref-
fenden Personen. Schon die Frage eines Journalisten nach 
potenziellen Interessenkonflikten kann da als Beleidigung 
empfunden werden.

«Die Bedürfnisse der Gesellschaft»

«Wir können nicht an den Bedürfnissen der Welt vorbei-
forschen», sagt der Präsident der ETH Zürich (ETHZ) 
in einem Interview mit der Mittellandzeitung (Millischer 
2011). «Natürlich üben Unternehmen einen gewissen Ein-
fluss aus, dass wir in Bereiche mit Zukunftspotenzial inves-
tieren. Aber die Forschung hat ja auch eine gesellschaftli-
che Verantwortung», sagt Pflanzen-Biotechnologe und 
ETHZ-Professor Wilhelm Gruissem im Gespräch. «Man 
wirft uns oft vor, weltfremd zu sein und zu viel Grundlagen-
forschung und zu wenig angewandte Forschung in gesell-
schaftlich relevanten Bereichen zu betreiben. Bei Themen 
wie Ernährung oder Vorbeugung von Krankheiten wie 
Diabetes oder Alzheimer heisst es hingegen, wir seien zu 
nahe an der Industrie. Das ist widersprüchlich», schreibt 
Susan Killias, General Counsel der EPFL, auf meine Fra-
gen. Verräterisch an all diesen Aussagen ist, wie sehr die 
«Bedürfnisse der Gesellschaft» mit denen der Industrie 
gleichgesetzt werden. Wenn Susan Killias die Opposition 
weltfremd vs. zu nah an der Industrie konstruiert, ignoriert 
sie «gesellschaftlich relevante» Forschungsbereiche jen-
seits jeder Industrienähe, und sie ignoriert, dass mitunter 
Teile der Industrie auch ein Interesse daran haben können, 
gesellschaftliche relevante Bereiche gerade nicht zu befor-
schen.
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«Alle sind gleich gut / gleich schlecht»

«Wäre es denn besser, wenn Greenpeace einen Lehrstuhl 
sponserte?» ist ein Einwand, den ich auf meine Kritik an 
der Finanzierung eines Lehrstuhls für nachhaltige Agrar-
Ökosysteme an der ETHZ durch den Agrarkonzern Syn-
genta (Kapitel 12.2) zu hören bekam. Artikel des NZZ Folio 
(Daum 2011) wie der Mittellandzeitung (Millischer 2011) 
erwähnen die Finanzierung der Professur an der Univer-
sität Bern, die sich mit «Klimafolgen im Alpenraum» be-
fasst, durch die Mobiliar-Versicherung als heikles Beispiel, 
und suggerieren damit ein Stück weit, jeder Geldgeber 
habe seine Interessen und es gebe keinen Grund, den einen 
oder anderen zu bevorzugen (weshalb man sich dann auch 
gleich mit jedem ins Bett legen kann). 
Doch natürlich gibt es Unterschiede. Es ist etwas anderes, 
ob ein Unternehmen Forschung finanziert, das ein kom-
merzielles Interessen daran hat, wie die Resultate dieser 
Forschung aussehen, oder eine nicht gewinnorientierte 
Stiftung wie Greenpeace – wobei auch Stiftungen häufig 
klar definierte Ziele verfolgen, also nicht a priori unprob-
lematische Geldgeber sind. Es macht aber tatsächlich einen 
Unterschied, ob Greenpeace oder Syngenta einen Lehr-
stuhl finanziert, nur schon wegen deren unterschiedlicher 
Grösse und Macht. Greenpeace ist selbst als eine der reichs-
ten NGOs in der Schweiz nicht in der Lage, Millionenbe-
träge für Lehrstühle aufzuwerfen. Eben der Umstand, dass 
Forschung teuer ist, schafft eine Tendenz hin zur wirt-
schaftlichen Macht: Nur wer eine gewisse kritische Grösse 
aufweist, kann überhaupt mitspielen. 
Und schliesslich ist auch das Sponsoring des Klima-Lehr-
stuhls durch die Mobiliar anders zu bewerten als das Spon-
soring des Agrar-Ökosysteme-Lehrstuhls durch Syngen-
ta. Denn während Syngenta ein Interesse daran hat, dass 
die Agrarsysteme, mit denen sie ihr Geld verdient, von der 
Wissenschaft als möglichst chancenreich und risikoarm 
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bewertet werden, ist das Interesse der Mobiliar am Kli-
mawandel ein mittelbareres: Die Mobiliar verdient kein 
Geld mit dem Klimawandel, sondern mit Versicherungen 
dagegen. Um Versicherungen möglichst gewinnbringend 
anbieten zu können, also weder zu günstig noch zu teuer, 
ist sie auf möglichst genaue Einschätzungen des Risikos an-
gewiesen. An möglichst genauen Einschätzungen ist auch 
die Wissenschaft interessiert – es besteht hier mehr Inter-
essenkonvergenz denn Interessenkonflikt (problematisch 
wäre natürlich, wenn die Mobiliar exklusiven Zugang zu 
den Erkenntnissen des Lehrstuhls hätte).
Zahlreiche weitere Faktoren beeinflussen, wie problema-
tisch Kooperationen zwischen wissenschaftlichen Instituti-
onen und der Privatwirtschaft oder persönliche Beziehun-
gen von Forscherinnen und Forschern zu Unternehmen 
sind: Handelt es sich um Auftragsforschung (bei der der 
Auftraggeber die Frage vorgibt, das Resultat aber nicht be-
einflussen sollte), um projektbezogene Gelder (deren Fra-
gestellung der Geldgeber nicht vorgibt, aber kennt), um die 
Finanzierung eines Lehrstuhls (dessen Inhaber im Rah-
men seiner Anstellungsbedingungen an der Hochschule 
selber bestimmt, was er forscht)? Was steht in den Verträ-
gen, sind namentlich Forschungs- und Publikationsfreiheit 
garantiert? Werden die Beziehungen offen gelegt? Mit was 
für Unternehmen wird kooperiert, haben diese Unterneh-
men in der Vergangenheit gezeigt, dass sie wissenschaftli-
che Unabhängigkeit und gesellschaftliche Verantwortung 
respektieren? Welche persönlichen Interessenbindungen 
bestehen: Besitzt jemand Aktien eines Unternehmens, auf 
dessen Geschäftsgang seine Forschung einen Einfluss ha-
ben könnte? Sitzt er oder sie im Verwaltungsrat (und ist 
somit vertraglich verpflichtet, den Interessen des Unter-
nehmens zu dienen), in einem wissenschaftlichen Beirat? 
Bezieht er oder sie dafür gar kein, ein symbolisches oder 
ein substantielles Honorar? Wer geht solche Beziehungen 
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ein: ein einfacher Forscher oder eine Institutsdirektorin, 
ein Hochschulpräsident?

«Staat nicht besser als Private»

In die selbe Richtung zielt ein weiteres häufiges Argument: 
«Es kommt nicht darauf an, woher das Geld kommt, son-
dern, an welche Bedingungen es geknüpft ist. Die privaten 
Sponsoren sind manchmal liberaler als die öffentlichen», 
sagte mir mit Blick auf das Basler Biozentrum der emeri-
tierte Biozentrum-Professor und damalige Präsident des 
Schweizerischen Wissenschafts- und Technologierats 
Gottfried Schatz (Hänggi 2004).9 In der Debatte um die 
UBS-Millionen für die Universität Zürich Anfang 2013 
unterstellten mehrere Fürsprecher des privaten Wissen-
schaftssponsorings ihren Kritikern, sie würden «schwarz-
weiss zeichnen», wenn sie privates Sponsoring grundsätz-
lich für schlechter hielten als staatliche Finanzierung (was 
so pauschal indes gar niemand tut).10

Ich werde in Kapitel 9 zeigen, dass tatsächlich mitunter 
staatliche Förderung mehr einengt als privatwirtschaftli-
che – namentlich dann, wenn der Staat als Wirtschaftsför-
derer aufzutreten versucht (das kann die Wirtschaft selber 
tatsächlich besser). Richtig ist auch, dass der Staat respek-
tive «die Gesellschaft» selbstverständlich Interessen ver-
folgen, wenn sie Wissenschaft fördern. Das extreme Über-

9  Schatz steht privater Wissenschaftsfinanzierung durchaus nicht un-
kritisch gegenüber: Er gehört zu den 27 Erstunterzeichnern des als 
Protest gegen das Sponsoring der UBS an der Universität Zürich lan-
cierten Zürcher Appells.
10  So beispielsweise der Volkswirt Werner Inderbitzin, bis 2011 Rek-
tor der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften, am 3. 
März 2013 in der NZZ am Sonntag, oder Georg von Schnurbein in der 
NZZ vom 1. März 2013. Interessanterweise fordern beide Autoren, die 
Zusammenarbeit zwischen Privaten und Hochschulen müsse «trans-
parent» sein – aber mit der Geheimhaltung ihrer Verträge verstösst 
die UZH ja gerade gegen das Transparenzgebot!
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gewicht der Atomenergieforschung in der Schweiz, den 
meisten europäischen und zahlreichen anderen Staaten 
während des kalten Kriegs, die sich bis heute fortsetzt, ist 
ein Beispiel einer (militärisch motivierten) staatlichen Pri-
oritätensetzung und hätte sich so nie ergeben, wären allein 
kommerzielle Motive ausschlaggebend gewesen. 
Man ist aber auch nicht differenzierter, wenn man prinzi-
pielle Unterschiede zwischen staatlicher und privater Fi-
nanzierung leugnet. Staatliche Forschungsförderung, so 
fragwürdig auch ihre Prioritäten sein können, ist in klar de-
finierte, politisch legitimierte Verfahren eingebunden (die 
durchaus kompetitiv sein können) und hat sich an Stan-
dards bezüglich Transparenz oder Gleichbehandlung zu 
halten. Der Unterschied zwischen staatlicher und privater 
Förderung ist der zwischen einer Demokratie, in der jede 
Stimme (idealiter) gleich viel zählt, und einer «Aktionärs-
demokratie», in der die Stimmkraft sich nach dem Kapital 
richtet. 
Und vielleicht noch wichtiger ist die Frage, welche Haltung 
Wissenschaftsinstitutionen einnehmen. Der (stiftungs-
finanzierte)Assistenzprofessor für Philanthropy Studies 
der Universität Basel, Georg von Schnurbein, kritisiert die 
Kritiker des UZH-UBS-Deals mit den Worten «Nun vom 
hohen moralischen Ross zu urteilen (…) behindert die Ent-
wicklung einer Geberkultur» (von Schnurbein 2013). Eine 
«Geberkultur» braucht aber als Komplement eine «Neh-
merkultur»: Es ist etwas anderes, ob eine Forschungsins-
titution oder ein Forscher oder eine Forscherin sich auf ein 
gesetzlich festgelegtes Recht auf Finanzierung ihrer oder 
seiner Arbeit berufen kann oder ob er oder sie gegenüber 
einem privaten Sponsor als Bittsteller oder Bittstellerin auf-
treten muss.
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«Kein Interesse, dreinzureden»

Das obige Zitat Schatz’ fuhr fort: «Die Industrie ist gar 
nicht daran interessiert, dass die öffentliche Forschung 
ihre Probleme löst. Sie fordert vor allem gute Grundlagen-
forschung.» ETHZ-Präsident Eichler sagt: «Es ist schlicht 
nicht in deren [der Geldgeber] Interesse, ETH-Professoren 
vorzuschreiben, was sie zu forschen haben. Dann könnten 
die Unternehmen die Forschung ja gleich in-house betrei-
ben» (Millischer 2011). Auch dieses Argument ist häufig: 
Die Unternehmen suchten ja gerade die Nähe der unabhän-
gigen Universitäten, weil sie an unabhängiger, erstklassiger 
Forschung interessiert seien. Donald Tillman, Geschäfts-
führer der ETH Zurich Foundation, die für die ETHZ 
Geldgeber sucht, verwahrt sich im Gespräch deshalb auch 
gegen den Begriff «Sponsor»: «Das sind keine Sponsoren, 
denn ein Sponsor erwartet eine Gegenleistung.» Alle be-
fragten Hochschulen (ETHZ, EPFL und Universität Basel) 
sagten, man habe Gelder abgelehnt, weil man Bedingun-
gen der Geldgeber nicht akzeptierte.
Es gibt indes Beispiele, bei denen die Erwartung einer Ge-
genleistung offensichtlich ist – und die beschenkte Univer-
sität sich auf Bedingungen einliess, die mit dem allgemei-
nen Verständnis akademischer Freiheit unvereinbar sind. 
Ein solcher Fall ist das der Universität Freiburg assoziierte 
Adolphe-Merkle-Institut. Das Institut gilt unter Wissen-
schaftsförderern als ein Beispiel, wie man es nicht machen 
soll. Der Industrielle Adolphe Merkle stiftete der Universi-
tät Freiburg 2007 hundert Millionen Franken (ein für die 
Schweiz aussergewöhnlicher und im internationalen Ver-
gleich sehr hoher Betrag) zur Errichtung eines nanowissen-
schaftlichen Forschungsinstituts und sicherte sich in der 
Stiftungsurkunde weitgehende Mitspracherechte, die dem 
Universitätsgesetz des Kantons Freiburg widersprachen. 
Nach zwei Jahren kündigte der Institutsleiter Peter Schur-
tenberger, weil der Stiftungsrat (in dem Merkle selber sitzt) 
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zu sehr in seine Arbeit eingriff. Bemerkenswert an dem Fall 
ist vor allem die Selbstverständlichkeit, mit der Stiftungs-
ratspräsident Joseph Deiss sagt: «Es kann doch nicht sein, 
dass wir einfach sagen, gut, wir bezahlen ein paar Millio-
nen und nachher macht ihr damit, was ihr wollt» (Meister 
2010).
Ein gewinnorientiertes Unternehmen, das Geld gibt, will 
einen Vorteil: There’s no such thing as a free lunch. Was für 
ein Vorteil erwartet wird, kann sich von Fall zu Fall sehr 
unterscheiden, und nicht jede Erwartung bringt einen In-
teressenkonflikt mit sich. Es beginnt aber auch nicht erst 
problematisch zu werden, wenn Geldgeber «den Profes-
soren vorschreiben, was sie zu tun haben.» Nehmen wir 
ein Beispiel, von dem noch die Rede sein wird (Kapitel 
12.3): Nestlé zahlt an der EPFL zwei Lehrstühle, die den 
Zusammenhang von Ernährung und Hirnentwicklung 
erforschen, um «Alterungsprozesse zu verlangsamen und 
Krankheiten wie Alzheimer vorzubeugen» (EPFL 2005). 
Dass die Lehrstühle «Nestlé Chair» heissen, ist gewiss 
nicht das Problem (auch wenn etwa die ETHZ sagt, man 
würde nie so weit gehen, den Namen des Geldgebers in den 
Namen des Lehrstuhls aufzunehmen). Man stelle sich nun 
aber eine Zeitungsschlagzeile «Nestlé findet Diät gegen 
Alzheimer» vor im Vergleich zur Schlagzeile «ETH-For-
scher finden Diät gegen Alzheimer»: Nestlé kauft sich hier 
Glaubwürdigkeit, die eben gerade in der Unabhängigkeit 
der Institution besteht, die durch die Zusammenarbeit an-
gekratzt wird. 
«Was soll’s?», mag man fragen, «wenn die Schlagzeile nur 
stimmt.» Doch auch die Universitäten stehen heute im Wett-
bewerb um Aufmerksamkeit und verlassen für eine saftige 
Schlagzeile mitunter den Boden der Seriosität. So war eine 
Pressemitteilung der Universität Zürich 2007 mit dem Titel 
«Forscher stoppen Diabetes» überschrieben (UZH 2007). Der 
Tages-Anzeiger übernahm die Schlagzeile anderntags wörtlich 
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auf seine Titelseite, obwohl schon in der Einleitung der Pres-
semitteilung statt von «stoppen» nur noch von «bremsen» die 
Rede war (Reye 2007. Auch die Welt online titelte: «Züricher 
Forscher stoppen Diabetes»). Das ist unseriöse Wissenschafts-
kommunikation (und unseriöser Wissenschaftsjournalismus 
seitens derer, die die Schlagzeile übernommen haben). Der 
Druck zu solcher Unseriosität dürfte in einer Kooperation mit 
einem erwartungsvollen Partner noch steigen.
Schliesslich: Wenn die Hochschulen vermehrt selber für ihre 
Finanzierung sorgen sollen, dann hat eine Beeinflussung längst 
stattgefunden, bevor die wissenschaftliche Arbeit aufgenom-
men wurde: Dann haben die Hochschulen nämlich einen 
Anreiz, Lehrstühle zu solchen Disziplinen und Forschungsbe-
reichen einzurichten, an denen finanzstarke Unternehmen ein 
Interesse haben könnten.
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4	 Zum Forschungsstand in der Schweiz

Nähern sich Wissenschaft und Privatwirtschaft in der 
Schweiz tatsächlich an und beeinflusst diese Annäherung 
(oder auch nur die Wahrnehmung einer vermeintlichen 
Annäherung) Fragestellungen und Resultate der For-
schung? Um darauf eine präzise Antwort geben zu können, 
bräuchte es empirische Untersuchungen: Ein wie grosser 
Anteil von Forscherinnen und Forschern der öffentlichen 
wissenschaftlichen Institute unterhält Beziehungen zur 
Privatwirtschaft? Wie wurden private Gelder verteilt und 
hat diese Verteilung auch Auswirkungen auf die Vertei-
lung der öffentlichen Gelder? Lassen sich Korrelationen 
zwischen Finanzierungsweise und Resultaten von For-
schungsstudien nachweisen? Wie hat sich das Sprechen 
über Wissenschaft verändert, seit die Zusammenarbeit mit 
der Privatwirtschaft vermehrt verlangt wird?
Vorweg: Zu all diesen Fragen gibt es entweder keine oder 
nur ansatzweise Untersuchungen. Oft ist es nur schon 
schwierig, an das nötige Datenmaterial heranzukommen, 
sei es, weil die Daten nicht erhoben werden, sei es, weil sie 
nicht öffentlich zugänglich sind (dazu mehr in den Kapi-
teln 10 und 11). Die vorliegende Studie kann diese Lücke 
nicht füllen, sie kann aber vielleicht helfen, auf die eine oder 
andere offene Fragestellung hinzuweisen und weiter gehen-
de Untersuchungen anzuregen.
Man dürfte erwarten, dass die Hochschulen selber ein gro-
sses Interesse daran hätten, ihr eigenes Tun, ihre eigenen 
Entwicklungen kritisch zu reflektieren. Wenn die Universi-
täten, im Rahmen neuer Managementtrends und Anforde-
rungen, ihre Arbeit immer mehr «evaluieren», evaluieren 
sie dann auch, inwieweit diese Evaluationen das, was sie 
messen sollen, beeinflussen? Nein: Solche Selbstreflexion 
findet kaum statt.
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Die ETH Zürich unterhält einen Lehrstuhl für Hoch-
schulforschung (genauer: für Sozialpsychologie und Hoch-
schulforschung); der Inhaber Hans-Dieter Daniel betreibt 
zudem im Auftrag des Universitätsrats die Evaluationsstel-
le der Universität Zürich. Dass keine der Wissenschaftsfor-
scherinnen und -forscher, mit denen ich sprach, auf Dani-
el verwiesen, erstaunt. Doch die Hochschulforschung der 
ETHZ ist, wie es ein Beobachter der Hochschulpolitik au-
drückt, selber Teil der Neuausrichtung der Hochschulland-
schaft, von der hier die Rede sein wird, und nicht Reflexion 
derselben. Eine Mitarbeiterin des Generalsekretariats der 
Universität Zürich, Anita Klöti, hat sich aufgrund eines Ar-
tikels, den ich 2011 im Beobachter publizierte, bei mir ge-
meldet. Sie befasst sich im Auftrag der Universität kritisch 
immerhin mit einem Teilaspekt der Fragen, die uns hier 
interessieren: mit Wissenschafts-Ranglisten.
Einige Forschungsarbeiten respektive Wissenschaftsfor-
scherinnen und -forscher, die sich ungefähr mit der Frage-
stellung meiner Studie befassen, will ich kurz erwähnen:

Michael Bürgi, Niklaus Stettler

Bürgi (2011) legt mit seiner Dissertation eine Geschichte 
der Schweizer Pharmaforschung im 20. Jahrhundert vor; 
Stettler (2002) hat mit Natur erforschen eine «Kulturge-
schichte der Biowissenschaften an Schweizer Universitä-
ten» geschrieben, die nach dem 2. Weltkrieg einsetzt. In 
beiden Arbeiten spielt das Verhältnis zwischen Wissen-
schaft und Industrie eine wichtige Rolle; beide Geschich-
ten enden aber in den 1970er Jahren. Sie sind für meine 
Studie wertvoll zum Zweck der historischen Einordnung 
der jüngsten Tendenzen.
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Sabine Maasen

Die Professorin für Wissenschaftsforschung der Universi-
tät Basel spricht in einem Aufsatz über die «unternehme-
rische Universität» vom «Ende des ‚Gesellschaftsvertrags‘ 
für die Wissenschaft», das sie (für Deutschland) auf die 
1990er Jahre datiert, und macht ihre Analyse vor allem 
an den Universitäts-Ranglisten und politisch inszenierten 
Wettbewerben (die deutsche «Exzellenz-Initiative») fest 
(Maasen/Weingart 2007). Sie hat dabei vor allem die Ent-
wicklungen in Deutschland im Fokus. Als ich sie für diese 
Studie kontaktierte, verwies sie mich an ihre Mitarbeiter 
Martin Reinhart und Beatrix Rubin.

Martin Reinhart

Reinharts Dissertation untersucht das Peer-Review-Ver-
fahren des Schweizerischen Nationalfonds empirisch 
(Reinhart 2012). Auch wenn ich für meine Studie wenig aus 
Reinharts Untersuchung direkt verwenden kann, scheint 
sie mir doch interessant, weil Reinhart einen grossen Da-
tensatz systematisch untersucht hat – einen Datensatz, der 
sich auch auf unsere Fragestellungen analysieren liesse.

Beatrix Rubin

Rubin war dreizehn Jahre als Neurobiologin unter ande-
rem an der Universität Zürich und am Friedrich Miescher 
Institut in Basel tätig. Heute arbeitet sie als Wissenschafts-
forscherin am Collegium Helveticum der Universität und 
ETH Zürich und ist Mitglied des Programms für Wissen-
schaftsforschung der Universität Basel. Eines ihrer For-
schungsgebiete ist die Stammzellforschung; einer ihrer 
zentralen Begriffe ist das «therapeutische Versprechen», 
das in der gesellschaftlichen Debatte über die ethischen 
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und rechtlichen Fragen der Stammzellforschung eine 
wichtige Rolle spielt und auch seinen Niederschlag in der 
vermehrten Ausrichtung der biologischen Forschung auf 
medizinische Fragestellungen findet. (Rubin 2008). Rubin 
forscht nicht direkt zu den Fragen, die uns in dieser Studie 
interessieren; gleichwohl war sie mir mit ihren Einschät-
zungen eine wertvolle Quelle. 

Bruno S. Frey und Margrit Osterloh11

Die Ökonomen Osterloh und Frey von der Universität Zü-
rich haben untersucht, wie sich Ranglisten als Instrument 
des Hochschulmanagements auswirken. In ihrer Arbeit 
(Osterloh/Frey 2010), die sich indes nicht mit der spezi-
fischen Situation der Schweiz befasst, kommen sie zum 
Schluss, dass Ranglisten negative Effekte auf die Wissen-
schaften hätten, die in der Literatur wie in der Praxis zu we-
nig wahrgenommen würden. Es gelte, Ranglisten weniger 
ernst zu nehmen. Zu diesem Paper gibt es eine ironische 
Pointe: 2011 wurde bekannt, dass Bruno S. Frey illegitimer-
weise Forschungsresultate mehrfach publiziert hat, ohne 
dies zu vermerken (so genannte Eigenplagiate). Es handelt 
sich hier sicherlich um ein harmloseres wissenschaftliches 
Fehlverhalten, als wenn Frey tatsächlich plagiiert oder Re-
sultate gefälscht hätte. Doch das «Eigenplagiat» bewirkt 
eine markante, ungerechtfertigte Verbesserung in eben den 
Ranglisten, die Frey kritisiert.

11 Frey und Osterloh gehören beide zu den Erstunterzeichnern des 
«Zürcher Appells» vom 28. Februar 2013, der den 100-Millionen-
Deal der Universität Zürich mit der UBS kritisiert.
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Georg von Schnurbein

Der Assistenzprofessor forscht am Institut für Philanth-
ropiestudien (CEPS) der Universität Basel. Laufende For-
schungsprojekte zur Hochschulfinanzierung – eines davon 
im Rahmen der European Foundations for Research and 
Innovation Study – werden Ende 2013 respektive 2014 ab-
geschlossen sein. Von Schnurbein schätzt, dass Schweizer 
Hochschulen 300 bis 400 Millionen Franken pro Jahr von 
Stiftungen erhalten (das Bundesamt für Statistik wies für 
2011 lediglich 6 Millionen Franken aus). Das CEPS wird 
selber von Stiftungen getragen, soll aber 2014 zu einem In-
stitut mit einer vollständig von der Universität finanzierten 
Professur erhoben werden. Der baselstädtische Erziehungs-
direktor Christoph Eymann hat im September 2013 vorge-
schlagen, das CEPS zu einem schweizerischen Kompetenz-
zentrum für den Umgang von Hochschulen mit Sponsoren 
und Stiftungen zu machen.

Helga Nowotny

Erwähnen will ich schliesslich die Grande Dame der eu-
ropäischen Wissenschaftsforschung, die das Collegium 
Helveticum der ETHZ (heute: von ETH und Universität 
Zürich) in seinen Anfangsjahren leitete und mehrfach zum 
Thema publiziert hat (bspw. Nowotny et al. 2005), aller-
dings nicht spezifisch auf die Situation der Schweiz bezogen. 
Für meine erste Recherche zum Thema für die Wochenzei-
tung fragte ich sie, welche Forscherinnen oder Forscher im 
deutschen Sprachraum sich des Themas angenommen hät-
ten. Ihre Antwort: «Es bleibt, so scheint es, Wissenschafts-
journalisten wie Ihnen vorbehalten, die Aufdeckungs- und 
Aufklärungsarbeit zu leisten» (Hänggi 2005).
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5	 Zur Geschichte der akademisch- 
industriellen Zusammenarbeit

Öffentliche Wissenschaft und Privatwirtschaft rücken nä-
her zusammen. Jahresmedienkonferenzen von Universitä-
ten stehen im Zeichen wirtschaftlicher Erfolge: Wie viele 
neu gegründete Spin-Offs, wie viele Kooperationsverträge 
mit der Industrie, wie viele Patente hat das letzte Geschäfts-
jahr gebracht? Die Hochschulen bieten Förderinitiativen 
für junge Unternehmerinnen und Unternehmer, organisie-
ren Networking-Veranstaltungen oder schreiben Wettbe-
werbe für die besten Geschäftsideen aus (so seit 1998 der 
Wettbewerb «Venture» von McKinsey und ETH Zürich). 
Doch wenn Universitäten zunehmend davon reden, dass 
sie erfolgreich mit der Privatwirtschaft kooperieren; wenn 
ein Vizepräsident für Forschung zum Vizepräsidenten für 
Forschung und Wirtschaftsbeziehungen umbenannt wird 
(an der ETHZ), dann ist zunächst einmal Vorsicht geboten: 
Findet wirklich eine Annäherung statt – oder wird bloss da-
rüber gesprochen?
Nehmen wir die Entwicklung der letzten Jahre, so hat die 
Privatfinanzierung der Schweizer Universitäten und der 
beiden ETH in absoluten Zahlen tatsächlich stark zuge-
nommen – von 470 Millionen Franken 1995 auf 1045 Mil-
lionen im Jahr 2010 (Abb. 5.1).
Betrachtet man allerdings den Anteil der Privatmittel an 
den Gesamtbudgets (in relativen Zahlen), fällt der Anstieg 
schon nicht mehr so eindrücklich aus – er stieg im selben 
Zeitraum lediglich von 12,6 auf 15,5 Prozent (Abb. 5.2).
Blickt man weiter zurück, lässt sich die Behauptung, Uni-
versitäten nähmen immer mehr Gelder aus der Privatwirt-
schaft an, schon gar nicht mehr pauschal aufrechterhalten. 
So finanzierte etwa Leopold Ružicka, Professor für organi-
sche Chemie an der ETH Zürich und Nobelpreisträger
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Abb. 5.1: Entwicklung privater Drittmittel an den universitären 
Hochschulen der Schweiz in absoluten Zahlen (Quelle: Bundesamt 
für Statistik)

Abb. 5.2: Entwicklung privater Drittmittel an den universitären 
Hochschulen der Schweiz in relativen Zahlen (Quelle: Bundesamt 
für Statistik)
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des Jahres 1939, sein Labor zeitweise zu achtzig Prozent 
aus privaten Drittmitteln, hauptsächlich mit Geldern von 
Ciba (heute Novartis) (Bürgi 2011, 68). Um ein etwas diffe-
renzierteres Bild zu zeichnen, will ich deshalb zuerst einen 
Blick in die Geschichte werfen. Dabei lege ich den Fokus 
auf die Schweiz sowie auf die Life Sciences respektive auf 
die Chemie als eine der Vorgängerwissenschaften der Life 
Sciences. Ich werde aber auch einen Blick auf die USA wer-
fen, da die meisten Tendenzen vor hier ausgehen und Euro-
pa in der Regel mit einigen Jahren Verzug erreichen.

Die Frühzeit:  
Chemische Forschung und chemische Industrie

Wie Michael Bürgi (2011) zeigt, war die Nähe der akade-
mischen Wissenschaft zur Industrie in der Schweiz von 
Anfang an gross. Die Geschichte des Fachs Chemie lässt 
sich ohne die Entwicklungen der industriellen Chemie (zu-
nächst vor allem der Farbstoffchemie, später zunehmend 
der Pharmazie) nicht verstehen.
Das Polytechnikum, die heutige ETH Zürich, hatte seit sei-
ner Gründung 1854 ausdrücklich den Auftrag, Fachkräfte 
für Industrie und Gewerbe auszubilden. Bürgi spricht von 
einer ersten Phase der Zusammenarbeit bis etwa 1960 als 
einer «Folge historisch gewachsener Gemeinsamkeiten» 
(ebd., 9). Die Chemieindustrie mischte sich in die Belan-
ge der Hochschule ein und nahm in der Aufsichtsbehörde, 
dem Schweizerischen Schulrat, Einsitz; eine Tradition, die 
bis heute besteht (heute ist Paul Herrling, Forschungsleiter 
von Novartis, Vizepräsident des ETH-Rats). Der Industrie 
ging es dabei vor allem darum zu gewährleisten, dass die 
ETH die Leute ausbilde, die sie brauchte. Dabei kam es zu 
Konflikten – etwa 1949, als Vertreter der Industrie sehr of-
fensiv forderten, die organische Chemie der ETH in Rich-
tung chemical engineering weiter zu entwickeln.
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Grosse Kooperationen bestanden vor der Jahrhundertmitte 
vor allem zwischen Ciba und Ružicka an der ETHZ sowie 
zwischen Roche und Paul Karrer (Nobelpreisträger 1937) 
an der Universität Zürich. Die Unternehmen unterstütz-
ten die Hochschulforscher nicht nur finanziell, sondern 
auch logistisch. Mit dem Aufkommen quasi-industrieller 
Forschungsverfahren wie der Kombination massenhaf-
ter chemischer Synthese und biologischen Screenings zur 
Erkennung von Wirkungen hatten die Unternehmen hier 
einiges zu bieten (ebd., 61). Das ist bis heute so geblieben: 
Die Molekular-Pflanzenbiologen Ueli Grossniklaus (Uni 
Zürich) und Wilhelm Gruissem (ETHZ), von denen noch 
die Rede sein wird (Kapitel 7 und 12.1), schwärmen mir ge-
genüber von den Möglichkeiten ihrer industriellen Partner, 
sehr viele Analysen in kurzer Zeit zu vollziehen.
Am Beispiel Ružickas zeigt Bürgi, dass die Zusammen-
arbeit mit Ciba «auch qualitative Auswirkungen auf das 
Institut» hatte (ebd., 77). Die Forschungspraxis wurde 
zunehmend von der in der Industrie üblichen seriellen und 
arbeitsteiligen Vorgehensweise geprägt.
Die Forschungsfreiheit und der Streit darum, wem die 
Rechte an allfälligen Erfindungen gehören, waren schon 
früh Thema. 1957 sagte der Präsident des Eidgenössischen 
Schulrats, Hans Pallmann, wer das Dreinreden des Staats 
in die Forschung fürchte, baue «die Kanonen nach der fal-
schen Seite hin» auf. Die Freiheit von Lehre und Forschung 
sei hierzulande «wohl eher durch die Wirtschaft gefähr-
det» (ebd., 115). Mit Blick auf ETH-Professoren, die in 
Verwaltungsräten privater Unternehmen Einsitz nahmen 
oder nehmen wollten, sagte Bundesrat Hans-Peter Tschudi 
1964: «So sehr auch der Beizug einzelner Professoren zur 
Mitarbeit an den Problemen der Wirtschaft nützlich und 
erwünscht ist, so sehr besteht die Gefahr, dass sie sich zu 
sehr an einzelne bestimmte Unternehmen binden und des-
halb in ihrer Handlungsfreiheit eingeschränkt sind» (ebd., 
122).
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Die Genese staatlicher Wissenschaftsförderung

Die staatliche Wissenschaftsförderung fristete lange ein 
stiefmütterliches Dasein. Durch die Weltwirtschaftskrise 
erfuhr sie eine Aufwertung, indem Wissenschaftsförde-
rung als Arbeitsbeschaffung, wie das damals hiess (den Be-
griff der «Inno-vation» gab es noch nicht), betrieben wur-
de. Nach dem Krieg wurde die eidgenössische Kommission 
zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung (KWF) 
gegründet. Interessanterweise sträubten sich die Wirt-
schaftsverbände gegen eine Finanzierung der Industriefor-
schung: Sie befürchteten, der Bund mische sich zu sehr in 
ihre Belange ein. Die Förderung der KWF – immer noch 
unter dem Titel der «Arbeitsbeschaffung» – blieb deshalb 
strikt auf die ETH und die so genannten Annexanstalten 
(die heutigen Forschungsanstalten des ETH-Bereichs) be-
schränkt, während der 1952 gegründete Schweizerische 
Nationalfonds (SNF) nur Grundlagenforschung förderte.12 
Diese Zurückhaltung hat die Industrie mittlerweile auf-
gegeben und bedient sich gerne der Fördergelder aus dem 
Topf der Kommission für Technologie und Innovation 
(KTI), die aufgrund des Forschungs- und Innovationsför-
derungsgesetzes von 1983 für angewandte Forschung ver-
geben werden.
Die Gründung des SNF lag im internationalen Trend. Die 
USA hatten im Krieg das Office of Scientific Research and 
Development gegründet, das unter anderem das Manhat-
tan-Projekt zur Entwicklung der Atombombe koordinierte. 
Sein Vorsteher Vannevar Bush rief 1945 in seinem Bericht 
Science: The endless Frontier zu einer aktiven Wissenschafts-
förderung des Bundes auf, die auf die politischen und öko-
nomischen Ziele der Nation abzustimmen sei. Die Bundes-

12 Wie prekär die forschungspolitisch so wichtige Unterscheidung 
zwischen angewandter und Grundlagenforschung in der Sache ist, 
zeigt sich unter anderem daran, dass heute schon von «praxisorien-
tierter Grundlagenforschung» die Rede ist.
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Forschungsausgaben der USA waren nach dem Krieg auf 
das Zehnfache des Vorkriegswertes gestiegen (Kay 2001, 
112f); Bush wollte diese Förderung in die Nachkriegszeit 
retten – und tatsächlich stiegen die Ausgaben weiterhin 
steil an.
Die Forschungsförderung zur Zeit des kalten Kriegs blieb 
auf weite Strecken eine militärische; selbst die frühen mo-
lekularbiologischen Arbeiten wurden weitgehend aus mi-
litärischen Quellen gefördert. Die wichtigsten Disziplinen 
waren die, von denen man sich am ehesten militärische 
Anwendungen versprechen konnte – und die gleichzeitig 
das hohe Prestige von Leitwissenschaften genossen: Atom-
physik und Kybernetik (Steuerungstechnik). Die führende 
Rolle des Militärischen traf natürlich vor allem auf die Su-
per- respektive Atommächte (USA, Sowjetunion, Gross-
britannien, Frankreich) zu, aber durchaus auch auf die klei-
ne Schweiz. Die Forschungsförderung des Bundes begann 
hierzulande mit dem Versuch, eigene Atomreaktoren zu 
entwickeln, wobei die eigentliche Motivation dahinter der 
Traum der eigenen Atombombe war (Boos 1999, 11–38).
Ein weiteres wichtiges Motiv der Wissenschaftsförderung 
war die Angst, von anderen Nationen abgehängt zu wer-
den. Langsam kam die Idee der «Wettbewerbsfähigkeit» 
von Nationen auf; die Wissenschaften wurden als wichti-
ges Element darin gesehen. Der erste Wissenschaftsbericht 
der OECD von 1963 gab dieser Idee Ausdruck – der Idee, 
dass Wissenschaft und höhere Bildung nebst Arbeit und 
Kapital wichtige Produktionsfaktoren für Wirtschafts-
wachstum darstellten (Stettler 2002, 149). Die Gründung 
des europäischen Kernforschungszentrums Cern bei Genf 
im Jahr 1954 verfolgte unter anderem das Ziel, begabten 
Wissenschafterinnen und Wissenschaftern Karrierechan-
cen in Europa zu bieten und sie vom Abwandern in die 
USA abzuhalten. Die Lancierung des ersten sowjetischen 
Satelliten, des Sputnik, führte in der westlichen Welt zum 
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«Sputnikschock». Stettler (2002, 21) sieht im Sputnik-
schock das Ereignis, das die «Wissenschaftspolitik zum 
eigenständigen Politikbereich» machte. Und die USA star-
teten das Apollo-Programm zur Mondlandung, das noch 
heute oft als Vorbild für eine zielgerichtete, gross angelegte 
Forschungsanstrengung genannt wird. Die Beispiele Cern 
und Apollo-Programm zeigen, dass grosse Forschungspro-
jekte durchaus losgelöst von Nützlichkeitsüberlegungen fi-
nanziert wurden: Die Forschung am Cern ist Grundlagen-
forschung im besten Sinne – ungeheuer spannend, aber frei 
von jedem Nutzen –, während das Apollo-Programm das 
grösste Programm «nutzloser» angewandter Forschung 
war, das es je gab – es ging darum, auf den Mond zu fliegen, 
um auf den Mond zu fliegen.13 Ebenfalls aus den 1950er 
Jahren stammt die bis heute ausgesprochen einflussreiche 
neoklassische Wachstumstheorie Robert Solows, die den 
Motor des Wirtschaftswachstums im technischen «Fort-
schritt» erkennt.

Etwas verschlafen:  
Die Schweizer Biologie der Nachkriegszeit

Die Biologie spielte noch keine führende Rolle. Niklaus 
Stettler unterscheidet zwei grundlegend verschiedene Rich-
tungen der Biologie: Die traditionelle «historische Biolo-
gie» versucht Leben zu verstehen in seiner Vielfalt, seinem 
ökologischen Kontext; sie war eine vor allem beobachtende 
und beschreibende Wissenschaft. Die «funktionale Biolo-
gie» dagegen versucht, Lebensvorgänge auf möglichst we-
nige grundlegende Gesetze zurückzuführen, so wie Physik 
und Chemie die von ihnen untersuchten Phänomene mit 
wenigen Gesetzen erklären. Sie interessiert sich vor allem 

13 Natürlich gewann man dabei Erkenntnisse, die man anderweitig, 
vor allem militärisch, verwenden konnte, doch diese Erkenntnisse wä-
ren ohne das Ziel der Mondlandung billiger zu haben gewesen.
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für die molekulare Ebene der Organismen. Dieses redukti-
onistische Verständnis des Lebens war den «historischen» 
Biologen (und den wenigen Biologinnen) fremd.
Die funktionale Biologie feierte mit der Entdeckung der 
Doppelhelixstruktur der DNA 1953 und mit der Ent-
schlüsselung des genetischen «Codes» 1961 zwei bahn-
brechende Erfolge. Doch die Biologie in der Schweiz schien 
die neuen Erkenntnisse zu verschlafen. Die Anstösse, sich 
in diese Richtung zu bewegen, kamen von ausserhalb der 
Universitäten: Den ersten molekularbiologischen Lehr-
stuhl schuf die Universität Zürich 1958 auf Anregung des 
Kantonsparlaments. Ebenfalls 1958 gründete die Uni Genf 
ihr molekularbiologisch ausgerichtetes Biophysikalisches 
Institut, dessen Direktor Eduard Kellenberger in der Folge 
eine führende Rolle in der Schweiz einnahm. Von Anfang 
an sprengten die Kosten dieses Instituts die finanziellen 
Möglichkeiten der Universität, weshalb das Institut mit In-
dustriepartnern wie Nestlé zusammenarbeitete.14

Das 1971 gegründete Biozentrum an der Universität Basel 
scheint mir ein Beispiel dafür zu sein, wie sich das Interesse 
der Industrie an der akademischen Forschung befruchtend 
auf diese auswirken kann – gegen Beharrungstendenzen 
innerhalb der Akademie (Stettler 2002, 181ff). Das Bio-
zentrum ist massgeblich Kind der Bemühungen der Bas-
ler Chemie. Die Biologie der Universität Basel war damals 
von Adolf Portmann geprägt. Portmann war eine grosse 
Persönlichkeit der Schweizer Biologie, der mit seinen Ra-

14 Cornelia Kellenberger, Eduards Witwe, schrieb mir nach der Lek-
türe des Manuskripts dieser Studie im September 2012 eine E-Mail: 
«Mit viel Interesse habe ich Ihre nicht publizierte Arbeit gelesen und 
vieles kam mir sehr bekannt vor. Weil Ihre gut dokumentierte Re-
cherchen beinahe ganz im Sinne meines verstorbene Mannes, Eduard 
Kellenberger sind. Nur ist er ein ausgesprochener Gegner von Nestlé 
gewesen und hat in Genf nie etwas mit Nestlé zu tun gehabt oder Gel-
der von der Industrie angenommen. Ich selber habe 1963 am Institut 
de Biophysique mit ihm gearbeitet und später bis zu seinem Pensionie-
rung am Biozentrum in Basel.»
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diosendungen viel für die Popularisierung seines Fachs tat. 
Er wirkte für die Weiterentwicklung der Biologie aber auch 
bremsend, indem er sich gegen den Aufstieg der funktiona-
len Biologie und die geplante Ausrichtung des Biozentrums 
nach Vorbild von Kellenbergers Genfer Labor sträubte. 
Auch wollte er, im Einklang mit den anderen Basler Biolo-
gieprofessoren, nicht zulassen, dass das neue Institut «Bio-
zentrum» hiesse: Das griechische bios schien ihm zu gross 
für eine reduktionistische Forschung.
Die Gründung des Biozentrums fiel in eine Zeit, da die 
Industrie mit dieser Art von Forschung selber noch wenig 
anfangen konnte: Die «wirtschaftlich relevante Biolo-
gie beruhte [noch immer] auf klassischen Methoden des 
Sammelns und Austestens» (Bürgi 2011, 146); die Basler 
Pharmaindustrie war nach wie vor in erster Linie eine che-
mische Industrie. Erst mit der Entwicklung der rekombi-
nanten DNA-Technik in den frühen 1970er Jahren wurde 
die Molekularbiologie zur Grundlage der kommerziell in-
teressanten Biotechnik. Doch die Pharmaindustrie hatte 
sich auf die kommende Bedeutung der Biologie für ihr Ge-
schäft vorbereitet. Und sie hatte sich im Biozentrum eine 

«Hybridgemeinschaft» (Stettler 2002, 191) aus Wissen-
schaftern und Industrievertretern geschaffen. Ob man das 
nun für eine gute oder schlechte Entwicklung hält: Ohne 
den Druck der Industrie hätte die Universität Basel den An-
schluss an die internationale biologische Forschung wohl 
auf viele Jahre hinaus verpasst.

Hybridgemeinschaften

Ungefähr zur gleichen Zeit gründeten die grossen Phar-
maunternehmen weitere «Hybridgemeinschaften»: neu-
artige Forschungsinstitutionen, die im Besitz der Firmen 
waren, aber nach dem Vorbild akademischer Institute weit-
gehend unabhängig forschten. 1967 gründete Roche in den 
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USA das Roche Institute of Molecular Biology (das 1995 
geschlossen wurde) und 1969 das Basel Institute for Im-
munology (2000 geschlossen); 1970 zog Ciba-Geigy mit 
dem Friedrich Miescher Institut in Basel nach, das heute 
von der Novartis Forschungsstiftung getragen wird und 
seit 2011 mit der Universität Basel assoziiert ist. Laut Bürgi 
waren diese Institutsgründungen Teil einer Strategie mit 
dem Zweck, den Graben zwischen akademischer Biologie 
und Industrieforschung und damit die Vorbehalte, den 
viele akademische Wissenschafter und Wissenschafterin-
nen gegenüber einer Zusammenarbeit mit der Industrie 
hegten, zu überbrücken. Diese Akademisierung der In-
dustrieforschung stellte, zusammen mit der Förderung des 
akademischen Unternehmertums, «eine neue Form des 
Wissenstransfers dar. Dieser basiert nicht länger auf einer 
grenzüberschreitenden Kooperation (…), sondern auf ei-
ner gezielt herbeigeführten Entgrenzung von Hochschule 
und Industrie» (Bürgi 2011, 126). Zwei dieser drei Insti-
tute existieren heute nicht mehr, was Bürgi als Hinweis da-
rauf liest, dass die Brückenfunktion nicht länger nötig sei 

– es gibt keinen Graben mehr (ebd., 164).
Noch ein Element war indes wichtig für den Erfolg der 
funktionalen Biologie: «Relativ einfache Fragen bearbei-
tend (…), traf die Molekularbiologie trotz Widerständen 
von Seiten traditioneller Biologen auf günstige Startbe-
dingungen. Wie Edward Yoxen nachwies, gelang es ihr 
erfolgreich, ihr neues Verständnis der Natur öffentlich zu 
kommunizieren.» Die «Biologie war zu einer finalisierten 
Wissenschaft geworden, noch bevor Wirtschaftskreise eine 
Konzentration der Wissenschaftsförderung auf nützliche 
Wissenschaften forderten» (ebd., 13 und 17).
Die funktionale, reduktionistische Sichtweise und das 
experimentelle Vorgehen in der Biologie – respektive der 
«Life Sciences», wie die biologischen Wissenschaften heu-
te vornehmlich heissen – waren ausgesprochen produktiv. 
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Eine Überbetonung des Reduktionismus führte aber – so 
lautet Stettlers Hauptthese – dazu, dass das Leben in seiner 
Vielfalt aus dem Blick geriet. Als von Seiten des Umwelt-
schutzes der Begriff der Biodiversität aufkam, habe sich 
die Biologie ihr Vielfaltsverständnis erst wieder erarbeiten 
müssen. Daran war die Industrie durchaus auch interes-
siert, sah sie doch in der (genetischen) Vielfalt der Lebe-
wesen auch eine lukrative Ressource. Mittlerweile arbeitet 
natürlich längst auch die «historische» mit Methoden der 
funktionalen Biologie.

Anfänge der Biotech-Spin-Offs 

Damit die Biotechnik aber zum Leitmodell für «Techno-
logietransfer» schlechthin werden konnte, musste eini-
ges mehr geschehen. In den USA trafen um das Jahr 1980 
mehrere Ereignisse mit der Entwicklung der Wissenschaft 
selbst zusammen; Europa folgte nach einigen Jahren nach.
1981 wurde Ronald Reagan Präsident der USA. Sein Wahl-
sieg markiert einen Epochenbruch, vom «New Deal»-ge-
prägten zu dem von der Chicagoer Schule der Wirtschafts-
wissenschaften geprägten «neoliberalen» Politstil. In der 
neoliberalen Sicht soll der Staat wo überall möglich zurück-
treten; was «der Markt» entscheidet, ist, nur leicht verein-
facht gesagt, immer besser, als was politisch entschieden 
wird. Bereits in seiner Antrittsrede machte Reagan seinen 
berühmten Ausspruch «Der Staat ist nicht die Lösung für 
unser Problem, der Staat ist das Problem.» Auf die Wissen-
schaft bezogen hiess das unter anderem, dass die Idee um 
sich griff, Wissenschaft solle sich selber finanzieren. (Dazu 
kam, dass die Universitäten in der 1968er-Bewegung als 
Hort des gesellschaftskritischen Denkens eine wichtige 
Rolle gespielt hatten, was manchen Politikerinnen und Po-
litikern sehr missfiel, so dass sie deren Etats kürzen woll-
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ten.) Man wollte die Universitäten ermächtigen, ihre Er-
kenntnisse gewinnbringend zu vermarkten. 
Ende 1980, unmittelbar vor Reagans Amtsantritt, verab-
schiedete der Kongress den Bayh-Dole-Act. Dieses Gesetz 
gab den Universitäten das Recht, Forschungsergebnisse zu 
vermarkten, die sie mit Bundesgeldern erzielt hatten. Zuvor 

– so die Sicht der Initianten – «sassen die Universitäten auf 
nicht realisiertem Wohlstand» (Krimsky 2003, 1). Gemes-
sen an seinen Zielen war das Gesetz erfolgreich. Der Eco-
nomist nannte es 2002 «das vielleicht inspirierteste Stück 
Gesetzgebung Amerikas des letzten halben Jahrhunderts» 
(Mirowski 2011, 21).
Zur Goldgrube wurde das Recht zur Vermarktung der For-
schungsresultate durch eine Erweiterung des Begriffs der 

«Erfindung» – also dessen, was patentierbar ist. Ebenfalls 
1980 entschied das US-Bundesgericht im Fall Diamond vs. 
Chakrabarty knapp, dass ein gentechnisch verändertes Bak-
terium patentiert werden dürfe. Der Entscheid «öffnete die 
Schleusen für das Patentieren von Zelllinien, DNA, Genen 
und irgendwelchen Organismen, die genügend stark modi-
fiziert worden waren, um als ‚Produkt einer Herstellung‘ zu 
gelten» (ebd., 30). Selbst DNA-Segmente, deren Funktion 
noch unbekannt war, konnten man nun patentieren.
Nun, da Forschungsresultate ihren Vätern und Müttern 
nicht nur wissenschaftliches Renommee, sondern auch viel 
Geld einbringen konnten, entstand ein neues Geschäfts-
modell. Biotech-Spin-Offs wurden zu den ganz grossen 
Hoffnungs-trägern einer zunehmend spekulativen Ökono-
mie. Schon länger machten sich Wissenschafterinnen und 
Wissenschafter auf, Unternehmen zu gründen – etwa in 
den Bereichen Elektrotechnik oder in der jungen Informa-
tik. Sie verliessen aber ihre Universitäten, wenn sie ein Un-
ternehmen gründeten. Neu war nun, dass die Wissenschaf-
terinnen und Wissenschafter Unternehmen gründeten und 
gleichzeitig an der Universität blieben. Die 1976 gegrün-



54

dete Genentech gilt als erstes dieser neue Unternehmen – 
und es ist (was eher die Ausnahme ist) eine kommerzielle 
Erfolgsgeschichte: 2008 war Genentech nach Amgen das 
zweitgrösste Biotechunternehmen der Welt, 2009 kaufte 
Roche die Firma für fast 50 Milliarden Dollar. An der 1978 
gegründeten Biogen war mit Charles Weissmann von der 
Uni Zürich erstmals ein Schweizer Forscher an einem Bio-
techunternehmen beteiligt (mehr zum «Biotech-Modell» 
in Kapitel 7).
Die meisten akademischen Wissenschafter und Wissen-
schafterinnen begegneten dem neuen Trend vorerst mit 
grosser Skepsis. Eine neue Generation überwand diese 
Skepsis indes. Heute gilt es nicht nur als zulässig, sondern 
als erwünscht, dass Forscherinnen und Forscher ihre eige-
nen Unternehmen gründen. Am Basler Biozentrum sind 
von 36 Professorinnen und Professoren 14 (39 Prozent) 
Inhaber von Patenten oder haben Patentanträge gestellt; 
6 (16 Prozent) haben oder hatten, seit sie am Biozentrum 
arbeiten, laut dem Handelsregister formale Bindungen zu 
Schweizer Unternehmen, wobei es sich jeweils um kleine 
Biotech-Unternehmen handelt. Diese Werte sind im Ver-
gleich zu ähnlichen Forschungsinstituten in den USA im-
mer noch bescheiden.
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Seitenblick Markus Rüegg, Biozentrum Basel: 
«Wir sprechen dieselbe Sprache»15

Markus Rüegg kam 1992 als Assistenzprofessor an 
das Biozentrum Basel, wo er mittlerweile ordentli-
cher Professor ist. Er forscht vor allem über die Rol-
le von Synapsen in neuromuskulären Krankheiten. 
Laut Arbeitsvertrag darf er 20 Prozent seiner Ar-
beitszeit für Nebentätigkeiten verwenden (eine an 
den Universitäten übliche Regelung). Nebentätigkei-
ten seien nicht nur erlaubt, sondern auch erwünscht, 
sagt Rüegg. 2000 half er, den Spin-Off MyoContract 
zu gründen, in dessen Geschäftsleitung er sass. My-
oContract hatte seine Labors am Biozentrum selber. 
Der Spin-Off hielt Patente auf Erfindungen, an de-
nen Rüegg beteiligt war, und erwarb auch die Rech-
te an einem Medikament mit dem Bestreben, es für 
die Behandlung einer seltenen neuromuskulären 
Krankheit auf den Markt zu bringen. Um die benö-
tigten klinischen Studien durchführen zu können, 
fusionierte MyoContract 2004 mit einem anderen 
Unternehmen zu Santhera Pharmaceuticals. Rüegg 
zog sich nun aus der Geschäftsleitung zurück, weil 
ihm die Sache «zu gross geworden» sei, aber auch, 
weil in der jetzigen Phase sein Fachwissen nicht mehr 
gleichermassen gefragt gewesen sei. Bis heute sitzt er 
im Advisory Board von Santhera.
Die klinischen Studien haben in der angestrebten In-
dikation keinen positiven Effekt des Medikamentes 
gezeigt. Aufgrund der enttäuschenden Ergebnisse 
ist der Aktienkurs eingebrochen (Abb. 5.3). Von den 
einst achtzig Angestellten sind etwas mehr als zwan-
zig übrig geblieben; alle präklinischen Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten sind eingestellt. Der-

15 Gespräch mit Markus Rüegg am 25. Januar 2012.
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zeit wird das Medikament in weiteren seltenen 
Krankheiten getestet. Die abschliessenden Resultate 
stehen noch aus, erste Hinweise seien vielverspre-
chend, sagt Rüegg. Weshalb die ersten klinischen 
Versuche nicht die erwarteten Resultate brachten, 
könne man sich bis heute nicht recht erklären.

Abb. 5.3: Aktienkurs der Santhera 1. März 2008 bis 1. März 2013 
(Quelle: www.santhera.com, abgerufen am 1. März 2013).

Trotz den gegenwärtigen Schwierigkeiten wertet 
Rüegg die Erfahrung mit MyoContract und Santhe-
ra durchwegs positiv: «Ich bekam Einblick in Dinge, 
die man in der akademischen Welt nicht sieht.» Das 
sei auch seinem Umfeld zugute gekommen: «Die 
meisten Mitglieder meiner Forschungsgruppe wer-
den ja nicht an der Uni bleiben, sondern gehen in 
die Privatwirtschaft. Wenn da ihr Chef eine Ahnung 
hat, wie es in der Privatwirtschaft aussieht, ist das ein 
Vorteil.» Einen Rollenkonflikt zwischen dem Unter-
nehmer Rüegg und dem Wissenschafter Rüegg habe 
es nicht gegeben: «Ob ich für ein Unternehmen oder 
die Universität arbeite – die wissenschaftliche Arbeit 
ist die selbe.»
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Grundsätzlich fühlt sich Rüegg von der Industrie 
verstanden: «Wir sprechen die selbe Sprache. Die 
Industrie will akademische Partner, um die wissen-
schaftlichen Grundlagen zu verstehen. Deshalb ist 
sie uns gegenüber sehr offen.» Gegenwärtig arbeitet 
Rüegg allerdings ohne Gelder aus der Privatwirt-
schaft. Das liege auch daran, dass er über seltene 
Krankheiten forsche, was für die Industrie nicht so 
interessant sei. Seine Drittmittel kommen von der 
EU, vom Schweizerischem Nationalfonds sowie von 
Patientenorganisationen.
Besteht nicht die Gefahr, dass ein Forscher, der 
gleichzeitig Unternehmer ist und den geschäftli-
chen Erfolg seines Unternehmens im Auge hat, dazu 
neigt, zu viel zu versprechen? Diese Gefahr gebe es 
tatsächlich, sagt Rüegg, aber das sei eine allgemeine 
Tendenz unserer Gesellschaft. In den Patientenorga-
nisationen, von denen er Geld erhalte, befänden sich 
beispielsweise Eltern, deren Kindern an einer der 
von ihm beforschten Krankheiten litten. Sie wünsch-
ten sich verständlicherweise möglichst bald eine 
Therapie für ihre Kinder. Dass diese Ungeduld durch 
Spin-Offs noch gefördert werde, hält er für «wahr-
scheinlich», aber das habe auch sein Gutes: «Grosse 
Unternehmen geben schneller einmal auf, wenn eine 
Substanz nicht viel verspricht. Spin-Offs, die nur ein 
kleines Portfolio haben, bleiben länger dran. Sie sind 
vielleicht weniger kritisch, aber dadurch sind sie auch 
hartnäckiger und erzielen vielleicht Erfolge, die die 
Grossen verpassen würden. Wie die Bilanz aussieht 
zwischen Vor- und Nachteilen, muss man wohl spä-
ter beurteilen. Und wenn wirklich übertrieben wird, 
ist es auch eine Aufgabe von uns Wissenschaftern, zu 
bremsen.»
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Kann das ein Wissenschafter noch, wenn er gleich-
zeitig Unternehmer ist? «Ich meine: Er muss es kön-
nen.»

Markus A. Rüegg
Professor für Neurobiologie am Biozentrum der 

Universität Basel seit 1992 (Ordinarius seit 2005).
Mitgründer und ehem. Geschäftsleitungsmitglied von 

Santhera Pharmaceuticals (vormals MyoContract 
GmbH).

Mitglied des Advisory Board von Santhera 
Pharmaceuticals.

Als Erfinder an mehreren jeweils von MyoContract 
respektive Santhera gehaltenen Patenten beteiligt.

Widerstände innerhalb der Wissenschaften

Wie bereits erwähnt, stiess die Zusammenarbeit mit der 
Industrie zunächst auf Skepsis unter der Mehrheit der Bio-
loginnen und Biologen an den Hochschulen. Ein Fall mit 
Schweizer Beteiligung sorgte international für Aufsehen 
(Bürgi 2011, 172ff): Charles Weissmann, Professor für Mo-
lekularbiologie an der Universität Zürich, sass im Advoso-
ry Board des Biotech-Unternehmens Biogen. An der Uni-
versität Zürich hatte er mit finanzieller Unterstützung von 
Biogen an der gentechnischen Herstellung des antiviralen 
und antitumoralen Wirkstoffs Interferon gearbeitet. Ende 
1979 gelang der Durchbruch, wenige Tage später wurde der 
Patentantrag gestellt, und am 16. Januar gaben die Biogen-
Geschäftsleitung und Weissmann Forschungsresultate im 
Rahmen einer Pressekonferenz bekannt. Das war gegen die 
Usanzen des Wissenschaftsbetriebs, die verlangten, For-
schungsresultate erstmals an wissenschaftlichen Konferen-
zen oder in wissenschaftlichen Zeitschriften zu präsentie-
ren. Aber es war wirksam: Grosse Zeitungen in Europa und 
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den USA widmeten dem Interferon ihre Titelgeschichte. 
Ganz nach den Erwartungen Weissmanns: Es sei, sagte er 
gegenüber dem Magazin Life, Hauptzweck der Pressekon-
ferenz gewesen, ein «Maximum an Wirkung für Biogen» 
zu erzielen.
In der Wissenschaftsgemeinde löste Weissmanns Vorgehen 
harsche Kritik aus. Science berichtete 1980, verschiedene 
Wissenschafter betrachteten die zunehmende Überschnei-
dung kommerzieller und wissenschaftlicher Interessen als 
Gefahr für die akademische Atmosphäre und die moleku-
larbiologische Grundlagenforschung. An einer in der Folge 
einberufenen internationalen Tagung sagte Keith Yama-
moto von der University of California at San Francisco, in 
seinem Departement habe die Bereitschaft abgenommen, 
sich an Seminardiskussionen zu beteiligen – aus Angst, 
jemand greife eine im Gespräch geäusserte Idee auf und 
verwende sie missbräuchlich. Er forderte, wer ein Unter-
nehmen gründe, habe die Universität zu verlassen. Weitere 
Stimmen äusserten sich ähnlich. 1981 und 1982 führte der 
amerikanische Kongress zwei Hearings zu den Folgen der 
Kommerzialisierung der biotechnischen Forschung durch.
Im Kanton Zürich liess der Regierungsrat ein Rechtsgut-
achten erstellen. Es kam zum Schluss, die Vereinbarung 
zwischen Weissmann und Biogen verletze keine geltenden 
Bestimmungen, doch der Kooperationsvertrag schränke 
«die Freiheit und Unabhängigkeit Professor Weissmanns 
in der Bestimmung der Forschungsziele seines Instituts 
und der Ausgestaltung seiner wissenschaftlichen Tätigkeit, 
sowohl für die Vertragsdauer wie auch während der drei bis 
fünf Jahre nachher», ein. Es wurde offensichtlich, dass kei-
ne genügenden gesetzlichen Regelungen bestanden. Es dau-
erte aber noch bis in die 1990er Jahre, bis die Universitäten 
respektive die Kantone Richtlinien und Gesetze erliessen, 
wie mit potenziellen Interessenkonflikten umzugehen sei. 
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Für die beiden ETH verlangte die Aufsichtsbehörde, der 
ETH-Rat, erst 2003, solche Richtlinien zu erlassen.
Doch mittlerweile, schliesst Bürgi sein Kapitel über den 
Fall Weissmann, sei die «einst so umstrittene Figur des 
scientist-entrepreneur zu einem Vorbild für angehende Wis-
senschaftler und Wissenschaftlerinnen geworden».

Seitenblick Sandro Rusconi, ehemals Universi-
tät Freiburg: «Image nachhaltig ruiniert»16

Sandro Rusconi ist der «Mister Gentherapie» der 
Schweiz. Er leitete als Professor für Biochemie der 
Universität Freiburg das 1996 begonnene und 2002 
abgeschlossene Nationale Forschungsprogramm So-
matische Gentherapie (NFP37) und präsidierte bis 
2009 das Forum Genforschung der Schweizerischen 
Akademie für Naturwissenschaft. Aber er ist heute 
nicht mehr in der Forschung tätig, sondern hat in die 
Verwaltung seines Heimatkantons gewechselt. Das 
habe, sagt Rusconi, auch mit seiner Enttäuschung 
mit den Entwicklungen an den Hochschulen zu tun: 
Die wissenschaftliche Gemeinschaft existiere nicht 
mehr; es sei schwierig, Wissenschafterinnen oder 
Wissenschafter zu finden, die sich in Akademien frei-
willig engagierten. 
Der selbe Grund, der den Gemeinsinn in den Wissen-
schaften erodiere, hat laut Rusconi auch das Image 
seines Forschungsgebiets «ruiniert». Die somati-
sche Gentherapie ist ein «sehr viel versprechender» 
Ansatz vor allem zur Heilung (seltener) monogeneti-
scher Krankheiten. Die Idee, Gene als Medikamente 
zu verwenden, stammt aus den 1980er Jahren.
Ein Medikament zu entwickeln, ist in der Genthe-
rapie besonders aufwendig und teuer. Deshalb sind 

16 Gespräch mit Sandro Rusconi vom 15. Dezember 2011.
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die Resultate bis heute bescheiden: Von rund 2000 
klinischen Tests, erklärt Rusconi, hätten weniger als 
zwei Prozent die letzte, dritte Phase erreicht. Erst 
zwei Medikamente seien zugelassen, und das nur in 
China. Die Gentherapie habe bis heute 105 Leben 
gerettet und rund 500 Leben verbessert; an Neben-
folgen seien einige Menschen gestorben.
Fortschritte brauchen Zeit. Doch die Forschung an 
der Gentherapie fiel in eine Zeit und ein Umfeld, 
die sich nicht durch Geduld auszeichneten. In den 
1990er Jahren habe die Gentherapie einen «Hype» 
erlebt, sagt Rusconi. Es seien zahlreiche Spin-Off-
Unternehmen gegründet worden, die Medien hätten 
mit fetten Schlagzeilen berichtet – und wissenschaft-
liche Resultate seien statt in Fachkreisen an Medien-
konferenzen präsentiert worden. Dadurch floss zwar 
fiel Geld in diesen Forschungszweig. Doch die Er-
wartungen auf schnelle Erfolge seien nicht erfüllbar 
gewesen. Und als es zu Rückschlägen kam, sei «der 
Hype in Hysterie umgeschlagen». Die Zeit zwischen 
1990 und 2004 sei eine Zeit extremer Stimmungs-
schwankungen gewesen. Kurz: «Es waren zu viele 
Leute beteiligt, zu viele Firmen, es gab zu viel Auf-
merksamkeit und zu viel Druck.»
Rusconi bringt all das zusammen mit einer Atmo-
sphäre «aggressiver Finanzspekulation bei gleich-
zeitiger Euphorie der Börsen im Zeichen der ‚New 
Economy‘», die auf «naive Vorstellungen und die 
Neigung zu extremer Spektakularisierung seitens 
der Medien» getroffen sei: «Viel Geld und mediale 
Desinformation waren ein explosives Cocktail.»
Der Grundfehler dieser Zeit sei der Versuch gewe-
sen, «Grundlagenforschung in ein Business zu ver-
wandeln». Dem hat die Praxis der Patentierung Vor-
schub geleistet: «Patente sind eine gute Sache, wenn 
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es darum geht, geistiges Eigentum zu schützen. Aber 
Patente sind ein ‚Medikament‘ mit Nebenwirkungen. 
Diese Nebenwirkungen hat man nicht bedacht, als 
man den Patentschutz ausbaute und den Technolo-
gietransfer forcierte. Patente können die Forschung 
behindern. Und sie bringen die Finanzspekulation in 
die Wissenschaft rein.»
Die Anfänge dieser Tendenz sieht Rusconi um 1989. 
Nach dem Wegfall der Systemkonkurrenz des Real-
sozialismus habe der Kapitalismus triumphiert und 
sich «in eine Verherrlichung des aggressiven Wett-
bewerbs gesteigert». Der Verlust des Gemeinsinns in 
den Wissenschaften sei eine Folge davon.
Heute allerdings, meint Rusconi, gehe es der For-
schung besser: «Zum Glück macht die Gentherapie 
immer noch absolut spektakuläre Fortschritte – aber 
ohne Headlines. Mit weniger Geld und geringerer 
Sichtbarkeit schreitet die Forschung viel schneller 
voran. Das Platzen der New-Economy-Blase war 
ein Glücksfall für die Gentherapie!» Doch Rusconi 
mahnt: «Heute scheint die Stammzelltherapie in ei-
ner ähnlichen Spirale gefangen zu sein – dort sind die 
Verhältnisse sogar noch schlimmer.»
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6	 Privatgelder und die Verfälschung  
wissenschaftlicher Resultate

Wie ist es denn nun: Schaden die engen Wirtschaftsbezie-
hungen der Wissenschaft – oder waren die Ängste, wie sie 
Wissenschafter an der Tagung nach dem Fall Weissmann 
äusserten, übertrieben? Sind Interessenkonflikte nichts als 
«Journalistengeschwätz», wie sich ETH-Lausanne-Präsi-
dent Patrick Aebischer gegenüber dem NZZ Folio (Daum 
2011) ausdrückte?
Dass die Finanzierung die Inhalte der Forschung beeinflus-
sen, ist kein Journalistengeschwätz, sondern empirisch gut 
belegt. Um ein paar Beispiele zu nennen: 1998 untersuchte 
ein Team von Forscherinnen und Forschern der Universi-
tät Toronto siebzig Fachzeitschriften-Artikel aus den Jah-
ren 1995 und 1996 über Kalziumantagonisten (CCBs), eine 
Gruppe von Wirkstoffen gegen Bluthochdruck. Sie teilten 
die Studien aufgrund ihrer Resultate in drei Gruppen: Stu-
dien, die CCBs positiv, solche, die sie neutral und solche, 
die sie kritisch bewerten. Von den Autorinnen und Autoren 
der Studien der ersten Gruppe hatten 96 Prozent finanziel-
le Beziehungen mit CCB-Herstellern, von der Autorinnen 
und Autoren der neutralen Studien 60 Prozent, von denen 
der kritischen nur 37 Prozent (Krimsky 2003, 147f). 2003 
zeigte eine ähnliche Metastudie, dass klinische Studien, 
die von der pharmazeutischen Industrie finanziert wur-
den, mit viermal höherer Wahrscheinlichkeit zu Resultaten 
kommen, wie sie im Interesse der Industrie liegen, als Stu-
dien ohne solche Finanzierung (Lexchin et al. 2003). For-
scher und Forscherinnen der Universität Bern analysierten 
2006 59 Studien zu gesundheitsrelevanten Auswirkungen 
von Mobiltelefonstrahlung. In rund der Hälfte der Studien, 
die entweder nur durch die öffentliche Hand oder gemischt 
privatwirtschaftlich-öffentlich finanziert waren, kamen die 



65

Autorinnen oder Autoren zum Schluss, die Strahlung habe 
gesundheitliche Auswirkungen; bei den nur von der In-
dustrie finanzierten Studien zog nur eine von zwölf diesen 
Schluss (Huss et al. 2007). Und so weiter.
Geldgeber mit kommerziellen Interessen an einem be-
stimmten Forschungsresultat beeinflussen die Inhalte der 
Forschung. Und ihr Einfluss steigt. In den USA haben sich 
private Drittmittel an den Universitäten zwischen 1980 
und 2000 von 263 Millionen auf 2,3 Milliarden Dollar pro 
Jahr (teuerungsbereinigt) fast verzehnfacht (Krimsky 2003, 
13). In der Schweiz haben sich die privaten Drittmittel der 
universitären Hochschulen, wie bereits erwähnt, zwischen 
1995 (ältere Zahlen sind beim Bundesamt für Statistik nicht 
erhältlich) und 2010 etwas mehr als verdoppelt.
In den USA waren 1992 von 800 universitären Forsche-
rinnen und Forschern 47 Prozent für die Industrie als 
Berate-rinnen oder Berater tätig, 25 Prozent bekamen für 
ihre Forschung Geld von der Industrie und 8 Prozent be-
sassen Aktien an Unternehmen, die an ihrer wissenschaft-
lichen Arbeit interessiert waren (ebd., 110). Solche Zahlen 
gibt es für die Schweiz nur punktuell: Erstens werden sie 
nicht systematisch erhoben, zweitens geizen die Universi-
täten mit ihrer Herausgabe. Bekannt ist aber beispielsweise, 
dass 2009 69 Prozent aller Fakultätsangehörigen der ETH 
Lausanne eine berufliche Nebentätigkeit gemeldet hatten 
(mehr dazu in Kapitel 11). Um was für Tätigkeiten es sich 
dabei handelt, ist nicht öffentlich bekannt.

Ökonomie vor Life Sciences

Am weitesten fortgeschritten ist der Einfluss der Privatwirt-
schaft in den ökonomischen Wissenschaften, namentlich 
der Finanzwissenschaft. Hier fliessen die meisten priva-
ten Drittmittel, hier gibt es am meisten Auftragsforschung 
und am meisten Stiftungsprofessuren. Von allen Schwei-
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zer Universitäten hat die Universität St. Gallen, eine Wirt-
schaftshochschule, den höchsten Anteil privater Mittel am 
Gesamtbudget, gefolgt von der Università della Svizzera 
italiana mit den Fakultäten Architektur, Wirtschaft und 
Kommunikation. Von den 26 Stiftungsprofessuren der Uni 
Zürich sind fünf in der wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultät angesiedelt.17 Das Institut de Banque et Finance der 
Universität und das Swiss Finance Institute der ETH Lau-
sanne lassen seit 2006 sogar eine Vorlesungsreihe sponsern; 
die Lausanner Banque de Dépots et de Gestion durfte die 
Vorlesung nach ihrem ehemaligen Direktor «Jean-François 
Leuba Seminar Series in Finance» benennen. Anlässlich 
der Seminare luden die Organisatoren jeweils zum Essen 
ins Luxusrestaurant; die Finanzierung wurde über einen 
eigens gegründeten, steuerbefreiten Verein abgewickelt.18 
Laut der Ranking-Spezialistin der Universität Zürich Ani-
ta Klöti sind die Ökonominnen und Ökonomen auch am 
empfänglichsten für die zwischen Hochschulen respektive 
Wissenschafterinnen und Wissenschaftern inszenierten 
Wettbewerbe, von denen noch die Rede sein wird (Kapitel 
8). Und so erstaunt denn auch nicht, dass ein Grossteil der 
Ökonominnen und Ökonomen eher als Apologeten denn 
als unbeteiligte Beobachter des herrschenden Wirtschafts-
systems auftreten.
Doch so wichtig die legitimatorische Funktion der Ökono-
mie für Privatwirtschaft und Politik ist, bringt die Ökono-
mie doch keine Erkenntnisse hervor, die sich für eine indus-

17 Zahlen von 2011. Die medizinische Fakultät verfügt zwar über 
zwölf Stiftungsprofessuren, doch ist diese Fakultät mit ihren Kliniken 
auch viel grösser. Vier der fünf wirtschaftswissenschaftlichen, aber 
nur zwei der zwölf medizinischen Stiftungsprofessuren sind von Un-
ternehmen oder unternehmensnahen Organisationen getragen, die 
anderen von gemeinnützigen Stiftungen oder Vereinen.
18 Eine Schlüsselrolle spielte Jean-Pierre Danthine, seinerzeit Profes-
sor an der Uni Lausanne und heute Direktionsmitglied der Schweize-
rischen Nationalbank (Rutishauser 2012).
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trielle Produktion oder zur Patentierung eignen würden 
– weshalb die Auswirkungen der Symbiose zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft in diesem Bereich für die gesamte 
Wissenschaft wohl doch nicht so bedeutend sind.
An zweiter Stelle bezüglich Einfluss der Privatwirtschaft 
folgen die biomedizinischen Wissenschaften. Das hat 
auch mit der Struktur des Gesundheitsmarktes zu tun, der 
mit einem freien Markt wenig gemein hat: Es zahlt nicht 
der Nachfrager selbst, der vor jedem Kaufentscheid eine 
Kosten-Nutzen-Abwägung vornähme, sondern ein Kran-
kenversicherer, der zu zahlen verpflichtet ist, sofern eine 
grundsätzlich zugelassene Therapie vom Patienten oder der 
Patientin verlangt und von den wissenschaftlich geschulten 
Fachkräften verschrieben wird. Die Industrie hat Interes-
sen auf mehreren Ebenen: auf der Ebene der Patientinnen 
und Patienten; der verschreibenden Ärztinnen und Ärzte; 
der Zulassungsbehörden sowie der Forschung, welche die 
Studien erstellt, aufgrund derer die Behörden Zulassungen 
erteilen oder verweigern. Dass eine «forschende Industrie», 
die für Marketing mehr ausgibt als für Forschung (Angell 
2004, 37ff), tatsächlich auf all diesen Ebenen aktiv Einfluss 
nimmt, ist allgemein bekannt: Vorgebliche Patienten-
Selbsthilfegruppen sind in Wahrheit getarnte Marketingor-
ganisationen19; TV-Sendungen oder Gesundheitsmagazine 
sind getarnte PR-Vehikel von Pharmakonzernen20; Ärzte 
und Ärztinnen erhalten grosszügige (und kleine – auch die 

19 Der Tages-Anzeiger berichtete im Februar und März 2009 in meh-
reren Artikeln über Verbindungen zwischen Elpos, einer Selbsthil-
fegruppe von Eltern von Kindern mit dem Aufmerksamkeitsdefizit 
ADHS, und der Pharmaindustrie. Eine Beschwerde des Arztes, der 
laut diesen Berichten das Scharnier zwischen Elpos und Industrie bil-
det, hat der Schweizerische Presserat am 14. Mai 2010 ausser in einem 
Nebenpunkt abgewiesen.
20 Das Bundesverwaltungsgericht bezeichnete die Sendung «Ge-
sundheit Sprechstunde» von Ringier, die auf auf Schweizer Fernsehen 
SRF läuft, 2011 als «Wiederholungstäterin» in Sachen Schleichwer-
bung (Hostettler 2011). 
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wirken) Geschenke oder sitzen in Advisory Boards21, in 
denen sie für wenig Arbeit Geld erhalten; Mitglieder von 
Zulassungsbehörden sind auf vielerlei Arten mit Unterneh-
men verbunden; renommierte Wissenschafterinnen und 
Wissenschafter setzen gegen satte Honorare ihren Namen 
unter Artikel in der Fachpresse, die von der Industrie ver-
fasst wurden; Studien werden auf ein bestimmtes Resultat 
hin designt, Studien mit unerwünschten Resultaten nicht 
und solche mit erwünschten Resultaten mehrfach publi-
ziert (Kleist 2005) und so weiter. Das ist alles gut dokumen-
tiert (beispielsweise Angell 2004 oder Blech 2003), so dass 
ich hier nicht detailliert darauf eingehen will. Ich will nur 
zwei aktuelle Fälle kurz nennen:

1. 2005 lösten Fälle der Vogel-, 2009 der Schweinegrip-
pe Pandemieängste aus. Regierungen, die es sich leisten 
konnten, deckten sich mit grossen Mengen des Medika-
ments Tamiflu (Wirkstoff Oseltamivir) ein, das angeblich 
gegen Grippe wirken soll. Dem Tamiflu-Hersteller Roche 
bescherte das Milliardengewinne. Die positive Bewertung 
von Tamiflu durch die Zulassungsbehörden weltweit ba-
siert wesentlich auf einer Meta-Analyse klinischer Studien 
durch Laurent Kaiser, heute am Genfer Universitätsspital, 
aus dem Jahr 2003. Kaiser hatte mit fünf Forscherkollegen 
zehn klinische Studien ausgewertet und war zum Schluss 
gekommen, Oseltamivir habe die Wahrscheinlichkeit einer 
Hospitalisierung um 59 Prozent gesenkt (Stockrahm 2012). 
Das Problem mit den von Kaiser analysierten Tamiflu-
Wirksamkeitsstudien besteht darin, dass erstens viele 
dieser Studien nicht von Roche-unabhängigen Forschern 

21 Die Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften 
hat dem Thema «Advisory Board: Berater- oder Marketing-Gremi-
um?» am 10. November 2011 einen Workshop gewidmet. Die Ant-
wort, die beispielsweise der Referent Reto Obrist, Professor für On-
kologie an der Universität Basel, auf die Titelfrage gab, war eindeutig: 
«Advisory Boards sind vor allem ein Marketinginstrument.»
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oder Forschungsinstituten ausgeführt wurden und dass 
zweitens Roche wesentliche Studiendaten unter Verschluss 
hält. 2009 stellte der Epidemiologe Tom Jefferson für die 
Cochrane Collaboration – ein globales Netzwerk zur un-
abhängigen Bewertung klinischer Studien – fest, dass von 
den sechs Autoren der Kaiser-Studie vier zum Zeitpunkt 
der Studie Roche-Angestellte waren und ein weiterer als 
Berater für Roche tätig war. Acht der zehn von Kaiser et al. 
ausgewerteten Studien waren unveröffentlicht. Insgesamt 
wurden laut Jefferson bis heute über hundert Oseltamivir-
Studien unternommen, doch das meiste Datenmaterial 
daraus sei nie veröffentlicht worden. Die Weltgesundheits-
organisation (WHO) ging in ihren Pandemie-Planungen 
nach dem Auftreten der Schweinegrippe 2009 davon aus, 
Tamiflu könne die Ausbreitung der Grippe stoppen – ohne 
von Roche Zugang zu den Daten erhalten zu haben. Die 
US-Heilmittelbehörde FDA, die die Daten eingesehen 
hat, schrieb dagegen, es gebe keine Hinweise, dass Tami-
flu ernste Komplikationen der Grippe verhindern könne 
(Doshi/Jefferson 2012). Anfang 2012 präsentierten Jeffer-
son und sein Team eine weitere Analyse zu Oseltamivir 
und verwandten Wirkstoffen (so genannten Neuramini-
dase-Hemmern), für die sie 16000 Seiten Datenmaterial 
von Roche und mehreren Zulassungsbehörden gesichtet 
hatten. Fazit: Es fehlen ausreichende Belege, wonach der 
Wirkstoff Oseltamivir schwere Komplikationen während 
einer Influenza verringert und die Übertragung von Viren 
einschränkt; es werde lediglich der Krankheitsverlauf um 
einen Tag abgekürzt. Dagegen gebe es Hinweise, dass Ta-
miflu die körpereigene Grippeabwehr schwäche. Roche wi-
derspricht und sagt, Tamiflu sei «nachweislich wirksam» 
(Stockrahm 2012). Roche ist nicht daran interessiert, sich 
der öffentlichen Debatte zu stellen: Die NZZ wollte zu den 
Tamiflu-Studien ein Streitgespräch zwischen Gerd Antes 
von der Cochrane Collaboration und Roche organisieren. 
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Roche war nicht bereit dazu (Niederer 2012). Im Novem-
ber 2012 rief die Cochrane Collaboration dazu auf, Roche 
zu boykottieren, bis das Unternehmen die Daten offen lege, 
und das British Medical Journal publizierte den gesamten 
Briefwechsel zwischen der Cochrane Collaboration und 
Roche online.22

2. Bei einem Gerichtsprozess, den Vioxx-Opfer gegen den 
Pharmakonzern Merck anstrengten (zum Vioxx-Skandal 
siehe Angell 2006), wurde 2009 bekannt, dass Merck ei-
nen der grössten Verlage wissenschaftlicher Fachzeitschrif-
ten, Elsevier, «dafür bezahlte, dass dieser die vermeintlich 
unabhängige und seriöse Zeitschrift The Australasian Jour-
nal of Bone and Joint Medicine veröffentlicht, deren Haupt-
zweck es offenbar war, Material zu liefern, mit dem Me-
dizinern die angebliche Wirksamkeit und Verträglichkeit 
von Medikamenten suggeriert werden sollte» (Mühlbauer 
2009). Mindestens fünf weitere scheinbar unabhängige 
medizinische Fachzeitschriften des Verlags im australisch-
asiatischen Raum wurden ebenfalls von Pharmaunterneh-
men bezahlt.

Beeinflussung unterhalb der Bewusstseinsschwelle

Die Schwierigkeit mit statistischen Studien ist, dass sie 
für den Einzelfall keine gültige Aussage machen können: 
Wenn eine einzelne von der Industrie finanzierte Studie ein 
für die Industrie günstiges Resultat ergibt, heisst das noch 
nicht, dass das Resultat aufgrund eines Einflusses des Geld-
gebers zustande gekommen ist. Doch in der grossen Zahl ist 
das Vorhandensein eines Einflusses eindeutig nachweisbar.
Die Studien zeigen auch, dass ein Einfluss des Geldgebers 
schon unterhalb der Bewusstseinsschwelle stattfindet, das 
heisst: Selbst Forscherinnen und Forscher, die nach bestem 

22 www.bmj.com/tamiflu.
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Wissen und Gewissen um Unabhängigkeit bemüht sind und 
alle Regeln der wissenschaftlichen Integrität einhalten, un-
terliegen einem messbaren Einfluss. Das kann nicht erstau-
nen: Der Mensch ist ein soziales Wesen. Erhalte ich etwas, 
löst das bei mir ein Gefühl von Dankbarkeit aus, selbst wenn 
ich vertraglich ausdrücklich nicht dazu verpflichtet bin, 
dankbar zu sein. Dass es unbewusste Einflüsse gibt, ist in 
einem anderen Bereich in der biomedizinischen Forschung 
allgemein akzeptiert: Der Standard der klinischen Studie 
ist der Doppelblind-Versuch. In solchen Studien werden 
Testpersonen, die ein Medikament (Verum) erhalten, mit 
Testpersonen verglichen, die nur ein Scheinmedikament 
ohne Wirkstoff (Placebo) erhalten. Die Testpersonen dür-
fen nicht wissen, ob sie zur Verum- oder zur Placebogruppe 
gehören, da dieses Wissen den Vergleich verfälschen wür-
de. Doch das genügt nicht: Auch die Person, die die Studie 
durchführt, darf nicht wissen, wer Verum und wer Place-
bo erhält, denn ihr Wissen könnte sich unbewusst auf die 
Testpersonen übertragen und somit auf das Testresultat 
auswirken – die Person, die den Test durchführt, könnte 
beim besten Willen zur Unvoreingenommenheit geneigt 
sein, im Verlauf der Studie ihre Vermutungen bestätigt zu 
sehen. Es erstaunt, wenn Medizinerinnen und Mediziner, 
die vom Standard der Doppelblindstudien überzeugt sind, 
glauben, ihre Forschung bleibe von Geldgebern vollkom-
men unbeeinflusst.
Nun könnte man verlangen, alle klinische Forschung müss-
te neutral, das heisst staatlich, finanziert werden. In gewis-
sen Bereichen der Forschung, namentlich in der Grund-
lagenforschung, wäre das die richtige Antwort: Wenn die 
Nachteile der privat finanzierten Forschung unerwünscht 
sind, muss Forschung eben öffentlich finanziert werden. 
Unabhängige Wissenschaft ist nicht gratis. In der klini-
schen Forschung indes kann das nicht die Lösung sein, 
denn das hiesse ja, dass die öffentliche Hand Privatunter-
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nehmen einen bedeutenden Teil ihrer Produktentwicklung 
finanziert. Es müsste darum gehen, den Einfluss des Geldes 
zu neutralisieren.
Einen Weg könnte die Parallele zu den Doppelblindversu-
chen aufzeigen: Die mit den Studien betrauten Personen 
müssten auch über die Herkunft des Geldes «geblendet» 
werden, man brauchte gewissermassen Tripelblindstudien. 
Diese Möglichkeit wird meines Wissens aber nicht disku-
tiert. Sheldon Krimsky, der ebensolches vorgeschlagen hat 
(Krimsky 2003), sagt heute auf Anfrage, es sei ihm nicht 
bekannt, dass sein Vorschlag irgendwo aufgenommen wor-
den wäre. Eine verwandte Möglichkeit, wie sie in der Er-
forschung der Folgen von Mobilfunkstrahlung teilweise 
gegangen wird, bestünde darin, zwischen Geldgeber und 
Forschung eine weitere Instanz zu stellen: Die Industrie 
wird verpflichtet, Geld in eine unabhängige Stiftung einzu-
zahlen, die die Forschung finanziert. Die Unabhängigkeit 
einer solchen Stiftung wäre dann gewährleistet, wenn sie 
in keinem Wettbewerb stünde – wenn also die Unterneh-
men nicht wählen könnten, welcher Stiftung sie ihr Geld 
geben möchten. Heute wird klinische Forschung sehr oft 

– und zunehmend – statt von universitären von privatwirt-
schaftlich organisierten Forschungsinstituten (Contract 
Research Organisations, CROs) ausgeführt. Hier kann von 
Unabhängigkeit keine Rede sein: Liefert eine CRO nicht 
das gewünschte Resultat, riskiert sie, keine Aufträge mehr 
zu erhalten.

Offenlegung und leckere Cocktails

Der Minimalweg, mit dem der Einfluss von Geldgebern 
zwar nicht neutralisiert, aber doch wenigstens transpa-
rent gemacht werden kann, besteht darin, Geldquellen zu 
deklarieren. Es gilt heute, vor allem in der medizinischen 
Forschung, als Standard, eine Offenlegung der Geldge-
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ber sowie weiterer Interessen zu verlangen. Die meisten 
Schweizer Universitäten verlangen von ihren Mitarbeitern, 
dass sie potenzielle Interessenkonflikte deklarieren; gewis-
se Interessenverbindungen – etwa der Einsitz in Verwal-
tungsräte – müssen von den Schulleitungen in der Regel 
bewilligt werden. Allerdings muss nur ein Teil der Interes-
sen deklariert werden: Aktienbesitz in Unternehmen, die 
mit der Forschung von Universitätsangehörigen zu tun 
haben, ist an Schweizer Universitäten beispielsweise nicht 
meldepflichtig. Die Meldepflicht wird nicht aktiv durchge-
setzt: Man vertraut den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern. Gegenüber der Öffentlichkeit sind die Universitäten 
sehr zurückhaltend; hier herrscht immer noch die Mei-
nung, das gehe ausserhalb der Universität niemanden etwas 
an. Sogar Kommissionen, die die Regierung beraten oder 
Zulassungsentscheide fällen, haben die gemeldeten Inter-
essenverbindungen ihrer Mitglieder in den letzten Jahren 
erst widerwillig der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Ich 
werde auf diese Diskrepanz zwischen Transparenzrhetorik 
und Handeln in Kapitel 11 näher eingehen.
Offenlegung von Interessen verlangt auch das Reglement 
«Integrität in der Wissenschaft» der Akademien der Wis-
senschaften Schweiz vom 28. Februar 2008: «Alle an ei-
nem Forschungsprojekt beteiligten Personen müssen ihre 
finanziellen und sonstigen Interessen und Bindungen ge-
genüber ihren Vorgesetzten, verantwortlichen Instanzen 
und weiteren berechtigten Personen offen legen, soweit sie 
mit ihrer Forschungstätigkeit in Konflikt geraten könnten. 
Bei der Beurteilung von Projekten oder Publikationen dür-
fen die persönlichen Interessen eine objektive Stellungnah-
me nicht beeinflussen» (Akademien 2008, Absatz 2.3.2). 
Eine öffentliche Offenlegung wird nicht gefordert.
Das Reglement von 2008 ist das erste seiner Art für alle 
Schweizer Akademien. Der Abschnitt über Interessenkon-
flikte ist ausgesprochen dürr gehalten. Lediglich die Aka-
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demie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) kann-
te mit ihren Richtlinien zur Zusammenarbeit Ärzteschaft 

– Industrie von 2002 zuvor schon ein eigenes Reglement 
(aktuelle Fassung: SAMW 2006). Das zeigt, wie jung das 
Bewusstsein für die Problematik ist.23

Die medizinischen Fachverbände haben das Thema der In-
teressenkonflikte in der Schweiz als erste aufgegriffen. So 
organisierte die SAMW im November 2001 eine Tagung 
«Ärzteschaft und Industrie – eine Liaison dangereuse?»; 
die Schweizerische Ärztezeitung widmete dem Thema in ih-
rer Nummer 83 (2002) einen Schwerpunkt, und ebenfalls 
2002 verabschiedete der SAMW-Vorstand die genannten 
Richtlinien zur Zusammenarbeit Ärzteschaft - Indust-
rie. Diese sind viel ausführlicher und gehen deutlich wei-
ter als das Reglement der Akademien der Wissenschaften 
Schweiz von 2008. So halten die SAMW-Richtlinien klar 
fest, dass «der verantwortliche Prüfer und seine Mitarbei-
ter kein finanzielles Interesse am Versuch oder an dessen 
Ergebnis» haben dürfen (Art. 4). Das bedeutet auch, dass 
diese Personen «nicht Inhaber, Teilhaber, Verwaltungsrat 
oder bedeutender Aktionär einer Firma sein [dürfen], die 
das zu prüfende Verfahren anwendet oder das zu prüfende 
Produkt herstellt oder vertreibt.» Damit Studien mit uner-
wünschten Resultaten nicht einfach unter den Tisch fallen, 
verlangen die Richtlinien ein öffentliches zentrales Regis-
ter aller klinischen Versuche. Ein solches gibt es bis heute 
nicht. Alle Studienresultate seien zu publizieren oder öf-
fentlich zugänglich zu machen. Fortbildungsveranstaltun-
gen – ein wichtiges Marketinginstrument – dürfen nicht 
gratis offeriert werden; Referentinnen und Referenten ha-

23 Die Akademien der Wissenschaften Schweiz haben am 23. Okto-
ber 2012 einen Workshop zum Thema «Privates Lehrstuhlsponso-
ring» durchgeführt. Ein Resultat des Workshops besteht darin, dass 
die Delegiertenversammlung der Akademien in ihrer Sitzung vom 
April 2013 über einen Antrag diskutiert, zu dem Thema Richtlinien 
zu erlassen.
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ben persönliche und institutionelle kommerzielle Interes-
sen oder finanzielle Beziehungen zum Sponsor inklusive 
Beratungstätigkeiten offen zu legen.
Liest man Diskussionsbeiträge in den Fachmedien oder 
hört sich an Fachtagungen die Vorträge an, stellt man ein 
hohes Bewusstsein für die Problematik fest und ein Wis-
sen darum, dass selbst kleine Geschenke ihre Wirkungen 
zeigen. Ganz anders sieht es aus, wenn man Berufsleute mit 
dem Thema konfrontiert, die sich nicht von sich aus damit 
befassen. Die Wissenschaftsjournalistin (und ausgebildete 
Ärztin) Martina Frei nahm 2006 inkognito an einer Ge-
sprächsrunde im Büro eines Marktforschungsinstituts teil, 
zusammen mit fünf Ärztinnen und fünf Ärzten, darunter 
ein emeritierter Hochschulprofessor und ein Oberarzt. 
Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhielten für die 
Teilnahme am zweistündigen Gespräch 250 Franken vom 
Marktforschungsinstitut. Das Protokoll, das Frei im Tages-
Anzeiger veröffentlichte, liest sich wie eine Realsatire.

Die Marktforscherin wollte wissen, was den Ärztinnen 
und Ärzten an Ärztekongressen wichtig sei.
«Neue Informationen, aber bitte unabhängig und neutral. 
Nicht von einer Pharmafirma beeinflusst», antwortete 
eine Ärztin. Die Marktforscherin lenkte das Gespräch 
dann auf das Rahmenprogramm.
«Ja, das ist auch wichtig», sagte ein Arzt.
«Was wäre denn ein gutes Rahmenprogramm?» fragte 
die Marktforscherin.
Eine Ärztin: «Zum Beispiel, wenn man Karten für eine 
Veranstaltung bekommen würde, die sonst immer ausge-
bucht ist. Für etwas, was in dieser Stadt speziell ist. Dann 
kann man hinterher sagen: Da war ich auch.»
Eine andere Ärztin: «Oder Karten fürs Theater, oder fürs 
Konzert.» (Andere nicken zustimmend.)
Ein Arzt: «Das Essen am Abend ist auch immer gut.»
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Eine Ärztin: «Ich gehe eigentlich an jedem Kongress ein-
mal mit Firmenvertretern essen.»
Danach kam die Rede auf die Stände an den Kongressen. 
«Welche sind Ihnen aufgefallen?», fragte die Marktfor-
scherin.
Ein Arzt: «Mir fällt der von Roche ein.»
Marktforscherin: «Warum?»
Arzt: «Da gab es frische Crêpes. Ich habe aber keine ge-
nommen, weil schon fünfzig Leute anstanden. Aber gero-
chen hat man das weithin.»
Eine Ärztin: «Ich erinnere mich an den Stand von Pfizer. 
Da gab es so leckere Cocktails zu trinken.»
Und so ging es weiter. Schliesslich fragte die Marktfor-
scherin: «Wie wäre es denn, wenn Sie dort am Stand ei-
nem Experten Ihre Fragen stellen könnten?»
Ein Arzt wehrte ab: «Ich glaube kaum, dass die Experten 
das machen würden. Das sähe ja so aus, als ob die sich 
kaufen liessen.» (Frei 2006)

Offenlegung in Zeitschriften

Als Standard gilt heute in den medizinischen und zuneh-
mend in weiteren wissenschaftlichen Zeitschriften die 
Pflicht, Interessenverbindungen und namentlich die Geld-
geber einer Studie offen zu legen. Den Anfang machte 1984 
das renommierte New England Journal of Medicine (NEJM). 
1988 forderte das International Committee of Medical 
Journal Editors (ICMJE) seine Mitglieder auf, die Offen-
legungspflicht einzuführen; durchsetzen konnte es seine 
Aufforderung nicht. Bis heute kennen bei weitem nicht alle 
Zeitschriften eine Offenlegungspflicht; ausserhalb der me-
dizinischen Wissenschaften ist das immer noch eher die 
Ausnahme als die Regel.
Dort, wo die Offenlegung eingefordert wird, halten sich 
Autorinnen und Autoren schlecht an diese Pflicht. Krimsky 
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hat 1997 61134 Artikel in wissenschaftlichen Fach-zeit-
schriften untersucht, die in 181 Zeitschriften mit Offenle-
gungspflicht erschienen waren. Nur die Autorinnen und 
Autoren von 327 Artikeln – 0,5 Prozent aller untersuchten 
Artikel – gaben Interessenverbindungen an – was sehr mit 
den Befunden kontrastiert, wonach in der biomedizin-
schen Forschung der USA ein Fünftel bis ein Drittel aller 
Hochschulforscherinnen und Hochschulforscher mit Un-
ternehmen verbunden sind (Krimsky 2003, 169). Auch ein 
Bericht der National Institutes of Health, der US-amerika-
nischen Forschungsförderungsagentur, aus dem Jahr 2009 
ergab, dass Geldempfänger ihre Interessenkonflikte nicht 
ernsthaft melden (Mirowski 2011, 262).
Das NEJM, das mit der Offenlegungspflicht vorausgegan-
gen war, hat diese Pflicht 2002 abgeschwächt: Nun müssen 
Autorinnen und Autoren nur noch «bedeutende» («sig-
nificant») Verbindungen zu Unternehmen, die den Inhalt 
ihrer Forschung beeinflussen könnten, deklarieren. Die 
Herausgeber begründeten diesen Schritt damit, sie würden 
sonst nicht genug qualifizierte Autorinnen und Autoren 
finden (ebd., 172).
Mehr Transparenz wäre wünschbar – und doch sollte man 
die Wirkung der Offenlegung auch nicht überschätzen: 
Nur weil eine Interessenverbindung deklariert wird, ist ein 
Konflikt noch nicht ausgeschlossen. Darauf hat beispiels-
weise Hanspeter Kuhn, stellvertretender Generalsekretär 
der Ärztevereinigung FMH, aufmerksam gemacht (Kuhn 
2002). Ein Team um George Loewenstein, Professor für 
Ökonomie und Psychologie an der Universität Carnegie 
Mellon in Pittsburgh, hat 2012 gezeigt, dass die Offenle-
gung sogar kontraproduktiv sein kann: Manche Fachleute 
betrachteten ihre eigenen Daten nur um so unkritischer, 
weil sie sich einbildeten, sie würden der Versuchung, Da-
ten verzerrt zu interpretieren, nach der Offenlegung nicht 
mehr erliegen (Loewenstein et al. 2012; zitiert nach Berndt 
2012). 
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Beeinflussung der Fragestellungen

Wichtiger als die Beeinflussung von Forschungsresultaten 
ist der Einfluss auf die Fragestellungen: Es ist logisch, dass 
die Industrie vor allem dort forscht, wo sie sich vermarktba-
re Resultate verspricht. Deshalb sind Krankheiten, die vor 
allem in armen Ländern vorkommen, und Nahrungsmittel, 
die vor allem in solchen Ländern gegessen werden, schlecht 
erforscht (man spricht von orphan diseases respektive or-
phan crops). Die öffentliche Forschung könnte hier ein Kor-
rektiv sein. Wenn die öffentliche Forschung aber zuneh-
mend nach privatwirtschaftlicher Unterstützung schielt 
und wenn die Höhe eingeworbener Drittmittel zu einem 
Mass für wissenschaftlichen Erfolg wird, dann übernimmt 
die öffentliche Wissenschaft die Einseitigkeit der Industrie.
Diese Einseitigkeit wird von zahlreichen Beobachtern 
festgestellt. So ist es interessanter, biologische Ursachen 
einer Krankheit zu erforschen als soziale Ursachen oder 
Umwelteinflüsse, denn gegen Gesellschafts- oder Umwelt-
einflüsse lassen sich keine (vermarktbaren) Medikamente 
entwickeln. Helen Wallace (2010, 99) zitiert eine Studie 
des International Food Policy Research Institute, wonach 
von den Forschungsgeldern, die die öffentlichen National 
Institutes of Health der USA sowie die private Bill-and-
Melinda-Gates-Stiftung für die Bekämpfung der Kinder-
sterblichkeit ausgeben, 97 Prozent in die Erforschung neu-
er Techniken fliessen und nur 3 Prozent in die Entwicklung 
von Mitteln und Wegen, diese Techniken den betroffenen 
Menschen zugänglich zu machen – obwohl die vorhande-
nen Techniken nur ein Drittel ihrer potenziellen Wirkung 
entfalten können, weil zu vielen Betroffenen der Zugang 
dazu fehlt. Krimsky (2003, 215) hat die Artikel der Zeit-
schrift Weed Science der Jahre 1983 bis 1992 untersucht und 
festgestellt, dass 70 Prozent der publizierten Forschung 
sich mit Herbiziden, 20 Prozent mit Unkrautbiologie und 
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-ökologie, aber nur 10 Prozent mit integrierten, nicht che-
mischen Methoden der Unkrautkontrolle befassten.
Beatrix Rubin erwähnt allerdings auch ein Gegenbeispiel: 
ein öffentliches Forschungsprojekt, das komplementär zu 
den kommerziellen Forschungsinteressen Forschung för-
derte. Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 
46 «Implantate und Transplantate» (2003 bis 2008) wur-
den Projekte zur Toleranzinduktion gegenüber transplan-
tierten Organen gefördert. In diesem Bereich ist das For-
schungsinteresse der Industrie gering, denn die Industrie 
verdient Geld mit Medikamenten zur Unterdrückung der 
Abwehrreaktionen auf transplantierte Organe (Immun-
suppressoren). Das Leitungsgremium des NFP46 sah seine 
Vergabepolitik als bewusstes Mittel, von der Industrie ver-
nachlässigte Forschung zu fördern.
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7	 «Marktplatz der Ideen»: Der neoliberale 
Umbau des Wissenschaftssystems

Die Finanzierung von Forschungsprojekten durch Geldge-
ber mit einem spezifischen Interesse kann die Forschungs-
resultate verfälschen, und die Suche nach Geldgebern kann 
die Prioritätensetzung der Wissenschaft verändern. Es gibt 
aber neben diesen beiden Einflussebenen noch eine dritte, 
diffusere, doch es ist vielleicht die wichtigste. Der Politolo-
ge, Ökonom und Wissenschaftshistoriker Philip Mirowski 
widmet sich ihm in seinem Buch Science-Mart (Mirowski 
2011). 
Mirowski setzt den Begriff «Interessenkonflikt» (conflict 
of interest) in Anführungszeichen. Mirowski wäre der letz-
te, der die Problematik von Interessenkonflikten leugnen 
würde. Was er mit den Anführungszeichen andeutet ist, 
dass die Problematik viel tiefer reiche, als es der Begriff 
«Interessenkonflikt» suggeriere. Ein Interessenkonflikt 
ist ein Konflikt eines Individuums oder einer einzelnen 
Institution, die in verschiedenen, sich widersprechenden 
Interessen engagiert ist. Mirowski legt den Fokus aber da-
rauf, dass der Charakter der Wissenschaft schlechthin in 
einer Revolution begriffen sei: «Seit 1980 haben wir ein 
Periode einer tief greifenden Transformation der sozialen 
Praktiken, Institutionen, Regeln und Formate der Herstel-
lung und Förderung von Informationen erlebt; eine Peri-
ode, die langsam, aber unerbittlich die schiere Bedeutung 
von Wissen und den Platz, den Wissen in der modernen 
Gesellschaft einnimmt, verändert hat» (ebd., 6). Diese Re-
volution geschehe nicht spontan, sie folge einem «Skript». 
Autoren dieses Skripts sind laut Mirowski die «neolibera-
len Think-Tanks» (ebd., 7). Auch andere Analytiker der 
jüngsten Entwicklungen des akademischen Systems spre-
chen vom Einfluss des Neoliberalismus. So schreibt etwa  
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Münch (2011, 9): «Weltweit [lassen sich] die gleichen Mus-
ter der Reform beobachten. Sie folgen dem Paradigma des 
Neoliberalismus.»
Man verstehe, schreibt Mirowski, die Situation falsch, 
wenn man einen simplen Gegensatz annehme – hier die 
(der Objektivität verpflichtete) Universität, da die (in Ei-
geninteressen handelnden) Unternehmen. Deshalb könne 
es nicht einfach darum gehen, die ersteren vom Einfluss der 
letzteren möglichst frei zu halten: Es gehe vielmehr um eine 
Logik des Umgangs mit wissenschaftlicher Erkenntnis, um 
wissenschaftliche Werte, um Vorstellungen, was Wissen-
schaft sei und sein soll. Diese beträfen sowohl Akademie 
wie forschende Industrie. Keine noch so gute Richtlinie 
zum Umgang mit Interessenkonflikten könne die Werte 
daran hindern, Grenzen zwischen Akademie und Indus-
trie zu überschreiten. Das erinnert daran, was Bürgi über 
privatwirtschaftliche Grundlagen-Forschungsinstitute 
wie das Friedrich-Miescher-Institut geschrieben hat (vgl. 
Kapitel 5): Deren Zweck sei eine «gezielt herbeigeführte 
Entgrenzung von Hochschule und Industrie» (Bürgi 2011, 
126) gewesen.
Mirowski (a.a.O., 7–22) nennt sechs grosse Trends, welche 
die Transformation des Wissenschaftsmanagements und 
der Wissenschaftsfinanzierung in den USA geformt hätten:

•	 die «Deindustrialisierung des Westens und das ver-
meintliche Aufkommen einer ‚wissensbasierten Öko-
nomie‘» (der Niedergang der Industrie in den meist 
immer noch «Industrienationen» genannten Ländern 
liess die Hoffnung aufsteigen, Wissen sei der «Roh-
stoff» einer neuen, zu schaffenden Industrie);

•	 die «Verbreitung der Computertechnik und der Auf-
stieg der dezentralisierten Kontrolle durch das Inter-
net» (ohne Computer und modernes Datenmanage-
ment wären Kontrollregimes, die beispielsweise auf 
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der Erfassung von Publikationen und dem Zählen der 
Zitationen beruhen, nicht möglich);

•	 die «grosse Transformation im gesetzlichen Umgang 
mit intellektuellem Eigentum»;

•	 die «Restrukturierung der Unternehmen und das Out-
sourcing von Forschung und Entwicklung»;

•	 der «Rückzug des Staats von seiner Rolle als Wissen-
schaftspatron und -manager»; sowie

•	 die «Aufgabe der Prämisse, dass der Staat der erste An-
bieter von Bildung für seine Bevölkerung sei».

Im Zentrum des Umbaus des Wissenschaftssystems steht 
laut Mirowski die Idee eines «Marktplatzes der Ideen» als 
die «zentrale neoliberale Doktrin». Nicht politische oder 
gesellschaftliche Debatten sollen darüber befinden, was er-
forschungswürdig sei, sondern die «Ideen» sollen auf ei-
nem «Markt» in einen Wettbewerb treten und die besten 
sollen sich durchsetzen.
Damit Ideen Gegenstand eines Marktwettbewerbs sein 
könne, müssen sie Warencharakter besitzen. Das tun sie 
nicht von sich aus: Dafür sorgen erst Gesetze und Regelun-
gen, die «geistiges Eigentum» schützen. Mirowski erinnert 
daran, dass Friedrich August von Hayek, der Übervater des 
Neoliberalismus, kein Freund des Laissez-faire war: Er war 
überzeugt, sein Ideal werde sich nicht von allein durchset-
zen, sondern müsse durchgesetzt werden (ebd., 27f). Die 
stetige Ausweitung dessen, was als patentierbar gilt, seit un-
gefähr 1980 und internationale Verträge wie das Trips-Ab-
kommen der Welthandelsorganisation WTO (Agreement 
on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights) 
von 1994 haben zum Zweck, den Warencharakter von Ide-
en zu schaffen und zu festigen. Eine immer grössere Rolle 
spielen laut Mirowski (a.a.O., 140ff) aber auch Material-
Transferabkommen (MTAs). Solche Abkommen schliesst 
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beispielsweise eine Universität mit einem Unternehmen 
oder einem anderen Forschungsinstitut, von dem sie Mate-
rial zu ihrer eigenen Forschung verwendet. Die Abkommen 
regeln detailliert, was mit dem verwendeten Material, aber 
auch mit den damit erzielten Resultaten geschehen darf 
und was nicht. MTAs sind laut Mirowski an den (ameri-
kanischen) Universitäten immer wichtiger geworden und 
schränken die Forschungsfreiheit immer stärker ein. Ich 
werde in Kapitel 12.1 ein Forschungsprojekt erwähnen, 
bei dem die Forschungsanstalt Agroscope Reckenholz-Tä-
nikon (ART) gentechnisch verändertes Saatgut von Ciba 
(heute Syngenta) verwendete. Laut Angelika Hilbeck, die 
das Forschungsprojekt damals leitete, sah das Abkommen 
mit Ciba vor, dass diese eine Publikation bewilligen muss-
ten. Franz Bigler, der heute noch am ART arbeitet, sagt, es 
habe keine solche Vertragsbestimmung gegeben; Ciba habe 
lediglich «empfohlen», die Resultate nicht zu publizieren 
(E-Mail vom 11. März 2012). Ein anderes Forschungspro-
jekt im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 59 
«Chancen und Risiken der Freisetzung gentechnisch ver-
änderter Organismen» erhielt von Syngenta kein Saatgut, 
offenbar weil die Forscher nicht bereit waren, das von Syn-
genta vorgelegte MTA zu akzeptieren (Kapitel 12.2).



84

Seitenblick Ueli Grossniklaus, Pflanzen- 
biologe Universität Zürich: «Ich halte nichts 
von Patenten»24

Ein interessanter Fall der akademisch-industriellen 
Kooperation im Bereich der Pflanzenwissenschaft 

– der Fall eines Forschers, der der Macht der Saat-
gutkonzerne sehr kritisch gegenübersteht und den-
noch mit einem solchen zusammenarbeitet – ist die 
Apomixisforschung der Gruppe Grossniklaus an der 
Universität Zürich.
Apomixis ist die asexuelle Fortpflanzung über Sa-
men. Trotz jahrzehntelanger Forschung gibt es heute 
keine praxisreifen Anwendungen in Nutzpflanzen. 
Bis vor einigen Jahren war die Saatgutindustrie an 
Apomixis nicht interessiert, ja sie lief ihren Interessen 
entgegen. Zur Erklärung hole ich etwas aus: Moder-
ne Hochleistungssorten der meisten Nutzpflanzen 
beruhen auf Hybridzüchtung. Bei dieser Züchtung 
werden durch Inzucht zwei genetisch homogene El-
ternlinien gezüchtet und schliesslich gekreuzt. Die 
Samen aus der Kreuzung bringen in der ersten Ge-
neration Pflanzen mit optimalen Eigenschaften her-
vor, über die die Elternpflanzen nicht verfügten; alle 
diese Hybridpflanzen sind genetisch identisch. Ab 
der zweiten Generation aber beginnt die genetische 
Rekombination zu spielen, die Pflanzen verlieren die 
(erwünschte) genetische Einheitlichkeit und die Ei-
genschaften, die sie ihren Eltern überlegen machten. 
Damit verfügt Hybridsaatgut quasi über einen einge-
bauten Kopierschutz: Landwirtinnen und Landwir-
te müssen das Saatgut vor jeder Aussaat neu kaufen, 
statt es selber zu züchten. Apomixis würde diesen 

«Kopierschutz» unterlaufen: Könnte man Hybrid-

24 Gespräch am 1. Februar 2102.
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saatgut asexuell, also ohne genetische Rekombinati-
on vermehren, würden die Eigenschaften der ersten 
Generation fixiert und blieben in den Folgegenerati-
onen erhalten.
Erst vor gut zehn Jahren begann die Saatgutindustrie, 
sich für Apomixis zu interessieren: Sie hatte reali-
siert, dass sie den Patentschutz auch auf juristischem 
Wege durchsetzen kann. Die Erfahrung mit (patent-
geschützten) transgenen Sorten hatte gezeigt, dass 
die Landwirte und Landwirtinnen den Patentschutz 
respektieren (oder andernfalls nach einer Anklage 
gerichtlich verurteilt werden). Sollte in der Apomi-
xisforschung ein Durchbruch gelingen, ist es für die 
Saatgutindustrie mithin interessanter, mit dabei zu 
sein als abseits zu stehen; Zucht und Herstellung von 
Hybridsamen würden durch diese Firmen sehr viel 
einfacher und kostengünstiger.
Ueli Grossniklaus, der als sehr erfolgreicher Wissen-
schafter gilt und mit fünf der ungefähr dreissig Mit-
gliedern seiner Gruppe an der Apomixis arbeitet, ist 
mir 2005 an einer Veranstaltung des Plant Science 
Center (der Dachorganisation der Pflanzenwissen-
schaften der Universitäten Zürich und Basel sowie 
der ETHZ) aufgefallen, das vor dem Abstimmungs-
kampf zum Gentech-Moratorium Journalistinnen 
und Journalisten wissenschaftliche Grundlagen ver-
mitteln wollte. Im informellen Gespräch beim Apéro 
realisierte ich, dass Grossniklaus, der Gentechnik 
grundsätzlich befürwortet, das vielleicht wichtigste 
Argument der Gentechnikkritik teilte: dass diese 
Technik monopolistische Tendenzen in der Land-
wirtschaft stärke und damit fatale Abhängigkeiten 
schaffe oder vertiefe.
Jetzt sagt Grossniklaus im Gespräch: «Ich halte 
nicht viel vom Patentsystem», um sich gleich zu kor-
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rigieren: «nein, gar nichts». Dennoch hat er selber 
einige Erfindungen zur Patentierung angemeldet 
(allerdings nicht bis zur Patenterteilung weiterver-
folgt): Solange das Patentsystem existiere, müssen 
man auch als Patentkritiker Erfindungen patentie-
ren, um eine gewisse Kontrolle darüber zu behalten 

– und sei es nur die Kontrolle darüber, dass niemand 
anderer die Erfindung kontrolliert. Grossniklaus 
begrüsst die Aktivitäten der NGO Cambia Bios, die 
biotechnische Erfindungen patentiert, um sie mit 
einer Open-Source-Lizenz zu versehen. Eine solche 
Lizenz erlaubt die freie Verwendung einer Erfindung 

– sofern Weiterentwicklungen, die damit erzielt wer-
den, ebenfalls open-source-lizenziert werden.
Heute arbeitet Grossniklaus’ Gruppe mit (nicht 
transgenem) Mais an Apomixis und kooperiert da-
bei seit 2010 mit Pioneer Hi-Bred; vor einigen Jahren 
bestand eine kurzzeitige Zusammenarbeit mit Bayer 
Crop Science. Um eine Zusammenarbeit mit einem 
Saatgutunternehmen komme man nicht herum, wol-
le man eine Anwendung entwickeln, sagt Grossni-
klaus: «Eine Universität oder ein kleiner Universi-
täts-Spin-Off wären nie in der Lage, Saatgut selber in 
grossem Stil zu züchten.» Ausserdem bringe ihm die 
Zusammenarbeit grosse Vorteile, weil Pioneer über 
sehr viel mehr Ressourcen an Kapital und Manpower 
verfügt: «Bei Pioneer arbeiten 3000 Wissenschafte-
rinnen und Wissenschafter nur an Mais. Die können 
eine halbe Million Marker pro Tag analysieren, wir 
vielleicht einige Hundert. Die Versuchsfelder rund 
um die Welt erlauben uns, pro Jahr vier statt zwei Ge-
nerationen zu testen.» Dass sich Pioneer trotz dieser 
Vorteile für die Zusammenarbeit mit Grossniklaus’ 
Gruppe interessierte und nicht ganz allein forscht, 
liege daran, dass die Gruppe über die Erfahrung und 
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das Wissen aus fünfzehn Jahren Vorarbeit zu diesem 
Thema verfüge.
Um seinen Bedenken gerecht zu werden, hat Gross-
niklaus einen speziellen Vertrag mit Pioneer ab-
geschlossen: Eine allfällige Erfindung der Gruppe 
Grossniklaus wird von der Universität patentiert, 
Pioneer erhält das Vorrecht auf eine Lizenz; gemein-
same Erfindungen werden gemeinsam patentiert 

– soweit ist es üblich. Pioneer muss die Technologie 
in Entwicklungs- und Schwellenländern aber gratis 
lizenzieren. Die Vertragsverhandlungen mit Bayer 
Crop Science vor ein paar Jahren seien sehr aufwen-
dig gewesen, weil es schwierig gewesen sei, eine ju-
ristisch taugliche Formulierung zu finden. Pioneer 
dagegen habe bereits seit einigen Jahren unter ähn-
lichen Bedingungen mit Instituten der Consultative 
Group of International Agricultural Research (CGI-
AR) zusammengearbeitet.
Mit Pioneer habe er sehr gute Erfahrungen gemacht, 
sagt Grossniklaus. Pioneer habe lange Zeit den Ruf 
gehabt, in der akademischen Zusammenarbeit sehr 
offen zu sein. Diese Offenheit habe Pioneer 1999 vo-
rübergehend verloren, als das Unternehmen von Du-
Pont übernommen wurde, nach ein paar Jahren sei 
es aber zum alten, offenen Kurs zurückgekehrt. Mit 
anderen Unternehmen hat Grossniklaus andere Er-
fahrungen gemacht: Monsanto habe ihm einmal ein 
Angebot unterbreitet, mit einem Budget von 5 Milli-
onen Dollar pro Jahr ein Apomixisprogramm aufzu-
ziehen. Der CEO des Konzerns, der sich immerhin 
eine Stunde Zeit genommen habe, diese Möglichkeit 
zu diskutieren, sei aber nicht bereit gewesen, auf sei-
ne Bedingungen einzugehen und allfällige Resultate 
Entwicklungsländern frei von Lizenzgebühren zur 
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Verfügung zu stellen, so dass Grossniklaus das An-
gebot ablehnte.

Ueli Grossniklaus
Professor für Entwicklungsgenetik am Institut für 

Pflanzenbiologie der Universität Zürich seit 2000.
Zuvor unter anderem am Cold Spring Harbor Laboratory 

und am Friedrich-Miescher-Institut.
2005-2011 Präsident des Zürich-Basel Plant Science 

Centers (PSC).
Programmdirektor des SNF-finanzierten PhD-Programms 

Plant Science and Policy am PSC.
Keine Einträge im Handelsregister; sitzt in keinen 

Beiräten privatwirtschaftlicher Unternehmen.
Forschungskooperation mit Pioneer Hi-Bred, vor ein 

paar Jahren kurzzeitige Kooperatrion mit Bayer Crop 
Science.

Mehrere Patentanträge gemeinsam mit Cold Spring 
Harbor Laboratory und der Universität Zürich; keine 
gültigen Patente.

Das Biotech-Modell

In der von Mirowski beschriebenen Transformation spie-
len die biologischen Wissenschaften eine zentrale Rol-
le – im folgenschweren Entscheid des US-Bundesgerichts 
im Fall Chakrabarty vs. Diamond von 1980 ging es um die 
Patentierbarkeit von Genen. Eine bestimmte Gruppe von 
Start-Up-Unternehmen haben Modellcharakter: Mirowski 
spricht vom «Biotech-Modell».
Im Zuge neuer Management-Modelle haben Unternehmen 
sich aus der Grundlagenforschung zurückgezogen (ein 
Umstand, den zum Beispiel auch ETH-Lausanne-Präsident 
Patrick Aebischer betont). Eine Grundlagenforschung, die 
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kaum direkten Nutzen verspricht, ist in einem dem Share-
holder Value verpflichteten Unternehmen schwer zu legi-
timieren. Diue neuen Universitäts-Spin-Offs sind in diese 
Lücke gesprungen.
Die 1976 gegründete Genentech gilt als erstes Biotech-Un-
ternehmen dieser Art. Gegründet von Universitätsforsche-
rinnen und -forschern, die auch nach Firmengründung an 
der Universität blieben, hatte das Unternehmen zunächst 
keine eigenen Labors, sondern nutzte die Labors der Uni-
versität, in die es sich einmietete. Mehr und mehr sind es 
solche Unternehmen, finanziert von Risikokapitalisten 
(und häufig subventioniert von staatlichen Wirtschaftsför-
derungsprogrammen, ja von den Universitäten selbst), die 
die risikoreiche Forschung vorantreiben. Deregulierungen 
der Börsen in den USA und weltweit haben den Einsatz 
von sehr viel Risikokapital erst ermöglicht (Mirowski 2011, 
205ff). Sind die Start-Ups erfolgreich, gehen sie an die Börse 
oder werden von einem der grossen Pharmakonzerne über-
nommen. Die Käufer kaufen nun ein Unternehmen, das 
nicht mehr mit grossen Risiken behaftet ist, und profitieren 
so von den Subventionen, ohne selber direkt Subventions-
empfänger gewesen zu sein. Die meisten Biotech-Firmen 
produzieren selber nie eigene Medikamente oder Therapi-
en. Manche haben Forschungstechniken entwickelt, die sie 
vermarkten, das heisst: Der Forschungsprozess selber wur-
de immer stärker Gegenstand kommerzieller Bemühungen.
Wie sehr die Politik, etwa in der EU und auch in der 
Schweiz, bemüht ist, das Biotech-Modell als als künftigen 
Wachstumsmotor zu fördern, werde ich in Kapitel 9 an-
schauen. Doch funktioniert das Modell? Es funktioniert 
für die Pharmaunternehmen, die so einen grossen Teil ih-
rer Forschung und Entwicklung und der damit verbunde-
nen Risiken ausgelagert haben, und es funktioniert für die 
Financiers derjenigen Start-Ups, denen ein erfolgreicher 
Börsengang gelingt. Doch als Ganzes schreibt die Biotech-



90

Industrie Verluste. Nature Biotechnology schrieb 2007, der 
Sektor habe seine Verluste um 64 Prozent auf 2,7 Milliar-
den Dollar reduzieren können – die Reduktion des Verlusts, 
nicht Gewinne sind die Erfolgsmeldung (zitiert in Mirow-
ski 2011, 204). «Es ist das dreckige Geheimnis des Biotech-
Modells», schreibt Mirowski (204), «dass, wenn man von 
einer oder zwei Erfolgsgeschichten absieht, der Sektor seit 
Mitte der achtziger Jahre ständig Geld verliert.» Die Bran-
che verliert mehr Geld, als sie verdient, und von dem ver-
dienten Geld ging laut einer Analyse des Beratungsunter-
nehmens Ernst & Young von 2006 mehr als die Hälfte auf 
das Konto nur zweier Unternehmen, Amgen und Genen-
tech (zitiert nach Wallace 2010, 115f).
Die Schweizer Biotech-Industrie scheint etwas besser ab-
zuschneiden. Der Swiss Biotech Report 2011 beantwortet 
jedenfalls die selbst gestellte Frage «Ist die Schweizer Bio-
tech-Industrie nachhaltig?» mit Ja; die Biotech-Industrie 
sei einer der wenigen Sektoren gewesen, die auch wäh-
rend der «Wirtschaftskrise» (gemeint ist die Finanzkrise 
2008 / 2009) gewachsen sei. Biotech sei ein «Katalysator 
für Wachstum» (Swiss Biotech Association 2011, 6f). Ein 
Zwischentitel im Kapitel über den wirtschaftlichen Erfolg 
lautet «Unterstützung war entscheidend»; er wird hier auf 
die Technologietransferstelle der Universitäten Basel, Bern 
und Zürich, Unitectra, verwiesen. Mit anderen Worten: 
Die angeblich so erfolgreiche Branche kommt ohne exter-
ne Unterstützung nicht aus.25 Das Anlagemagazin Equity 

25 Laut dem Swiss Biotech Report 2011 beschäftigten die 250 Schwei-
zer Biotech-Unternehmen Ende 2010 19000 Personen und erzielten 
2010 einen Umsatz von 9,2 Milliarden Franken. 2009 seien es 9,3 Mil-
liarden gewesen; dass die Branche gewachsen sei, wird also vom selben 
Bericht widerlegt. 2011 betrug der Umsatz laut dem Swiss Biotech Re-
port 2012 dann noch auf 8,7 Milliarden. Nic Alexakis, Geschäftsführer 
der Swiss Biotech Association, weist darauf hin, dass es wenig statis-
tische Daten gebe und Informationen über Erfolg und Misserfolg der 
Biotech-Unternehmen deshalb mit Vorsicht zu geniessen seien, schon 
weil es keine klare Definition von «Biotech» gebe. Die Swiss Biotech 
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der NZZ vom April 2012, das der Biotechnik gewidmet war, 
nannte die Schweizer Biotech im Editorial «aus anlegeri-
scher Sicht eher ernüchternd.» Unternehmen, die einst als 
Vorzeigebeispiele galten, können sehr schnell in den Mis-
serfolg abstürzen: So nannte EPFL-Präsident Parick Ae-
bischer an seinem Vortrag am «Tages-Anzeiger-Meeting» 
im Februar 2011 Actelion noch als ein Beispiel eines erfolg-
reichen Schweizer Biotech-Unternehmens. Heute kämpft 
Actelion ums Überleben.
Erstaunlicherweise haben die Misserfolge noch kaum Aus-
wirkungen auf die öffentliche Wahrnehmung der Biotech 
als besonders «innovativer» Branche. Eine Figur wie J. 
Craig Venter gilt bis heute als erfolgreicher Unternehmer, 
obwohl seine Celera letztlich eine kommerzielle Misser-
folgsgeschichte ist. Und er gilt als guter Wissenschafter, 
obwohl er seinem Ziel, das menschliche Genom als erster 
zu entschlüsseln («Celera» bedeutet «schnell»), die wis-
senschaftliche Qualität unterordnete (Mirowski 2011, 290 
ff, sowie Fortun 2008, 31ff). Das Biotech-Modell, schreibt 
Mirowski (205), habe eine Funktion erfüllt, «die ihre An-
treiber wahrscheinlich nie zugeben würden: Es diente als 
die Schneide des Keils, der die Universitäten von öffentli-
cher Finanzierung entwöhnt und einige ihrer wissenschaft-
lichen Mitarbeiter in Unternehmer verwandelt.»

Association ist eine Initiative der Kommission für Technologie und 
Innovation, der Bundes-Förderagentur für angewandte Wissenschaf-
ten, und des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie. Im Swiss 
Biotech Report 2012 wird die Frage, ob die Industrie nachhaltig sei, so 
nicht mehr gestellt; Biotech wird aber nach wie vor als «wichtiger 
Pfeiler» der Wirtschaft genannt. – Unitectra, die Technologietrans-
fer-Stelle der Universitäten Basel, Zürich und Bern, sagt auf Anfrage 
(März 2012), von 122 Spin-Offs (Biotech und andere), die Unitectra 
bis Ende 2011 begleitet habe, hätten zwölf aufgeben müssen. Da das 
Durchschnittsalter dieser Unternehmen aber nur wenige Jahre be-
trägt, sind diese Zahlen wenig aussagekräftig.
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Seitenblick Ernst Hafen und die Genomik: 
Wissenschaft oder «Partygag»?

Am 23. Januar 2012 bewilligt der Schweizerische 
Nationalfonds 135000 Franken für ein Projekt, das 
Ernst Hafen, Professor an der ETH Zürich, einge-
reicht hatte. Das Projekt sollte eine öffentliche De-
batte über die personalisierte Medizin lancieren. 
Federführend bei der Ausarbeitung war Advocacy, 
eine auf Wissenschaftsthemen spezialisierte Kom-
munikationsagentur, die für Institutionen der öf-
fentlichen Hand, aber auch für Unternehmen wie 
Nestlé, Novartis und Roche tätig ist (und deren Ge-
schäftsführer, Mathis Brauchbar, mit Hafen auch in 
der Geschäftsleitung der Firma EvaluScience sitzt). 
In der Projektgruppe sitzt zudem Jan von Overbeck, 
Chief Medical Officer von Medgate, dem nach eige-
ner Website «führenden Anbieter telemedizinischer 
Dienstleistungen in der Schweiz».
Was bis dahin die Geschichte eines ganz normalen 
Nationalfonds-Gesuchs ist, wirft bei genauerem 
Hinsehen ein Schlaglicht auf einen der grossen Wis-
senschafts-Hypes der Gegenwart. Es geht um medi-
zinische Heilsversprechen und mehr noch um kom-
merzielle Erfolgsversprechen – beide auf tönernen 
Füssen. Und es geht mit Ernst Hafen um eine sehr 
besondere und gleichzeitig in vielem sehr charakte-
ristische Gestalt der Schweizer Wissenschaft – und 
um Filz.
Am Tag, bevor Hafen offiziell erfuhr, dass sein Pro-
jekt bewilligt sei, stiess er die «Debatte», wie er sie 
sich vorstellte, in der NZZ am Sonntag bereits an 
(Friedli 2012).26 Hafen präsentierte die Resultate der 

26 Gleichentags zog 20 Minuten online mit einem eigenen Bericht 
nach («Wie krank bin ich wirklich?»). Am 27. Januar erscheint auf der 
Wissenschaftsseite von 20 Minuten ein – durchaus kritischer – Kom-
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Analyse seines eigenen Genoms, die er von der kali-
fornischen Firma 23 and Me (23andme.com) hatte 
erstellen lassen, und forderte eine Gesetzesänderung, 
um Gentests für alle in der Schweiz ohne ärztliche 
Verschreibung freizugeben. Zehn Tage später leg-
te der SNF das Gesuch auf Eis, danach zog Hafen 
es zurück: Radio DRS (heute: SRF) hatte bekannt 
gemacht, dass Hafen im Gesuch Personen genannt 
hatte, die angeblich in einem Beirat des Projekts sä-
ssen, ohne diese Personen angefragt zu haben (Heu-
ss 2012a). (Ein Verfahren gegen Hafen hat der SNF 
Anfang Mai 2012 eingestellt; man habe Hafen weder 
vorsätzliches noch grobfahrlässiges Handeln nach-
weisen können.)
Das Projekt war in den Tagen vor dem Rückzug aber 
auch inhaltlich unter heftigen Beschuss geraten. Ge-
gen eine wirkliche Debatte mit offenem Ausgang hät-
te wohl niemand etwas einzuwenden gehabt – doch 
meinten viele Kritikerinnen und Kritiker, Hafen 
lanciere keine offene Debatte, sondern mache Wer-
bung für seine Sache, ohne auf ihre negativen Seiten 
hinzuweisen. Die Humangenetikerin Anita Rauch 
von der Universität Zürich sagte, Tests, wie 23 and 
Me sie anböten, hätten «die Qualität eines lustigen 
Partygags». Ihr Kollege Markus Papassotiropulos 
von der Universität Basel sagte: «Das ist eine Irre-
führung der Bevölkerung, weil das im Namen von 
Wissenschaft geschieht und Anschein erweckt, es 

mentar von Beat Glogger, in dem dieser analog zu Hafen auf seine ei-
gene Genomanalyse verweist (Glogger 2011). Glogger ist Inhaber der 
Wissenschafts-Kommunikationsagentur Scitec Media, die die Wis-
senschaftsseiten von 20 Minuten produziert. Laut dem SNF-Gesuch 
Hafens sollte die Gratiszeitung Teil der Kampagne sein; hier sollten 
regelmässige «Science Spots» zum Thema platziert werden. Glogger 
sagt, er habe nichts davon gewusst.
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habe Hand und Fuss. Das ist definitiv nicht der Fall.» 
(ebd.)
Was heisst «personalisierte Medizin»? Darunter 
wird die Vision verstanden, aufgrund genetischer 
Analysen dereinst massgeschneiderte medikamentö-
se Therapien anbieten zu können. (Dieses Verständ-
nis von «personalisierter Medizin» zeigt schon ei-
nen starken Reduktionismus an: Man könnte unter 
personalisierter Medizin ja auch verstehen, dass eine 
Therapie an den Lebenslauf, den Charakter, die sozi-
alen Umstände etc. des Patienten oder der Patientin 
anzupassen sei – etwas, was jeder gute Hausarzt tut.) 
Am Anfang stünde dabei eine Analyse des Genoms 
des Patienten, wie sie heute in der Schweiz nur auf 
ärztliche Anordnung erlaubt ist, aber seit einigen Jah-
ren von kommerziellen Firmen angeboten wird – mit, 
wie die obigen Zitate zeigen, zweifelhafter Qualität. 
Die Genom-Analyse soll es ermöglichen zu erken-
nen, für welche Erbkrankheiten jemand ein erhöhtes 
Risiko aufweist. Dagegen könnte die Person dann 
gezielt präventiv «personalisierte» Medikamente 
einnehmen oder eine «personalisierte» Diät halten. 
Die Genomik, die Wissenschaft vom Entschlüsseln 
der Gene und ihrer Funktion, gilt seit den 1990er 
Jahren als «das nächste ganz grosse Ding» der Bio-
technik. Der Wissenschaftshistoriker und Genomik-
Spezialist Mike Fortun hat sein Buch über das islän-
dische Biotech-Unternehmen Decode Genetics, das 
die Genome der gesamten isländischen Bevölkerung 
erfassen wollte, Promising Genomics genannt. Man 
könne, schreibt Fortun (2008, 9), über die Geschich-
te der Genomik nur angemessen schreiben, wenn 
man die Sprache, in der die Genomiker sprächen, als 
eine «Sprache des Vielversprechenden» (a language 
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of promising) beschreibe: Genomik sei die Wissen-
schaft der (zu) grossen Versprechen.
Hafen betonte, wenn möglichst viele Menschen ihre 
Genome analysieren liessen, sei das wissenschaftlich 
von enormem Wert, denn mit diesen Daten könn-
ten genetische Faktoren von Erkrankungen besser 
erforscht werden. Doch genau das stellen die Kriti-
kerinnen und Kritiker in Frage. Papassotiropoulos 
sagte in der erwähnten Radiosendung, es wundere 
ihn nicht, dass das Gesuch nicht von einem Human-
genetiker eingereicht worden sei (Hafen forscht an 
Fruchtfliegen), denn aus humangenetischer Sicht 
seien die Argumente unhaltbar.27

Ernst Hafen gilt als der «Mister personalisierte 
Medizin» der Schweiz; einen «Wanderprediger» 
nannte ihn der Journalist Christian Heuss (2012a). 
Im Sommer 2011 organisierte er zum Thema eine 
«Academia Engelberg» (ein jährlich stattfindendes 
Treffen, das jeweils eher bescheidenen wissenschaft-
lichen Wert hat, aber wichtige Vertreterinnen und 
Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und 
Medien für drei Tage zusammen bringt; Hafen sitzt 
im Stiftungsrat der Trägerstiftung) und unmittelbar 
davor in Zürich ein «Life Science Zurich Business 
Meeting». Hafen sitzt oder sass in den Verwaltungs-
räten mehrerer Unternehmen, die nicht viel mit sei-
nem wissenschaftlichen Fachgebiet zu tun haben, 
so einer Investmentfirma (Venture Incubator) oder 
eines Unternehmens zur Wissenschaftsbewertung 
(EvaluScience).

27 Das Gesuch entsprach damit im Übrigen auch nicht den Vorgaben 
der Ausschreibung, denn diese sah vor, dass Wissenschafterinnen und 
Wissenschafter Kommunikationsprojekte über ihr Fachgebiet einrei-
chen. Für Humangenetik mit medizinischer Ausrichtung ist Hafen 
kein Fachmann.



96

Bei seinem SNF-Gesuch orientierte sich Hafen 
offensichtlich stark an kommerziellen Vorbildern. 
Nicht zufällig sagte einer der wenigen Politiker, die 
positiv auf Hafens Vorpreschen in der NZZ am Sonn-
tag reagiert hatten – Nationalrat Christoph Mörgeli 
(SVP Kanton Zürich) –: «Nachdem der Schweizer 
Finanzplatz und die Industrie an Bedeutung verloren 
haben, dürfen wir die wichtige Biotechnologie-Bran-
che nicht eindämmen.» (Tages-Anzeiger vom 23. Ja-
nuar). Hafens Projekt sah unter anderem eine Websi-
te mit dem Namen Mein-Genom-und-wir vor. Dieser 
Name ist offensichtlich inspiriert vom Firmennamen 
23 and Me (die «23» steht für die Zahl der Chro-
mosomen als Träger der Erbinformation und damit 
für das Genom). Auch das «wir» ist bei 23 and Me 
abgeschaut: 23 and Me unterhält nämlich einen 
«Forschungsarm», wie es auf der Website heisst, na-
mens «23 and We». Eine 23-and-Me-Mitarbeiterin 
nannte «23 and We» an einem (von Hafen organi-
sierten) Businessmeeting zum Thema personalisier-
te Medizin am 26. September 2011 eine «Commu-
nity», in der Menschen, die ihr Genom analysieren 
liessen, sich austauschen könnten.28 Der Unterschied 
zwischen «Forschungsarm» und «Community» ist 
bedeutsam: Von einem «Forschungsarm» erwartet 
man gewisse Standards, etwa was die Datensicher-
heit angeht. Online-Communities dagegen sind 
dafür bekannt, dass ihre Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer sehr freizügig Informationen über sich preis-
geben. Das sind wertvolle Informationen, für die es 
einen wachsenden Markt gibt – das Startkapital zu 
23 and Me steuerte der Quasi-Monopolist auf dem 
Big-Data-Markt bei: Google.

28 Das Zitat findet sich online im Video www.youtube.com/
watch?v=bkXUhUQ0kUo, Minute 2:30 (abgerufen am 24. Juni 2013).
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Ernst Hafen präsidierte von Dezember 2005 bis 
November 2006 die ETH Zürich. Er war seinerzeit 
so etwas wie der Statthalter Patrick Aebischers, des 
Präsidenten der ETH Lausanne (EPFL) (vgl. Kapitel 
12.3) und starken Manns im Aufsichtsgremium über 
beide ETH, dem ETH-Rat. Hafen versuchte, die 
ETHZ nach Vorbild der EPFL umzubauen, musste 
dann aber auf Druck aus der Professorenschaft zu-
rücktreten. Ich porträtierte Hafen, als er noch ei-
nigermassen sicher im Sattel sass (Hänggi 2006a). 
Hafen war dankbares Sujet für einen Journalisten, 
weil er ein durchaus typischer Vertreter einer Gene-
ration von Wissenschaftsfunktionären war, die die 
Universität quasi als Unternehmen sehen. Er war 
aber bei weitem nicht so gewandt im Umgang mit 
den Medien wie etwa Aebischer. So sagte er Dinge, 
die er in dieser Offenheit wohl nicht hätte sagen wol-
len. Ich sprach ihn darauf an, dass damals die ETHZ 
gemeinsam mit der EPFL und dem Paul Scherrer 
Institut einen neuen Master-Lehrgang in Atomen-
ergietechnik anbot – genau zu dem Zeitpunkt, da 
die Stromwirtschaft in der Schweiz ihre Kampagne 
für den Bau neuer Atomkraftwerke zu lancieren be-
gann. Bediente die ETHZ hier einen Industriezweig? 
Hafen antwortete indirekt bejahend: «Die Elektri-
zitätsbranche hat einen Umsatz von 23 Milliarden 
Franken. Wenn davon acht Prozent in Forschung 
und Entwicklung gehen, wäre ein Teil davon in der 
ETH sicher gut investiert.» Ich fragte Hafen damals 
auch, was er sich unter einer guten Universität vor-
stelle – wurde er doch nicht müde zu sagen, er wolle 
die ETHZ zur weltweit besten (!) naturwissenschaft-
lich-technischen Hochschule machen. Er wusste zur 
Antwort nur eine Leerformel: «Die beste Universi-
tät ist eine Universität, an die die besten Studieren-
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den, die besten Doktoranden, die besten Professoren 
kommen wollen.»
Das Beispiel Hafen im Allgemeinen und des SNF-
Gesuchs im Speziellen ist kein Fall eines Interessen-
konflikts im landläufigen Sinne: Hier versucht keine 
Firma, von aussen auf einen Forscher Einfluss zu 
nehmen. Ernst Hafen ist das Beispiel eines Forschers, 
der selber wie ein Unternehmen aufzutreten beginnt, 
der aber sein Wissenschafter-Sein nutzt, um seinen 
Projekten eine Aura zu verleihen, die ihnen bei nüch-
terner Betrachtung nicht zukäme.

Ernst Hafen
Bis 2005 Professor an der Universität Zürich.
Präsident der ETHZ vom Dezember 2005 bis November 

2006. Professor für molekulare Systembiologie an der 
ETHZ seit 2005; weiterhin Mitglied der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Zürich.

Ehem. Vizepräsident des Stiftungsrats der ETH Zurich 
Foundation (Fundraising für die ETHZ).

Vorstand Life Science Zurich Business Network (ETHZ 
und Universität Zürich).

Stiftungsrat Gensuisse (Lobbyorganisation für die 
Gentechnik).

Stiftungsrat Academia Engelberg.
Stiftungsrat Eidgenössische Stiftung zur Förderung der 

Volkswirtschaft durch wissenschaftliche Forschung.
Stiftungsrat Technopark Zürich und Präsident Bio-

Technopark Schlieren.
Stiftungsrat Eric-Slack-Gyr-Stiftung (Stiftungszweck: 

Erforschung der Parkinsonschen Krankheit).
Ehemaliger Stiftungsrat Huber-Kudlich-Stiftung 

(Stiftungszweck: Förderung und Unterstützung der 
wissenschaftlichen Forschung, des Unterrichtes 
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und des akademischen Nachwuchses an der 
Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich).

CEO und Verwaltungsrat EvaluScience.
Ehem. Mitglied der Geschäftsleitung und Verwaltungsrat 

The Genetics Company.
Ehem. Verwaltungsrat Venture Incubator 

(Investmentgesellschaft; Aktionäre: ABB, CS, Hilti, 
McKinsey, Nestlé, Novartis, Pictet, Schindler, Sulzer, 
Suva, ZKB).

Ehem. Zeichnungsberechtigter der Novartis-Tochter 
ESBATech GmbH.

Als Erfinder an mehreren Patenten beteiligt, als deren 
Anwender in den meisten Fällen die Universität Zürich, 
in zwei Fällen The Genetics Company und in weiteren 
die Uni Zürich und The Genetics Company gemeinsam 
gemeldet sind.
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Entpolitisierung der Wissenschaftspolitik

Mirowski (a.a.O., 349) beendet sein Buch mit den Worten: 
«Das ist nicht die Geschichte einige ‚fauler‘ Äpfel (…). Es 
ist die Geschichte der neoliberalen Korrumpierung des 
Wissens. Es ist die Geschichte der Beschützer des ökono-
mischen Fachs, welche die Kommerzialisierung der Wis-
senschaft predigen und von dieser profitieren, während sie 
gleichzeitig all ihre negativen Aspekte leugnen.»
Der neoliberale Umbau ist eine Entpolitisierung der Wis-
senschaftspolitik: Der «Markt» soll entscheiden, was eine 
gute Idee ist; Wissenschaftsförderer sollen sich auf mess-
bare Kriterien wie die Zahl von Publikationen und Zitaten 
oder die Höhe eingeworbener Drittmittel statt auf inhaltli-
che Kriterien abstützen. Die inflationäre Verwendung von 
Begriffen wie «Innovation» oder «Exzellenz» ist in aller 
Regel inhaltsleer: Was exzellent sein, was «innoviert» wer-
den soll, interessiert nicht. So ist im Themenschwerpunkt 
«Unsere Exzellenz: Schweizer Hochschulen im Kampf um 
private Mittel» der neoliberal ausgerichteten Zeitschrift 
Schweizer Monat vom November 2011 im Editorial, in den 
Fragen der Interviewer wie den Antworten der Interview-
ten mit viel Pathos von «Innovation» und «Exzellenz» 
die Rede, ohne dass nur einmal gefragt würde, was die Be-
griffe bedeuten sollen.
Der Begriff «Innovation» ist im Deutschen in den 1960er 
Jahren erst aufgetaucht und hat den älteren Begriff des 
«Fortschritts» seither verdrängt (Abb. 7.1).
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Abb. 7.1: Häufigkeit der Begriffe «Innovation» und «Fortschritt» im 
Bestand der von Google elektronisch erfassten deutschsprachigen Bücher 
gemäss Google Labs.

Hier löst nicht einfach ein Begriff einen anderen, syno-
nymen ab: «Fortschritt» hat eine lange, vor allem in der 
Aufklärung wurzelnde Begriffsgeschichte; «Fortschritt» 
hat immer die Gesellschaft im Blick. «Innovation» be-
schränkt sich darauf, dass etwas neu ist; «Innovation» 
bringt den Gedanken zum Ausdruck, was neu sei, sei des-
halb schon besser. Ist auch «Fortschritt» mit dem Pathos, 
das ihn begleitet, ein höchst problematischer Begriff, so hat 
«Innovation» diesen problematischen Begriff eben nicht 
durch einen neutraleren und nüchterneren ersetzt, sondern 
er führt das Fortschrittspathos weiter mit – bloss um die 
gesellschaftliche Bedeutung entkernt. «Fortschritt» rech-
net mit dem «Rückschritt», also mit der Möglichkeit einer 
Entwicklung in eine unerwünschte Richtung; «Innovati-
on» kennt keinen solchen Gegenbegriff. Zahlreiche for-
schungspolitische Institutionen haben die «Innovation» 
in den letzten Jahren in ihren Namen aufgenommen, Mi-
nisterien, die einst Forschungsministerien hiessen, heissen 
heute Innovationsministerien, der schweizerische Bun-
desrat publizierte einst alle paar Jahre einen Bildungs-, For-
schungs- und Technologiebericht, seit 2007 aber den Bildungs-, 
Forschungs- und Innovationsbericht. 
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Der Ausgangspunkt des liberalen Denkens «neo»liberaler 
Prägung ist das Misstrauen gegenüber jeglicher (politi-
schen) Planung. Planen zu wollen beinhaltet, in den Wor-
ten Friedrich August von Hayeks, eine «Anmassung des 
Wissens» (Hayek 1973): die Anmassung, vorhersehen zu 
können, welche Entscheide was bewirken. Weil das eine 
Anmassung sei und der Glaube an die Planbarkeit in die 
Despotie führe, sollten sich die besten Ideen im Wettstreit 
miteinander durchsetzen. Statt über Inhalte zu sprechen, 
sollte die Politik lediglich Verfahren festlegen, die einen 
möglichst fairen Wettstreit von Ideen, Menschen, Unter-
nehmen und Lebensentwürfen garantieren.
Das Misstrauen gegenüber der Planbarkeit ist ein wichti-
ger Gedanke. Hayeks Analysen weisen aber ein paar ganz 
grosse Mankos auf: So fehlt bei ihm etwa die Analyseka-
tegorie der Macht (respektive er reduziert den Begriff auf 
staatlichen Zwang). Dass in der Theorie noch so fair funk-
tionierende Wettstreite in der Praxis immer von wenigen 
dominiert werden, sobald wenige viel Macht erlangt haben, 
blendet die neoliberale Sicht aus.29 Ein anderes grosses 
Manko ist die Blindheit dieser Weltsicht gegenüber nicht-
kompetitiven, kooperativen Formen gesellschaftlicher 
Prozesse – wie sie in der akademischen Gemeinschaft laut 
dem Soziologen Richard Münch (2011) vorherrschten und 
fruchtbar waren.

29 Hayek schreibt in seinem Hauptwerk Die Verfassung der Freiheit 
(1960) explizit, die Bedeutung von Kartellen würde überschätzt; ein-
zig eine Art von «Kartell» ist für Hayek untolerierbar: Gewerkschaf-
ten als Kartelle der Arbeit. Für die Blindheit gegenüber Fragen der 
Macht spricht auch, dass Hayek, der Österreicher, in seinem Haupt-
werk nur fünfzehn Jahre nach Ende der Nazidiktatur in seiner Heimat 
kaum ein Wort über den Nationalsozialismus verliert, obwohl er den 
«Feinden der Freiheit» in Deutschland ein eigenes Kapitel widmet, 
und dass Hayeks Mitstreiter Milton Friedman und zahlreiche ihrer 
Schüler trotz ihres Selbstverständnisses als Liberale die Diktatur Au-
gusto Pinochets in Chile unterstützten.
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Die Entpolitisierung der wissenschaftlichen Debatte fin-
det zu einer Zeit statt, da die Wissenschaft in der Politik an 
Einfluss gewinnt. So sehen beispielsweise internationale 
Abkommen wie die Regeln der WTO vor, dass Ausnahmen 
von Regeln nur zugelassen sind, wenn sie «wissenschaft-
lich begründet» sind, und Therapien müssen den «wissen-
schaftlichen Nachweis» ihrer Wirksamkeit erbringen, um 
krankenkassenpflichtig zu werden. Politische Entscheide 
auf wissenschaftliche Evidenz zu stützen: Das tönt vernünf-
tig. Wenn aber gleichzeitig die Wissenschaft entpolitisiert 
wird, wenn ein wie immer gearteter «Markt» letztlich über 
Wissenschaftlichkeit entscheidet und wenn auch beispiels-
weise das Leugnen des Klimawandels «gute Wissenschaft» 
sein kann, weil es auf dem «Marktplatz der Ideen» nachge-
fragt wird: Dann ist das eine Bankrotterklärung von Politik 
und Wissenschaft vor den Kräften, die auf dem Markt am 
stärksten sind.
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8	 Sinnlose Wettbewerbe

Damit der «Marktplatz der Ideen» funktioniert; damit 
die Politik entmachtet und Universitäten und Hochschul-
politik der Marktlogik überlassen werden können, wie es 
dem neoliberalen Programm entspricht, müssen Ideen 
Warencharakter annehmen. Über Patente ist das teilweise 
möglich – aber eben nur teilweise. Ein Grossteil wissen-
schaftlicher Arbeit lässt sich auch mit Patenten nicht zur 
Lieferantin handelbarer Produkte zurechtbiegen.
Damit allerdings auch hier Markt herrsche, wird «Markt», 
werden Wettbewerbe inszeniert. So hat Deutschland vor 
einigen Jahren den «Exzellenzwettbewerb» unter sei-
nen Universitäten veranstaltet, so wurden Anfang 2013 
zwei europäische Forschungsprojekte im Wettbewerb zu 
«Flaggschiffen» für «künftige und neu entstehende Tech-
nologien» erkoren, und so sieht sich jede Universität und 
jeder Wissenschafter, jede Wissenschafterin Wettbewer-
ben, Evaluationen und Ranglisten ausgesetzt (siehe den 
Seitenblick «Anmassung des Wissens», Kapitel 9).
Wie im Wissenschaftsbetrieb Wettbewerbe inszeniert wer-
den und zu welch oft absurden Resultaten das führt, hat 
der Ökonom Mathias Binswanger in seinem Buch Sinnlo-
se Wettbewerbe (Binswanger 2010) beschrieben. Betroffen 
ist besonders, aber nicht nur die Wissenschaft: Unter dem 
Schlagwort «New Public Management» (NPM) werden 
seit den 1990er Jahren weltweit öffentliche Verwaltungen 
einer Managementmode unterzogen, die die Verwaltung 
nach objektivierbaren Kriterien zu organisieren und auf 
mehr Effizienz zu trimmen sucht. Wie die NPM-Logik 
Wettbewerb auch dort schaffen will, wo es keinen Markt 
geben kann, schildert die von der Grossbank UBS heraus-
gegebene Broschüre «Verwaltungsmanagement»: «Der 
Staat muss daher in allen Bereichen vermehrt Wettbe-
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werbssituationen schaffen, selbst dort, wo die Aufgaben 
bzw. Leistungsangebote nicht direkt dem freien Markt 
ausgesetzt werden können (…) Wo für öffentliche Dienst-
leistungen aus irgendwelchen Gründen kein marktwirt-
schaftlicher Wettbewerb geschaffen werden kann, müssen 
wettbewerbsähnliche Massnahmen an dessen Stelle tre-
ten» (zitiert ebd., 46).
Inszenierte Wettbewerbe, schreibt Binswanger, schaffen 
perverse Anreize. Er nennt ein Beispiel, das einer seiner 
Professoren, der aus dem kommunistischen Ungarn in 
die Schweiz gekommen war, jeweils gerne nannte: Um die 
Leistung von Schuhfabriken zu steigern, habe die Sowjet-
union beschlossen, die Fabriken mit dem höchsten Output 
zu belohnen. Um den Output zu messen, habe man sich auf 
ein einfaches Kriterium festgelegt: Wie viel Material eine 
Fabrik verbrauchte respektive wie sehr eine Fabrik ihren 
Materialverbrauch steigern konnte. Resultat des Wettbe-
werbs sei gewesen, dass die Fabriken begonnen hätten, im-
mer schwerere Schuhe zu produzieren. Es ist eine Kritik an 
der Planwirtschaft, die F. A. von Hayek sofort geteilt hätte 

– nur scheinen das die Hochschulreformerinnen und -refor-
mer unter seinen Epigonen übersehen zu haben.

Seitenblick Gene gegen Fettsucht:  
Übertriebene Versprechen

Wer sich ständig einem Wettbewerb ausgesetzt sieht, 
ist versucht, zu viel zu versprechen – gerade, wenn er 
oder sie mit Dingen auf dem Markt «handelt», die 
ihr volles Potenzial erst in näherer oder fernerer Zu-
kunft entfalten werden. So hat denn das Sprechen 
über Wissenschaft immer mehr Elemente der Mar-
ketingsprache übernommen.
Die Medizinerin Despina Contopoulos-Ioannidis 
von der Universität Stanford hat 2003 die wissen-
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schaftlichen Publikationen in sechs Fachzeitschrif-
ten der Jahre 1997 bis 1983 untersucht. In über 
hundert Artikeln schrieben die Autorinnen oder Au-
toren, ihre Resultate würden zu wichtigen klinischen 
Anwendungen führen. Zwei Jahrzehnte später hatten 
nur fünf tatsächlich zu klinischen Anwendungen ge-
führt, wovon nur eine «bedeutende Auswirkungen 
auf die gegenwärtige medizinische Praxis» gehabt 
habe (Wallace 2010, 123).
2005 absolvierte ich ein molekularbiologisches La-
borpraktikum für Wissenschaftsjournalisten am 
Max-Planck-Institut (MPI) für biophysikalische 
Chemie in Niklausberg bei Göttingen. Eines Mor-
gens kam ich beim Joggen an der örtlichen Primar-
schule vorbei. Mir fiel auf, dass fast alle Schülerinnen 
und Schüler mit dem Auto zur Schule gebracht wur-
den, obwohl Niklausberg so klein ist, dass kein Kind 
einen Schulweg von mehr als einem Kilometer hat. 
Am selben Tag referierte ein Forscher vor uns Jour-
nalistinnen und Journalisten. Er erforscht Gene in 
Fruchtfliegen, die den Fetthaushalt der Tiere regu-
lieren. Der Forscher betonte, an den MPI gehe es um 
Grundlagenforschung und nicht um Anwendungen. 
Die Wahl der Fettgene als Untersuchungsobjekte sei 
einigermassen zufällig: Er erhoffte sich grundsätzli-
che Erkenntnisse über das Funktionieren von Genen, 
nicht spezifische Erkenntnisse über den Fetthaushalt 
von Fruchtfliegen. Doch dann zeigte er gegen Ende 
seines Vortrags ein Titelbild des Spiegels mit dem 
Titelthema «übergewichtige Kinder» und sagte, 
vielleicht werde seine Forschung eines Tages helfen, 
dieses Problem zu lösen. Ich fragte ihn im Anschluss, 
ob er wirklich glaube, es sei sinnvoll, Übergewicht 
unter Kindern auf dem genetischen Weg zu bekämp-
fen – wenn man sehe, wie Eltern ihre Kinder ein paar 
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Hundert Meter zur Schule chauffierten? Nein, sagte 
er, selbstverständlich nicht, und er glaube auch nicht 
wirklich, dass eine solche Anwendung je aus seiner 
Forschung hervorgehe. Der Mediensprecher seines 
Instituts habe ihm aber eingebläut, immer dann, 
wenn Journalisten im Raum sässen, auf den poten-
ziellen praktischen Nutzen hinzuweisen.

Gegenstände der Erbsenzählerei

Kriterien der inszenierten Wissenschafts-Wettbewerbe 
sind beispielsweise die Anzahl Publikationen, ihre «Wir-
kung», die Anzahl Zitationen (wie oft wird eine Publika-
tion / ein Autor oder eine Autorin zitiert); die Höhe der 
eingeworbenen Drittmittel; die Anzahl Patente und Spin-
Off-Unternehmen; Wissenschaftspreise. Solche Daten sys-
tematisch zu erfassen, ist überhaupt erst mit den modernen 
Informationstechniken möglich geworden.
Die Zahl der Publikationen, ihre «Wirkung» und die Zahl 
der Zitationen werden nach ausgeklügelten Methoden er-
fasst. Eine wissenschaftliche Zeitschrift, deren Artikel oft 
zitiert werden, hat einen höheren «Impact factor» (an der 
Spitze liegen Nature und Science). Indem man die Zahl der 
Publikationen mit dem Impact factor der Zeitschriften, 
in denen sie erscheinen, multipliziert, errechnet man die 
«Wirkung» der Publikationstätigkeit eines Autors, einer 
Autorin oder einer Institution. Auf die Erhebung dieser Da-
ten hat das Institute for Scientific Information, das zur Me-
dienagentur Thomson Reuters gehört, de facto das Mono-
pol: Ein Privatunternehmen besitzt somit enorme Macht 
über die Bewertung von Wissenschaft, über Anstellung 
oder Nichtanstellung von Wissenschafterinnen und Wis-
senschaftern und über die Vergabe von Forschungsgeldern.
Trotz der ausgeklügelten Methoden geben Publikations- 
und Zitationsindizes die «Bedeutung» wissenschaftlicher 
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Publikationstätigkeit nur sehr verzerrt wieder. Englisch-
sprachige sind gegenüber allen anderen Publikationen be-
vorzugt30, naturwissenschaftliche erzielen in aller Regel 
bessere Resultate als geisteswissenschaftliche, weil in den 
Geisteswissenschaften mehr Bücher, aber weniger Zeit-
schriftenartikel publiziert werden. Und die Methode der 
Messung verändert, was sie misst: Zahlreiche Forscherin-
nen und Forscher richten ihr Publikationsverhalten da-
nach aus, möglichst gute Resultate zu erzielen. So werden 
Forschungsresultate in Einzelpaketen statt auf einmal pu-
bliziert, Wissenschafterinnen und Wissenschafter, die gar 
nicht oder nur marginal an einer Forschungsarbeit mitge-
wirkt haben, werden als Autorinnen und Autoren genannt, 
Freunde zitieren sich gegenseitig aus Gefälligkeit.31 Streit 
um die Frage, wer mit auf die Autorinnen- und Autorenzei-
le darf und wer an welcher Stelle genannt wird, ist die häu-
figste Ursache von Konflikten unter Wissenschafterinnen 
und Wissenschaftern. Das Zählen der Publikationen und 
ihrer Zitationen führt zu einer Überbewertung des Publi-
zierens. In den USA sei es für Nachwuchsforscher «längst 
üblich geworden, die grösste Mühe und meiste Zeit in die 
Schaffung eines Datensatzes zu investieren, der dafür ge-
eignet ist, aus ihm in den nächsten Jahren eine Reihe von 
Aufsätzen zu generieren, die sich in einem Journal mit ei-
nem möglichst hohen Impact unterbringen lassen. Die For-
schungsfragen werden an das angepasst, was der Datensatz 
hergibt.» (Münch 2011, 147)

30 Gemäss Münch (2011, 57) hat ein Fachzeitschriftenaufsatz eines 
US-amerikanischen Autors eine «schätzungsweise bis zu 30-mal grö-
ssere Chance, zitiert zu werden, als ein Artikel eines deutschen Au-
tors.»
31 Die Forscherinnen und Forscher am Kernforschungszentrum Cern 
pflegen die Zitatezählerei fröhlich zu unterlaufen: Cern-Forschungs-
papiere sind mitunter von Hunderten von Autorinnen und Autoren 
gezeichnet; die Reihenfolge der Namen wird alphabetisch aufgeführt 
(und lässt deshalb keine Rückschlüsse auf irgend welche Hierarchien 
zu).
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Andere Messgrössen sind schon auf den ersten Blick sehr 
plump. So misst beispielsweise das Universitäts-Ranking 
der Universität Shanghai, das sehr hohe mediale Aufmerk-
samkeit geniesst, die «Qualität der Ausbildung», indem es 
zählt, wie viele Wissenschaftspreise Absolventinnen und 
Absolventen en der jeweiligen Universität einheimsen. Das 
Shanghai-Ranking misst insgesamt sechs Kriterien:

•	 Alumni, die einen Nobelpreis oder eine Fields-Medail-
le (Mathematik) erhalten haben (Gewichtung: 10 Pro-
zent);

•	 Universitätsangehörige, die einen Nobelpreis oder eine 
Fields-Medaille erhalten haben (20 Prozent);

•	 vielzitierte Wissenschafterinnen und Wissenschafter 
in 21 Fachgebieten (20 Prozent);

•	 Artikel von Universitätsangehörigen in Nature und Sci-
ence in den letzten Jahren (20 Prozent);

•	 Gesamtzahl der Artikel, die in zwei Zitationsindizes 
des Vorjahres registriert sind (20 Prozent); und

•	 die Performanz der obigen fünf Kriterien im Verhältnis 
zur Grösse des wissenschaftlichen Personals (10 Pro-
zent). (Münch 2011, 56)

Als Wissenschaftsjournalist bin ich noch nie einem Wis-
senschafter begegnet, der die Aussage, Nobelpreise seien 
masslos überschätzt, nicht unterstützt hätte – und doch 
schenken Hochschulen, Medien und Politik dieser Insti-
tution der vorletzten Jahrhundertwende jedes Jahr wieder 
enorme Aufmerksamkeit.
Anita Klöti, die auf dem Generalsekretariat der Universi-
tät Zürich Rankings und ihre Funktionsweise untersucht, 
differenziert im Interview: Je spezifischer ein Ranking sei 
und je klarer es sei, zu welchem Zweck ein Ranking erstellt 
wurde, desto brauchbarer sei es. Vergleiche ganzer Uni-
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versitäten hält Klöti für «völlig unsinnig». Die Wirkung 
von Rankings sei etwa in Grossbritannien, wo tatsächlich 
stark aufgrund von Zitationszahlen Geld verteilt werde, 

«einschneidend», hierzulande sei es «noch nicht so dra-
matisch». Die starke Wirkung von Ranglisten sieht Klöti 
im Zusammenhang damit, dass diese «der Funktionslogik 
von Medien in die Hände spielen. Man kann es gut gra-
fisch darstellen, es ist genau das, was 20 Minuten haben will, 
wenn es über Universitäten schreibt.» Nicht zufällig hätten 
viele Rankings Medienpartner, wenn sie nicht sogar von 
Medienunternehmen erstellt würden (wie das Times High-
er Education World University Ranking).
Das Abstellen auf Ranglisten führt zu Zirkularitäten: 
«Gut» ist, wer viele Drittmittel einwirbt; Drittmittel erhält 
eher, wer «gut» ist. «Wichtig» ist, wer viel zitiert wird; 
also wird, wer zeigen will, dass er das Wesentliche erkennt, 
die «Wichtigen» viel zitieren. In gewissen Fällen ist solche 
Zirkularität institutionalisiert: Das schweizerische Hoch-
schulförderungsgesetz von 1999 brachte einen «Wechsel 
von der bisherigen aufwandorientierten zu einer vermehrt 
leistungsorientierten Bemessung der Grundbeiträge», wie 
es in einer Pressemitteilung des Eidgenössischen Depar-
tements des Inneren hiess (online nicht mehr greifbar). 
«Leistungsorientiert» bedeutet, dass das Geld des Bun-
des (nur zu einem Teil) nach Leistungskriterien vergeben 
wird. Eines dieser Kriterien ist die Höhe der eingeworbe-
nen Drittmittel: Wer hat, dem wird gegeben… Noch wei-
ter treiben möchte diesen Automatismus beispielsweise 
Patrick Aebischer, Präsident der EPFL: Im Interview mit 
dem Schweizer Monat vom November 2011 sagte er: «Mein 
Traum ist der Matching Fund: je mehr wir privat anziehen, 
desto mehr zahlt auch der Staat.» 
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Hochschulen als «Kindergärten»

Mathias Binswanger32 geht in seiner Analyse der «sinnlo-
sen Wettbewerbe» hart ins Gericht mit den daran Beteilig-
ten: «In der modernen Universität geht es also nur noch 
am Rande um Erkenntnis, auch wenn bei Sonntagsreden 
immer noch so getan wird, als ob dieses Ziel weiterhin im 
Vordergrund stünde. Moderne Universitäten sind einerseits 
Fundraising-Institutionen, die es darauf anlegen, möglichst 
viele Forschungsgelder für sich abzuzweigen. Und anderer-
seits sind sie Publikationsfabriken, die versuchen, ihren Pu-
blikationsoutput zu maximieren. Demzufolge ist der ideale 
Professor eine Mischung aus Fundraiser, Projektmanager 
und Vielpublizierer, bei dem nicht die Suche nach Erkennt-
nis, sondern der messbare Beitrag zur wissenschaftlichen 
Exzellenz im Vordergrund steht. Universitäten, die sich 
nach aussen als grossartige Tempel der wissenschaftlichen 
Exzellenz darstellen, sind intern zu Kindergärten verkom-
men, wo Professoren sich gegenseitig mit Publikationslis-
ten und der Menge eingeworbener Forschungsgelder zu 
übertrumpfen versuchen» (Binswanger 2010, 147).
Ähnlich argumentiert Libero Zuppiroli, Professor für Op-
toelektronik an der ETH Lausanne (EPFL). Er sagt, die 
moderne europäische – dem US-amerikanischen Vorbild 
nacheifernde – Universität sei zu einem Ort verkommen, 
wo kaum noch gedacht werde: «Denken wird oft als ein de-
kadenter und überflüssiger Luxus betrachtet, der zwangs-
läufig auf Kosten von Zeit, Effizienz und Kompetitivität, 
kurz: von ‚Leadership‘ geht.» (Zuppiroli 2010, 9) Ein heu-
tiger Professor müsse nur noch vier Funktionen erfüllen: 
«Networking, Fundraising, Marketing, Management» 
(ebd., 32). Das Resultat sei «Bling-bling-Wissenschaft», 
die auf Effekt und Sichtbarkeit statt auf echte Qualität ab-

32 Binswanger ist einer der Erstunterzeichner des «Zürcher Appells» 
vom 28. Februar 2013, der den 100-Millionen-Deal der Universität 
Zürich mit der UBS kritisiert.
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ziele. Der Technologie-Börsenindex Nasdaq sei der Index 
dieser Art von Wissenschaft (ebd., 69f; mehr zu Zuppirolis 
Kritik in Kapitel 12.3).
Sinnlose Wettbewerbe können überall zu sinnwidrigen 
Resultaten führen. Doch in den Wissenschaften sind sie 
besonders fatal: Wissenschaft ist in hohem Mass auf Non-
konformität angewiesen, auf Menschen, die ausserhalb 
der gewohnten Bahnen denken, auch auf kreatives Chaos. 
Die Erbsenzählerei der inszenierten Wettbewerbe führt zu 
Normierung und vernichtet Kreativität. Und sie zerstört 
intrinsische Motivation, eine ebenso unverzichtbare Vor-
aussetzung wirklich guter Wissenschaft.

Seitenblick Der europäische Gerichtshof und 
die Patentierbarkeit von Leben:  
Keine Forschung ohne Gewinnaussichten?

Im Oktober 2011 entschied der Europäische Ge-
richtshof (EuGH), dass embryonale Stammzellen 
und daraus abgeleitete Therapien und Verfahren 
nicht patentierbar seien. In Teilen der wissenschaft-
lichen Gemeinschaft löste das Urteil Entsetzen aus, 
obwohl es nichts verbietet. Manche Kommentare 
waren von sehr tiefem Niveau – etwa im New Sci-
entist, dessen Kommentator bedauerte, dass nicht 
einige der Richter an Pakinson litten (zitiert nach 
Walter 2011). Wenn freilich die Sonntagszeitung ei-
nen Gegensatz konstruierte zwischen «forschungs-
feindlichen Kreisen» wie Greenpeace einerseits 
und Forschern, bei denen «blankes Entsetzen» ge-
herrscht habe, andererseits (ebd.), übersah sie, dass 
auch manche Forscherinnen und Forscher das Urteil 
begrüssten.
Interessant ist an dieser Stelle vor allem, welches Ar-
gument die Kritikerinnen und Kritiker des Urteils 
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hauptsächlich vorbrachten: Ohne die Möglichkeit zu 
patentieren gehe die Motivation zu forschen verloren. 
Zwar sei die Stammzellforschung vom Urteil nicht 
tangiert, stellte die Sonntagszeitung fest; weil aber 
«in der Praxis künftig keine Biotech- oder Pharma-
firma in Europa Geld investieren wird in Technologi-
en und Therapien, die nicht durch Patente geschützt 
werden können», werde der Entscheid «europäische 
Innovationen in der Stammzellforschung zum Er-
liegen bringen». Dass Forscherinnen und Forscher 
ohne Aussicht auf kommerziell verwertbare Resul-
tate, aus einer intrinsischen Motivation heraus, for-
schen, wird schon gar nicht mehr in Betracht gezo-
gen.
Gewiss stimmt, dass auch die beste intrinsische Mo-
tivation dann nicht mehr genügt, wenn allfällige The-
rapien in die klinische Testphase eintreten müssten: 
Dann braucht es Geld. Und hier ist es richtig, dass sol-
ches von Unternehmen kaum zu erwarten ist, wenn 
sie keine Aussicht auf eine kommerzielle Verwertung 
haben. Aus diesem Grund werden die orphan disea-
ses kaum erforscht. Die logische Schlussfolgerung 
daraus wäre doch aber, dass es eben andere Finan-
zierungen als die kommerzielle geben muss. Weshalb 
sollte nicht ein Staat, eine Staatengemeinschaft oder 
eine internationale Organisation oder auch eine pri-
vate Nichtprofit-Organisation ein Pharmaunterneh-
men beauftragen, klinische Studien mit einem Thera-
pieverfahren durchzuführen – mit dem Zweck, eine 
Therapie frei von Patenten zur Anwendungsreife zu 
bringen? Akzeptiert man die Logik, dass teure For-
schung und Entwicklung nur dort stattfinden, wo es 
etwas zu verdienen gibt, werden die orphan diseases 
immer orphan diseases bleiben.
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Für Richard Münch wird mit den inszenierten Wettbewer-
ben die akademische Gemeinschaft «zerstört», die einst 
Trägerin der Wissenschaft gewesen sei. Diese Gemein-
schaft sei nicht durch das Prinzips des Wettstreits um den 
grösstmöglichen eigenen Vorteil dominiert gewesen, son-
dern nach dem Prinzip der Reziprozität: Wissenschaftliche 
Erkenntnisse seien ein «Geschenk für die wissenschaftli-
che Gemeinschaft» (Münch 2011, 40). Es habe keine Sie-
ger und Besiegte gegeben, sondern alle hätten voneinander 
profitiert (mit dem Risiko, sei angefügt, dass manche als 
Trittbrettfahrer nur profitierten, ohne zu leisten – ein Ri-
siko, ohne das man gute Wissenschaft kaum wird haben 
können): «Es gibt deutliche Anzeichen dafür, dass sich in 
der Gegenwart ein historischer Wandel der Wissenschaft 
vollzieht. Im Zentrum dieses Prozesses steht die Ablösung 
der Treuhänderschaft der wissenschaftlichen und der aka-
demischen Gemeinschaft sowie der Fachgesellschaften für 
den wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritt und dessen 
Verbreitung in der Gesellschaft durch einen Markt, auf 
dem unternehmerisch geführte Universitäten miteinander 
um Wettbewerbsvorteile in der Attraktion von Forschungs-
geldern, Wissenschaftlern und Studierenden konkurrieren. 
Dieser Wettbewerb ist so angelegt, dass es Sieger und Be-
siegte geben muss» (Münch 2011, 69). Der Vorgang wer-
de «nur noch von einem Funktionssystem beherrscht: der 
Ökonomie» (ebd., 71). Studierende würden «nicht mehr 
als Teil einer akademischen Gemeinschaft betrachtet, son-
dern als Kunden» (ebd., 79). Wenn aber «die akademische 
Lehre als eine wirtschaftliche Dienstleistung begriffen 
[wird], dann werden die sozialen Grundlagen ihrer beson-
deren Qualität zerstört» (ebd., 104).
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Neoliberale Paradoxa

Für Münch haben die Industriestaaten «die Kontrolle über 
Bildung und Wissenschaft weitgehend an die Statistik der 
OECD und den von dieser Institution betriebenen Prozess 
des internationalen Benchmarking abgetreten» (ebd., 64). 
Das ist im Sinne einer neoliberalen Ideologie, unter deren 
Zeichen die Hochschulreformen laut Münch stehen: Der 
Staat soll sich nicht anmassen, nach eigener Schwerpunkt-
setzung in das Geschehen einzugreifen.
Die Sache ist nicht frei von Paradoxa: Die neoliberal insze-
nierten Wettbewerbe, die ja ohne echten Markt stattfinden, 
sind im Grunde eine Form von «Zentralverwaltungswirt-
schaft» (ebd., 25). Die Autonomie der Hochschulen zwingt 
diese in ein Korsett der Kennzahlen und ist Instrument ih-
rer Disziplinierung. Liberale Rhetorik geht mit ausgespro-
chenen Steuerungsphantasien einher. Universitäten haben 
«Autonomie» erhalten – jedoch mit dem Zwang, sich sel-
ber zu kontrollieren und zu gängeln.
Paradox ist schliesslich, dass Protagonistinnen und Prota-
gonistenen der marktwirtschaftlich orientierten, auf Inno-
vationssteigerung ausgerichteten Hochschulreformen die 
Schweiz an den USA ausrichten wollen. Denn: Gemessen 
an deren Kriterien ist die Schweiz schon Spitze – und liegt 
weit vor den USA: Die Schweiz ist laut dem Innovation 
Union Scoreboard der Europäischen Union «innovativste» 
Nation Europas (EC 2012; Abb. 8.1). Laut einer Studie über 
die «wissenschaftliche Wirkung von Nationen» schneidet 
die Schweiz 2,6-mal besser ab als die USA, wenn man die 
Zitationen ins Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt setzt – 
und das, obwohl Zitateindex amerikanische Publikationen 
bevorzugen (King 2004, zitiert nach Zuppiroli 2010, 73).
Es geht also offensichtlich gar nicht darum, dass die 
Schweizer Universitäten besser werden sollen. Die Refor-
men scheinen viel mehr sich selbst (und den Interessen ih-
rer Protagonisten) zu dienen.



116

Abb. 8.1: «Innovation Performance» der EU- und weiterer europäischer 
Staaten mit der Schweiz an der Spitze (EC 2012, 17)



117

9	 Idée fixe: Forschungsförderung und die 
«wissensbasierte Ökonomie»

Sollte man, um Interessenkonflikten zu begegnen, eine 
rein staatlich finanzierte Wissenschaft anstreben? Ist staat-
liche Forschungsförderung besser oder zumindest weni-
ger konfliktgeladen als privatwirtschaftliche? Das wäre zu 
einfach gedacht. Staatliche Forschungsförderung kann die 
Wissenschaft unter Umständen gar in ein engeres Korsett 
sperren als privatwirtschaftliche, wenn sie von einer fixen 
Vorstellung ausgeht, wie Wissenschaft auszusehen habe. 
Ist Wirtschaftsförderung das einzige Ziel hinter der For-
schungsförderung, wären private Geldgeber wohl tatsäch-
lich besser geeignet, Fehlentwicklungen früh zu erkennen 
und aufzugeben, als staatliche Bürokratien.
Eine Forschungsförderung mit öffentlichen Geldern, die 
(fast) einzig auf die Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit der Privatwirtschaft abzielt, ist die der Europäischen 
Union.33 Die Pressemitteilung der Europäischen Kommis-
sion zum Vorschlag für das Forschungsförderungs-Rah-
menprogramm 8 (2014 bis 2020) mit dem Titel «Hori-
zont 2020» vom 30. November 2011 ist überschrieben mit 
«Horizont 2020: Die Kommission schlägt Investitionen 
von 80 Milliarden Euro in Forschung und Innovation vor, 
um Stellen und Wachstum anzukurbeln» (EC 2011). «Ei-
nes der Hauptziele von Horizont 2020 lautet, die Industrie-
Führerschaft in Innovation zu erhöhen, Wettbewerbsfä-
higkeit zu stärken und mehr gute Ideen zur Marktreife zu 
entwickeln», heisst es in der Mitteilung.

33 Die Schweiz beteiligt sich wie auch andere Nicht-EU-Länder an der 
EU-Forschungsförderung; sie eine gleichberechtigte Teilnehmerin, 
allerdings ohne Mitbestimmungsrecht. Für das kommende 8. Rah-
menprogramm (ab 2014) muss die Teilnahme allerdings wieder neu 
ausgehandelt werden.
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In einem Radiointerview im Februar 2012 sagte der stell-
vertretende Generaldirektor für Forschung und Inno-
vation der EU, Wolfgang Burtscher: «Es liegt sicher auf 
der Hand, dass die europäische Forschungspolitik zwei 
grosse Aufgaben hat: Einerseits soll sie die Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen Wirtschaft stärken und damit 
einen Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung leisten.» 
Als zweiten Punkt nannte er, wissenschaftliche Resultate 
sollten besser in «Innovationen» umgesetzt werden als 
bisher – was letztlich wie der erste Punkt auf die Verwert-
barkeit der Forschung hinaus läuft. «Wir wissen», sagte 
Burtscher weiter, «dass es eine eindeutige Korrelation gibt 
zwischen Investitionen in Forschung und Entwicklung auf 
der einen Seite und wirtschaftlichem Wohlstand» (Heu-
ss 2012b). Doch gerade dieser Zusammenhang ist heftig 
umstritten und lässt sich empirisch nicht nachweisen. Auf 
meine Nachfrage, was seine Quelle sei, schickte mir Burt-
scher eine Grafik, die das Wachstum der Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben mit dem Wirtschaftswachstum von 
EU-Mitgliedstaaten sowie den USA und Japan korreliert. 
Doch nicht nur ist die Korrelation schwach, es werden hier 
auch sehr unterschiedliche Staaten miteinander verglichen, 
die aus ganz unterschiedlichen Gründen unterschiedliches 
Wachstum auf unterschiedlichen Niveaus aufweisen. Hie-
raus eine Kausalität herleiten zu wollen, ist abenteuerlich 
(Abb. 9.1).
Helen Wallace (2010) hat in einem eindrücklichen Be-
richt im Auftrag von GeneWatch UK nachgezeichnet, wie 
sich die Idee, Wissenschaftsförderung sei ein Weg, die 
Wirtschaft anzukurbeln, seit ungefähr 1980 in den wis-
senschaftspolitischen Positionspapieren Grossbritanniens 
und der EU immer mehr durchgesetzt hat (für die Schweiz 
wäre eine solche Analyse noch zu machen). Namentlich die 
«wissensbasierte Ökonomie» respektive «wissensbasier-
te Bio-Ökonomie» (knowledge-based (bio-) economy) zieht 
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sich wie eine Idée fixe durch die jüngste Geschichte der For-
schungsförderung. Und hier wiederum hebt Wallace zwei 
Visionen als besonders wichtig hervor: die «Idee, dass jeder 
sein eigenes Genom sequenzieren lässt, um zu einer ‚per-
sonalisierten Medizin‘ zu gelangen» sowie die «Idee, dass 
gentechnisch veränderte Nutzpflanzen entwickelt werden, 
die die Ernährung verbessern, der Umwelt nützen und neue 
Möglichkeiten zur Herstellung von biogenen Treibstoffen, 
Chemikalien und Medikamenten bieten» (ebd., 13).

Abb. 9.1: Korrelation zwischen Forschungsausgaben und Wirtschafts-
wachstum der EU-Mitglieder sowie Japans und der USA, zur Verfügung 
gestellt von der EU-Kommission. Zur Quelle schreibt der Vize-General-
direktor für Forschung der EU-Kommission: «see Ref: «A Time Series 
Analysis of the Development in National R&D Intensities and National 
Public Expenditures on R&D», In relation to (PP-CT-M2-2005-0001): 
«Framework Service Contract for Expert Support with the Production 
and Analysis of R&D Policy Indicators», Final Study Report for Specific 
Assignment 4 (SPA4): Literature Review, Feasibility Study, Collection of 
Field Statistics, Calculation of Indicators, Survey, Conclusions». 
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Ich will Wallace’ Studie hier kurz zusammenfassen und von 
den zahlreichen Papieren, die sie aufzählt, nur ein paar we-
nige nennen.

«Wissensbasierte (Bio-) Ökonomie», «Genome Valley»

Der Begriff «wissensbasierte Ökonomie» tauchte in einem 
Bericht der OECD von 1996 erstmals auf. Die Neuausrich-
tung der Wissenschaft auf dieses Ziel indes setzt laut Wal-
lace früher ein, nämlich in Grossbritannien mit Premiermi-
nisterin Margaret Thatcher. Ihre Regierung kürzt einerseits 
staatliche Beiträge an die Wissenschaft und verfasst ande-
rerseits in der Mitte der 1980er Jahre eine Reihe von Be-
richten, die eine Umorientierung der Wissenschaftspolitik 
auf kommerzielle Ziele verlangen. Thatcher, schreibt Wal-
lace, sei damit Ronald Reagans Politik in den USA gefolgt. 
Thatchers Nachfolger, sowohl der konservative John Major 
wie die Labour-Premierminister Tony Blair und Gordon 
Brown, verfolgten diese Linie weiter und bekräftigten sie 
(das selbe lässt sich für die gegenwärtige liberal-konser-
vative Regierung sagen). Eine wissensbasierte Ökonomie 
aufzubauen sei für die Regierung Blair ein «zentrales Ziel» 
gewesen (ebd., 17). Gordon Brown habe in seinen Reden 
als Blairs Schatzkanzler immer betont, Investitionen in 
Wissenschaft und Innovation und in Partnerschaften mit 
der Privatwirtschaft seien der Weg, die Zukunft der briti-
schen Wirtschaft langfristig zu sichern (ebd., 19). 
1999 publizierte das britische Departement für Handel und 
Industrie einen «Genome-Valley-Bericht». Der Begriff 
«Genome Valley» spielt auf das kalifornische Silicon Val-
ley an, eine Region, in der seit den 1980er Jahren eine flo-
rierende Computerindustrie entstanden ist. Nach diesem 
Vorbild erhofften sich britische (und europäische) Wissen-
schaftsförderer ein Pendant im Feld der neuen Genomik-
Industrie diesseits des Atlantik.
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Auch die EU baue ihre Wissenschaftspolitik auf der Idee 
der wissensbasierten Ökonomie auf, schreibt Wallace. Die 
Angst, von den USA abgehängt zu werden, war seit den An-
fängen der EU respektive ihrer Vorgängerorganisationen 
ein wichtiger Treiber der europäischen Integration. So war 
der Euratom-Vertrag, der die Nuklearforschung in Europa 
fördert, Bestandteil der Römer Verträge von 1957, die die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft schufen: Man wollte 
in der Atomtechnik nicht von den USA abhängig sein. Noch 
älter ist das Kernforschungszentrum Cern unweit Genf, 
das 1953 als Europäischer Nuklearforschungsrat (Conseil 
Européen de la recherche nucléaire) gegründet wurde, um 
die Auswanderung junger Physiker in die USA zu stop-
pen. Die Atomphysik galt damals als «Leitwissenschaft» 
wie heute die Life Sciences. Das extreme Übergewicht der 
Atomforschung in der europäischen Forschungsförderung 
bis heute lässt sich mit diesem historischen Hintergrund 
erklären (wenn auch nicht rechtfertigen).
In einem Bericht Biosociety («Biogesellschaft») der dama-
ligen Europäischen Gemeinschaft wurde 1979 erstmals die 
Biotechnik als Schlüsselkomponente der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit in Europa genannt. 1984 lancierte 
die EG ihr erstes Forschungs-Rahmenprogramm und 1985 
die Forschungsinitiative Eureka (der neben den damali-
gen EG-Mitgliedern von Anfang an weitere europäische 
Staaten, darunter die Schweiz, angehörten). Rahmenpro-
gramm wie Eureka waren auf «marktgerechte Forschung 
und Entwicklung» ausgerichtet. 1990 widmete sich eine 
Reihe von Berichten dem (angeblichen) Innovationsdefizit 
Europas, die forderten, die Forschung müsse näher an die 
«Innovation» herangeführt werden. Die Lissabon-Strate-
gie nannte 2000 als ein Ziel, die EU zur «dynamischsten, 
wettbewerbsfähigsten wissensbasierten Ökonomie der 
Welt» zu machen. Weil die Forschungsförderer realisierten, 
dass gewisse Vorhaben auf Widerstand stiessen, war Öf-
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fentlichkeitsarbeit in all ihren Strategien immer ein zentra-
ler Punkt. «Die Betonung lag auf PR (…) und der Notwen-
digkeit, die Öffentlichkeit (und Ärzte) zu ‚bilden‘, damit 
sie die neuen Techniken akzeptieren, und nicht auf einer 
kritischen Begutachtung der Bedenken gegen diese Tech-
niken», schreibt Wallace (ebd., 24). Diskussionen über 
allfällige Konflikte habe es «wenig, wenn überhaupt» ge-
geben (ebd., 25). Letztlich waren nur wenige Leute an der 
Ausformulierung der Politik beteiligt: «Ein kleiner Kreis 
der selben Berater, mit engen Beziehungen zu den jeweili-
gen Industriesektoren, haben praktisch alle Polit-Reviews 
der biologischen Forschung beeinflusst. Oft empfahlen sie 
dabei die Einrichtung neuer Kommissionen, in die sie dann 
gewählt wurden» (ebd., 26).
2007 publizierte die Kommission einen Bericht En Route to 
the Knowledge-Based Bioeconomy («Unterwegs zur wissens-
basierten Bio-Ökonomie», auch bekannt als «Köln Pa-
per»; EC 2007), das von künftiger «personalisierter Medi-
zin» und «personalisierter Ernährung» (vgl. dazu Kapitel 
12.3) und «Hochleistungs-Nutzpflanzen» schwärmt.
Die EU-Strategiepapiere bestätigen den Befund der Wis-
senschaftsforscherin und ehemaligen ETHZ-Professorin 
Helga Nowotny (2005, 12): «Einst konnte Wissenschaft 
beanspruchen, mehrere, sogar widersprüchliche Funktio-
nen zu haben. Heute besteht ihre Hauptfunktion darin, In-
novation einzuleiten, aufrecht zu erhalten und deren wich-
tigster Motor zu sein.»
Die EU hat zahlreiche Gremien geschaffen, die die Kom-
mission in Wissenschafts- und Technikfragen beraten und 
bei der Vergabe von Forschungsgeldern der Rahmenpro-
gramme mitwirken, die jeweils sehr industrienah zusam-
mengesetzt sind. Beispielsweise die 2003 gegründete Com-
petitiveness in Biotechnology Advisory Group, in der unter 
anderem die Unternehmen Monsanto, Syngenta, BASF 
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Plant Sciences, DSM, Genzyme Europe und Glaxo-Smith-
Klime vertreten sind (ebd., 29).
Im Rahmenprogramm der EU und der Formulierung von 
Forschungsstrategien hat die Industrie durch die Europäi-
schen Technologie-Plattformen (ETPs) eine institutionali-
sierte Mitsprache. ETPs wurden in zahlreichen Bereichen 
geschaffen. So gibt es beispielsweise die ETP «Pflanzen für 
die Zukunft». Mit ihrer Bildung hat der EU-Rat die Euro-
pean Plant Science Organisation und EuropaBio beauftragt. 
EuropaBio ist die «Stimme der europäischen Biotech-In-
dustrie» (Eigendeklaration), die wichtigste Pro-Gentech-
Lobbyorganistaion Europas. In der ETP «Nahrung fürs 
Leben» sind Nestlé, Kraft, Unilever, Bayer Crop Science, 
Cargill, Danone, Danisco und DSM vertreten, in der ETP 
«Biotreibstoffe» wiederum EuropaBio. Die Einrichtung 
einer ETP für Biolandbau hat das Generaldirektorat For-
schung der EU abgelehnt. Für Wallace ist das ein Beleg da-
für, dass die EU-Behörden unter der «Bio-Ökonomie» nur 
patentierbare Techniken verstehen (ebd., 87–89).
Ein anderes äusserst industrienahes Forschungsförde-
rungsinstrument der EU sind die sechs Gemeinsamen 
Technologieinitiativen GTI, die von der EU gemeinsam 
mit Grossunternehmen und Industrieverbänden betrie-
ben werden (je eine GTI zu Nanoelektronik, Informatik, 
Phar-mazie und Brennstoffzellen/Wasserstoff sowie zwei 
GTI im Bereich Luftfahrt). Hier handelt es sich um eine 
Förderung grosser Projekte der Industrieforschung aus öf-
fentlichen Geldern, deren Inhalte teilweise vorher von einer 
ETP festgelegt wurden. Die Zeitschrift Technolggy Review 
(Deutschland) sprach von «Entwicklungshilfe für Konzer-
ne» (Meier et al. 2012) und berichtet, dass sich einer der 
führenden Köpfe des GTI «Brennstoffzellen und Wasser-
stoff», Detlef Stolten, von der Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule Aachen aus der GTI zurückgezo-
gen habe, «weil es sich fast ausschliesslich an Industriebe-
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darfen orientiere». Uwe Klingauf vom Institut für Flugsys-
teme und Regelungstechnik der Technischen Universität 
Darmstadt wiederum findet, das GTI «Single European 
Sky ATM Research Programme» verdiene seinen Namen 
nicht, denn von «Research» könne nicht die Rede sein – 
es gehe in der GTI nicht um Forschung, sondern um «ein 
Entwicklungs- und Umsetzungsprogramm». Sollte beim 
Wissenschaftssponsoring die Wissenschaft von privaten 
Mitteln profitieren, geschieht hier genau das Gegenteil: 
Unternehmen lassen sich ihre Forschung und Entwicklung 
vom Steuerzahler mitfinanzieren.

EU-Rahmenprogramme 7 und 8

Die Rahmenprogramme sind die wichtigsten Förderinst-
rumente der EU für die nicht-nukleare Forschung. Gegen-
wärtig (2007 bis Ende 2013) ist das 7. Rahmenprogramm 
(FP7) im Gange, das 50,5 Milliarden Euro oder 7,2 Milliar-
den Euro pro Jahr ausschüttet. Daneben unterhält Euratom 
seine eigenen Rahmenprogramme. Das 7. Euratom-Rah-
menprogramm sollte ursprünglich von 2007 bis 2011 lau-
fen, wurde aber bis 2013 verlängert. Für die Jahre 2007 bis 
2011 hatte das Euratom-Rahmenprogramm 3,1 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Nimmt man die beiden Programme 
zusammen, macht die Atomforschung mit 618 Millionen 
Euro pro Jahr 7,9 Prozent der EU-Forschungsförderung aus 
(für die gesamte nicht-nukleare Energieforschung stellt das 
FP7 etwas mehr als halb so viel Geld zur Verfügung).
Die EU-Rahmenprogramme finanzieren vor allem «orien-
tierte Forschung», das heisst: Die Themen, die beforscht 
werden sollen, werden vorgegeben; die Gesuche werden 
unter anderem danach beurteilt, wie genau sie zu den vor-
gegebenen Themen passen (Top-down-Ansatz). Rund zwei 
Drittel der Gelder des FP7 fliessen in das Programm «Zu-
sammenarbeit», das solche «orientierte Forschung» finan-
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ziert. 15 Prozent der Gelder kommen der European Science 
Foundation zu, die «nicht orientierte Forschung» fördert, 
das heisst: Die Gesuchsstellerinnen und Gesuchssteller 
sind frei in der Wahl ihrer Themen (Bottom-up-Ansatz). 
Der Rest des FP7 entfällt auf das Programm «Menschen» 
(Förderung der Mobilität des wissenschaftlichen Nach-
wuchses) und «Forschungskapazitäten» (Forschungsinf-
rastrukturen, Forschung zum Vorteil kleiner und mittlerer 
Unternehmen, «wissensorientierte Regionen», Wissen-
schaft und Gesellschaft und anderes).
Betrachtet man die Verteilung der Gelder nach Themen, er-
halten die Informations- und Kommunikationstechniken 
mit einem Sechstel des Gesamtbudgets von FP7 und Eu-
ratom-FP7 am meisten Geld, gefolgt von Gesundheit (11,1 
Prozent), Atomforschung (7,9 Prozent), Verkehr (7,6 Pro-
zent), Nanotechnik (6,3 Prozent), nicht-nukleare Energie 
(4,3 Prozent), Lebensmittel/Landwirtschaft/Fischerei/
Biotechnik (3,5 Prozent) und Umwelt (3,4 Prozent). Die 
gesamten Sozial- und Geisteswissenschaften erhalten, weit 
abgeschlagen, nur etwas mehr als ein Prozent (Abb. 9.2).
Noch nicht berücksichtigt ist hier, welcher Teil der Geld-
er zuletzt tatsächlich der Forschung zugute kommt: Die 
EU-Forschungsförderung ist ein bürokratischer Moloch. 
Einerseits frisst schon die EU-Bürokratie selber einen be-
achtlichen Teil der Gelder weg, andererseits müssen For-
scherinnen und Forscher, die sich um EU-Gelder bewerben, 
einen grossen bürokratischen Aufwand betreiben, um ihre 
Bewerbungen zu verfassen und einzureichen – und sich 
dann, wenn sie das Geld bekommen haben, noch einmal 
einer umfassenden Kontrollbürokratie unterwerfen. Kriti-
kerinnen und Kritiker meinen, dass der Forschung vermut-
lich mehr gedient wäre, würde das Geld nach dem Zufalls-
prinzip verteilt.
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Abb. 9.2: Forschungsausgaben des EU-Rahmenprogramms 7 (2007 bis 
2013) plus Euratom-Rahmenprogramm 7 (2007 bis 2011)

Gegenwärtig befindet sich das 8. Rahmenprogramm (FP8) 
in der politischen Beratung, das von 2014 bis 2020 dau-
ern soll. Die Kommission hat 2011 einen Entwurf für das 
FP8 unter dem Titel «Horizont 2020» präsentiert. 98 
europäische Organisationen – darunter GeneWatch UK, 
die Auftraggeberin Wallace’, und aus der Schweiz die Er-
klärung von Bern – haben im Juni 2011 mit einem offenen 
Brief gegen diesen Entwurf protestiert (Action for Solida-
rity, Environment, Equality and Diversity et al. 2011). Der 
Entwurf gehe an den Bedürfnissen der Gesellschaft vorbei 
und richte sich einseitig auf die Wettbewerbsfähigkeit und 
die Interessen der Industrie aus. Damit werde die schon im 
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FP7 bestehende Asymmetrie weiter verschärft. Die 98 Or-
ganisationen stellen fünf Hauptforderungen auf: «Der My-
thos, dass nur kostenintensive Hochtechnologien Arbeits-
plätze und Wohlstand schaffen, muss überwunden werden; 
der Begriff ‚Innovation‘ muss allgemeiner definiert werden, 
um auch regional angepasste und soziale Formen der Inno-
vation und der technischen Entwicklung berücksichtigen 
zu können; für die Vergabe von öffentlichen Forschungs-
geldern muss ein demokratischer, partizipatorischer und 
verlässlicher Entscheidungsprozess geschaffen werden, der 
frei von Interessenskonflikten ist und nicht von der Indust-
rie dominiert wird; die Entscheidungen müssen auf Grund-
lage von Gutachten getroffen werden, die frei von kommer-
ziellen Interessen sind und die Sichtweise aller Beteiligten 
berücksichtigt; und die Ergebnisse der durch öffentliche 
Gelder finanzierten Forschung müssen für die Gesellschaft 
frei zugänglich sein.»
Zum Vergleich: Was die Projektförderung des Schweize-
rischen Nationalfonds (SNF) angeht, umfasste diese 2010 
467 Millionen Franken. Davon gingen 15,7 Prozent an die 
Sozial- und Geisteswissenschaften, ein Drittel an Mathe-
matik, Natur- und Ingenieurwissenschaften (ohne Biologie 
und Medizin), 38,8 Prozent an Biologie und Medizin und 
12,3 Prozent an interdisziplinäre Projekte (eine detaillier-
tere Aufschlüsselung geht aus der Grafik Abb. 9.3 hervor). 
Ein auffallendes Ungleichgewicht bei den Projektgeldern 
zeigt sich in der medizinischen Forschung: Von insgesamt 
107 Millionen Franken erhielt die Präventivmedizin nur 9,6 
Millionen (9 Prozent), die Sozialmedizin gar nur 1,6 Milli-
onen (1,5 Prozent). Weil der SNF seine Projektförderung 
nach dem Bottom-Up-Prinzip vergibt, bildet diese Vertei-
lung ungefähr ab, wie viele Gelder in welchen Bereichen 
nachgefragt werden (wobei natürlich Forschungsprojekte 
in gewissen, vor allem naturwissenschaftlichen, Bereichen 
per se viel kostenaufwendiger sind als etwa in den meisten 
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Geisteswissenschaften). Das Bild wird etwas zuungunsten 
der Biologie verfälscht, weil die Selektion der Projekte laut 
Reinhart 2012 in der Biologie härter sei als in anderen Dis-
ziplinen (man kann also nicht von einer Bevorzugung der 
«attraktiven» Biologie durch den Nationalfonds sprechen).

Abb. 9.3 Forschungsausgaben des Schweizerischen Nationalfonds im Jahr 
2010, nach Disziplinengruppe
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Seitenblick Future and Emerging Technologies 
(FET) Flagships: Anmassung des Wissens

Im Januar 2013 gab die Europäische Kommission 
im Ton einer Oscar-Preisverleihung die Gewinner 
des «weltgrössten Forschungs-Exzellenz-Preises der 
Geschichte», der «FET-Flagships», bekannt (EC 
2013). Es handelt sich um zwei Forschungs-Verbund-
projekte, Graphene Flagship und Human Brain Pro-
ject, die über zehn Jahre mit je einer Milliarde Euro 
unterstützt werden sollen. Diese Dimension sprengt 
tatsächlich alle Rekorde, ist indes ein Stück weit eine 
Mogelpackung: Die EU wird die beiden Projekte 
nur mit einem Bruchteil einer Milliarde Euro unter-
stützen – wie viel, ist bis heute unbekannt, es wird 
sicher weniger als die Hälfte sein. Den Rest müssen 
die Standortländer aufbringen, sei es aus ihrem For-
schungsetat, sei es durch Sponsoring. 

«FET» steht für «Future and emerging technolo-
gies». Die Europäische Kommission hat den Wett-
bewerb um die beiden «Flaggschiffe» 2009 ausge-
schrieben. 2011 wurden aus den Projekten sechs für 
die Schlussrunde ausgewählt. Die sechs erhielten 1,5 
Millionen Euro zur «Projektentwicklung» – tatsäch-
lich setzten sie das Geld in erster Linie für Public Re-
lations ein, um den Wettbewerb möglichst für sich zu 
entscheiden. Sie haben damit in der Wissenschafts-
PR neue Massstäbe gesetzt (man könnte auch sagen: 
kräftig an der PR-Rüstungsspirale gedreht). Vom 
späteren Siegerprojekt Human Brain Project schrieb 
die NZZ am Sonntag, es werde «vermarktet wie ein 
Hollywoodfilm» (Furger/Hirstein 2011). 
Die Flaggschiff-Initiative der EU hat in der Wissen-
schaftsgemeinde einigen Aufruhr verursacht. Die 
Akademien der Wissenschaften Schweiz führten 
2012 eine Veranstaltungsreihe zu allen sechs Projek-



130

ten durch, die sich in der engeren Auswahl befanden. 
Die Leitung von dreien der sechs lag bei Schweizer 
Hochschulen (Human Brain Project: ETH Lau-
sanne; FuturICT: ETH Zürich; Guardian Angels 
for a Smarter Life: beide ETH gemeinsam). Nicht 
nur die Befürchtung, die von der EU vorgenommene 
Auswahl werde viel Geld der schweizerischen För-
dermittel für ein einzelnes Projekt monopolisieren, 
sorgte an den Veranstaltungen für hitzige, mitun-
ter gehässige Diskussionen, sondern auch der wis-
senschaftliche Wert der Projekte. Denn alle sechs 
Projekte haben gemeinsam, dass sie enorm viel ver-
sprechen – was nicht erstaunt, denn darauf war der 
Wettbewerb angelegt. 
Am heftigsten gestritten wurde über das spätere 
Siegerprojekt der ETH Lausanne. Der Neurowis-
senschafter Henry Markram will das menschliche 
Gehirn simulieren, um Hirnkrankheiten zu verste-
hen und Therapien gegen diese Krankheiten zu fin-
den. Selbst die Werbevideos des Projekts betonen, 
dass eine solche Simulation heute weit ausserhalb 
des technisch Möglichen liegt. Markram will das 
Ziel gleichwohl bis 2020 erreichen; die nötigen Leis-
tungsfortschritte der Informationstechnik sollen 
sein Projekt beschleunigen helfen. 
Bei der Präsentation seines Projekts (das eine Fort-
führung des bereits existierenden Blue Brain Project 
ist) im Mai 2011 sprach Markram davon, dank seines 
Modells dereinst Therapien für sämtliche (!) Hirner-
krankungen entwickeln zu können. Der deutsche 
Psychologe Ernst Pöppel, Emeritus der Universität 
München, nannte Markrams Versprechen gegenüber 
Radio DRS «Neuro-Pop» (Heuss 2011). An der Ver-
anstaltung der Akademien Schweiz rief Larry Abbott 
von der Columbia-University, der als Referent gela-
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den war, Markram aus dem Publikum zu: «Your mo-
del is crap» (Meister 2012).
Noch voller nahm den Mund Dirk Helbing von der 
ETH Zürich. Der dort Soziologie lehrende Physiker 
koordiniert das (unterlegene) Projekt FuturICT. Es 
will nicht nur das Gehirn, sondern gewissermassen 
die ganze Welt simulieren. «Wir brauchen», sag-
te der Soziologieprofessor und ausgebildete Physi-
ker an der Veranstaltung «Kristallkugeln 2.0» der 
Akademien Schweiz am 14. Dezember 2011 in Bern, 
eine «Wissenschaft der Komplexität». Die Informa-
tionstechniken stellten uns Informationsmassen zur 
Verfügung, die bisher wissenschaftlich weitgehend 
ungenutzt blieben, eben weil eine Komplexitätswis-
senschaft fehle. Gäbe es sie, liesse sich beispielsweise 
die Weltwirtschaft simulieren; verschiedene Hand-
lungsoptionen liessen sich am Computer durchrech-
nen, bevor Entscheide gefällt würden. Helbing zeigte 
Powerpoint-Slides mit dem Konterfei Darwins und 
Einsteins. Der «Paradigmenwechsel», den er einlei-
ten will, sei «von vergleichbarer Bedeutung wie der-
jenige von einer geo- zu einer heliozentrischen Welt-
sicht, wie sie Galileo ausgelöst hat», schreibt Helbing 
in einem Positionspapier (Helbing, ohne Datum, 3).
Das zweite Siegerprojekt, Graphene Flagship, nimmt 
sich dagegen geradezu realistisch aus. Es will den 
kürzlich entdeckten Stoff Graphen – eine zweidi-
mensionale, nur ein Atom dicke Kristallstruktur des 
Kohlenstoffs – erforschen. Nichts von Bescheiden-
heit indes zeigt die Pressemitteilung der Kommis-
sion (EC 2013), wenn sie vom Graphene Flagship 
schreibt: «Graphene will die einzigartigen Eigen-
schaften eines revolutionären kohlenstoffbasierten 
Materials erkunden. (…) Die Substanz hat die Vor-
aussetzungen, zum Wundermaterial des 21. Jahrhun-
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derts zu werden, so wie es Plastik im 20. Jahrhundert 
war, unteranderem durch eine Ersetzung von Silizi-
um in der Elektronik. (…) Das Material scheint lang-
fristig so wichtig zu werden wie Stahl oder Plastik.» 
Das ist, mit Verlaub, Humbug. Aber die Anlage des 
Wettbewerbs hat solchen Humbug provoziert.
Einer der am Human Brain Project beteiligten Wis-
senschafter, der Neurowissenschafter Bruno Weber 
von der Universität Zürich, möchte im Rahmen 
des Flaggschiff-Projekts ein vergleichsweise be-
scheidenes Ziuel erreichen, nämlich das System der 
Blutgefässe im Mäusegehirn zu rekonstruieren. Im 
Tages-Anzeiger vom 2. Februar 2013 gesteht er ein: 
«Natürlich war das Human Brain Project auch eine 
PR-Aktion.» Doch: «Mit dem Geld können jetzt vie-
le Projekte durchgeführt werden, die wissenschaft-
lich völlig unbestritten sind. Seien wir ehrlich: Ohne 
Einbettung in diese Initiative wäre es viel schwieri-
ger, ein Projekt wie meines durchzuführen und dafür 
Fördergelder zu beschaffen.» Mit anderen Worten: 
Die überzogenen Versprechen helfen mit, auch ein 
paar realistische Forschungsziele zu erreichen. Hier 
betreibt die Wissenschaft Raubbau an ihrer Glaub-
würdigkeit.
Die FET-Flagships sind die Geschichte einer beson-
deren Ironie. Die Übersteigerung der Wettbewerbs-
idee ist Ausdruck der neoliberalen Tendenzen in der 
Wissenschaftspolitik. Dem Neoliberalismus liegt 
aber die Einsicht zugrunde, dass die Planung grosser 
gesellschaftlicher Ziele scheitern muss, weil man nie 
wissen kann, wie das Geplante sich effektiv auswirkt. 
Diesen Grundansatz der intellektuellen Beschei-
denheit werfen nicht nur die anmassenden Projekte 
über Bord: Die Grundidee der Flagships selbst, die 
Techniken der Zukunft mittels staatlich verordneter 
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Geldspritzen erzwingen zu können (und im Voraus 
zu wissen, welches die Techniken der Zukunft sein 
werden), ist eine «Anmassung von Wissen».

Das falsche Pferd

Ist die Strategie der EU wenigstens nach ihren eigenen Kri-
terien erfolgreich? Wallace beginnt ihre Antwort auf diese 
Frage mit einem Zitat (ebd., 115). Gary Pisano, Professor 
für Technologiemanagement der Harvard Business School, 
schrieb 2006: «Kann Wissenschaft ein Business sein? Die 
Antwort scheint, gestützt auf die Erfahrung, die wir ha-
ben, ‚Nein’ zu lauten. Das Geschäft der Wissenschaft in der 
Biotechnologie hat sich noch nicht als profitabel erwiesen, 
und es war auch nicht sonderlich erfolgreich darin, wissen-
schaftliche Fortschritte in neue Medikamente zu überfüh-
ren.»
Laut dem Global Biotechnology Report des Beratungsun-
ternehmens Ernst & Young von 2009 verliert die Biotech-
Industrie insgesamt bis heute mehr Geld, als sie verdient. 
Nur wenige Unternehmen seien erfolgreich gewesen, und 
unter diesen seien nur zwei für mehr als die Hälfte des in 
diesem Sektor verdienten Geldes verantwortlich: Genen-
tech und Amgen (zitiert ebd., 115–116). Die Europäische 
Kommission stellte 2007 in einem Bericht unter dem Ti-
tel «Bio4EU» unter anderem fest, dass es unklar sei, ob 
die moderne Biotechnik den Forschungs- und Entwick-
lungsprozess für Medikamente signifikant beschleunigt 
habe. Neue Gentests hätten ihre Nützlichkeit noch nicht 
bewiesen und der Beitrag der Biotechnik zum Wirtschafts-
wachstum sei nicht nachgewiesen (ebd., 117). Von den 
hochfliegenden Zielen und Erwartungen – etwa, dass der 
europäische Biotech-Markt im Jahr 2005 100 Milliarden 
Euro umfasse, wie die Kommission 2002 prognostizierte – 
ist die Realität meilenweit entfernt. Die Zeitschrift Nature 
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schrieb 2008: «Es kommt zunehmend die Wahrnehmung 
auf, dass die enormen Ressourcen, die in die biomedizini-
sche Forschung gesteckt wurden, und die riesigen Schritte 
im Verständnis der Krankheitsmechanismen nicht zu ver-
gleichbaren Fortschritten in Form neuer Behandlungen, 
Diagnosen oder Vorbeugemassnahmen geführt haben.»
Wenn nun die Ausrichtung auf das Ziel, eine «wissensba-
sierte (Bio-) Ökonomie» zu fördern, ja ein «Genome Val-
ley» in Europa heranzuzüchten, so offensichtlich nicht die 
erwünschten Erfolge zeitigt: Weshalb hält denn die Wis-
senschaftspolitik daran fest, ja versucht, die Strategie noch 
zu verstärken? Dieses Kapitel endet wie das letzte: mit ei-
nem Paradox. Offenbar geht es den Protagonisten und Pro-
tagonistinnen der marktorientierten Hochschulreformen 
um etwas anderes als darum, was sie vorgeben. Oder ihre 
Ideologie ist so dominant geworden, dass sie nicht realisie-
ren, dass ihre Strategie nicht zum Ziel führt.
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10	 Quantifizierung: Schwierigkeiten und 
Möglichkeiten; Resultate 

Über 4000 neue Projekte der Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen (Universitäten und Fachhochschulen) und 
der Privatwirtschaft wurden im Jahr 2010 gestartet, schätzt 
der Schweizerische Verband der Technologietransfer-Fach-
leute SWITT. 470 Erfindungsmeldungen wurden von den 
Schweizer Hochschulen registriert; 224 Prioritäts-Paten-
tanmeldungen eingereicht; 196 Lizenz- und Optionsver-
träge bzw. IP [intellectual property]-Verkäufe abgeschlos-
sen; 63 Start-up Firmen wurden gegründet, 44 davon auf 
Basis einer Nutzungsvereinbarung für geistiges Eigentum 
mit der entsprechenden Institution und 19 basierend auf 
Know-how (SWITT 2011, 7).
Was sagen solche Zahlen aus? Was für Arten der Zusam-
menarbeit stecken dahinter? In welchen Disziplinen 
kommt es zu besonders viel Kooperationen, und vor allem: 
Wirken diese Kooperationen sich auf die Inhalte der For-
schung aus? Oder anders gefragt: Lässt sich quantifizieren, 
wie sich die zunehmende Zusammenarbeit der Hochschu-
len mit der Privatwirtschaft, die zunehmende Ausrichtung 
der Hochschulpolitik auf diese Zusammenarbeit hin und 
der damit verbundene Wandel der Selbst- und Fremdwahr-
nehmung der Wissenschaft auf die Resultate der Forschung 
auswirken? Lässt sich nur überhaupt schon das Mass der 
Zusammenarbeit quantifizieren?
Mit einigen Kenngrössen ist das gewiss möglich. So lässt 
sich leicht zeigen, wie der Anteil der Privatgelder an der Fi-
nanzierung der universitären Hochschulen in den letzten 
Jahren zugenommen hat (nicht dramatisch: siehe oben Ka-
pitel 5, Abbildungen 5.1 und 5.2). Allerdings sagen solche 
Zahlen, wie wir gesehen haben, nichts aus über den Cha-
rakter der Beziehungen.
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Gewisse weitere Quantifizierungsversuche habe ich in vo-
rangegangenen Kapiteln bereits erwähnt: So hat Sheldon 
Krimsky (2003, 223) ausgezählt, wie viele Zeitschriften-
artikel der Unkrautforschung sich der (kommerziell inte-
ressanten) Unkrautbekämpfung durch Herbizide und wie 
viele der (kommerziell kaum interessanten) Unkrautbe-
kämpfung ohne Pestizide widmen. Doch bei solchen Aus-
wertungen bleibt die Frage nach der Kausalität immer offen, 
und niemand weiss, wie anders diese Forschungen verteilt 
wären, wären die Anreize anders gesetzt. Das Beispiel der 
Atomenergie-Finanzierung der EU zeigt, dass verzerrte 
Schwerpunktsetzungen auch historisch und politisch be-
dingt sein können und noch lange weiter existieren, wenn 
die Gründe, die einst zu diesen Setzungen geführt haben, 
längst nicht mehr relevant sind.
Ebenso hat Krimsky zu erfassen versucht, wie viele Aka-
demikerinnen und Akademiker formale Beziehungen zur 
Privatwirtschaft unterhalten. Auch diese Zahlen sind mit 
Vorbehalt zu geniessen – und doch wird es hier schon inte-
ressanter. Und besonders interessant wäre es, wenn solche 
Beziehungen über mehrere Jahre bis Jahrzehnte nachge-
zeichnet werden könnten: Hat ihre Zahl zu- oder abgenom-
men? Findet ein Hin- und Herwechseln von Personen 
zwischen Unternehmen, wissenschaftlichen Institutionen, 
politischen Gremien und Aufsichtsorganen (revolving 
door) statt und in welchem Ausmass?

Zur Datenlage

Die Schwierigkeit hier besteht darin, an die Daten zu ge-
langen.

•	 Problemlos systematisch auswerten lassen sich Patent-
register sowie das Handelsregister. Leicht lassen sich 
auch webbasierte soziale Netzwerke wie Facebook, 
Linkedin etc. auswerten; diese werden aber von Wis-
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senschafterinnen und Wissenschaftern nur wenig ge-
nutzt.

•	 Erst seit wenigen Jahren verlangen die meisten Schwei-
zer Hochschulen von ihrem wissenschaftlichen Perso-
nal die Offenlegung ihrer Interessenverbindungen, und 
auch das nicht vollständig (so muss der Besitz von Akti-
en eines Unternehmens, das mit der eigenen Forschung 
in einen Interessenkonflikt geraten könnte, in der Regel 
nicht deklariert werden). Die Hochschulen sind aber in 
der Regel nicht bereit, diese Daten herauszurücken (s. 
unten Kapitel 11). Und es ist davon auszu-gehen, dass 
längst nicht alle Personen ihrer Pflicht nachkommen. 
Immerhin sagt Beat Münch, Adjunkt der Universität 
Basel, für eine wissenschaftssoziologische Untersu-
chung würde seine Universität die entsprechenden Da-
ten zur Verfügung stellen (Gespräch am 13. Dezember 
2011).

•	 Eine andere interessante Datenquelle könnte der 
Schweizerische Nationalfonds (SNF) sein: Wer beim 
SNF ein Gesuch zur finanziellen Unterstützung ein-
reicht, muss deklarieren, von wem er oder sie sonst noch 
Gelder erhält. Aus diesen Daten liesse sich vermutlich 
bereits ein interessantes Bild erstellen. Das gleiche gilt 
für die Kommission für Technologie und Innovation 
(KTI), die Projekte der angewandten Forschung unter-
stützt. Weder SNF noch KTI publizieren diese Daten. 
Allerdings hat der SNF bereits einmal nicht öffentliche 
Akten zu seinen Gesuchen für eine wissenschaftssozio-
logische Untersuchung (Reinhart 2012) zur Verfügung 
gestellt. Auf Anfrage heisst es bei der SNF-Pressestelle, 
vermutlich bestünden gute Chancen darauf, im Rah-
men einer entsprechenden Forschungsarbeit – allen-
falls mit der Auflage, die Daten nur anonymisiert zu 
publizieren – Zugang zu den Daten zu erhalten.
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•	 Schliesslich könnten die Interessendeklarationen von 
wissenschaftlichen Zeitschriften, die solche Deklarati-
onen verlangen, eine interessante Quelle sein. Wie wir 
aber gesehen haben, kommen die Autorinnen und Au-
toren ihrer Offenlegungspflicht bei Publikationen nur 
äusserst lückenhaft nach.

•	 Eine interaktive Website, die Publikationsnetzwerke 
im biomedizinischen Bereich erfasst und auch grafisch 
darstellt, ist biomedexperts.com. Ihre Datenbank müss-
te sich mit weiteren Daten «kreuzen» lassen.

•	 Fast unmöglich dürfte es sein, alle Mandate von Wis-
senschafterinnen und Wissenschaftern in wissen-
schaftlichen Beiräten zu erfassen. Die Zahl der Beiräte 
allein in der Schweiz dürfte vierstellig sein, und es gibt 
keinerlei zentrales Register. Manche Unternehmen 
publizieren die Zusammensetzung ihrer Beiräte, aber 
längst nicht alle.

•	 Es war ursprünglich ein Ziel dieser Studie, eine soft-
waregestützte Analyse von Netzwerken aus Wissen-
schaft, Politik, Behörden, NGOs, Stiftungen und Pri-
vatwirtschaft zu erstellen: Wo treten Beziehungen 
gehäuft auf, gibt es Cluster, halten sich Forscherinnen 
und Forscher, die in sensiblen Bereichen forschen, von 
möglichen Interessenkonflikten eher fern – oder gera-
de nicht? Dieses Ziel musste ich fallen lassen: Mit einem 
enormen Aufwand habe ich eine Liste mit 3500 Ver-
bindungen von Wissenschafterinnen und Wissenschaf-
tern im Life-Science-Bereich erstellt.34 Meine Quellen 
waren nur online öffentlich zugängliche Daten: Web-
sites von Hochschulen, Unternehmen, Stiftungen, Be-
hörden und so weiter. Doch diese Liste ist noch viel zu 
lückenhaft, um ein irgendwie brauchbares Bild zu ent-

34 Die Liste kann hier heruntergeladen werden: www.mhaenggi.ch/_
xls/Netzwerk_Biotech.xls.
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werfen. Im Rahmen dieser Studie ist das Vorhaben also 
gescheitert. Das heisst nicht, dass es grundsätzlich aus-
sichtslos sein müsste. Stünde mehr Zeit zur Verfügung 
und würde allenfalls die Untersuchung auf ein engeres 
Fachgebiet begrenzt, könnten interessante Resultate 
herauskommen. Die oben genannten Quellen müssten 
angezapft werden, in dem an den SNF und die Hoch-
schulen Gesuche gestellt würden, die verfügbaren Da-
ten im Rahmen einer Forschungsarbeit zu verwenden. 
Allenfalls gelingt es auch, die Freigabe der Daten mit 
Berufung auf das Öffentlichkeitsprinzip zu erzwingen 
(mehr dazu in Kapitel 11) – etwas, was etwa in den USA 
weit einfacher ist als in der Schweiz. Um ein Bild davon 
zu erhalten, wie vollständig diese Daten sind, müssten 
allenfalls mit einer gewissen Anzahl von Wissenschaf-
terinnen und Wissenschaftern qualitative Interviews 
geführt werden.

Aus den online zugänglichen Quellen liessen sich mit ent-
sprechenden Software-Werkzeugen sehr viel mehr Daten 
gewinnen (und in eine verwertbare Form bringen), als 
es mir möglich war. Das so genannte Data Mining ist ein 
Feld, das derzeit enorme Fortschritte erzielt, die von Wis-
senschaft wie auch vom Journalismus (data journalism) zu-
nehmend genutzt werden. Dank solchen Techniken wird 
es möglich, auch mit riesigen Datensätzen sinnvoll zu ar-
beiten. Erschwert würde die Sache natürlich dadurch, dass 
mehrere Personen den selben Namen tragen, und gerade in 
Publikationen Autorinnen und Autoren oft nur mit Vorna-
mens-Initial aufgeführt sind.
Was brächte es, wenn es gelänge, die nötigen Informatio-
nen zu sammeln? Der Erkenntnisgewinn, der aus solchen 
Analysen zu gewinnen wäre, wäre nicht gleich null – aber er 
wäre begrenzt. Die nackten Zahlen allein sagen wenig aus; 
viel entscheidender ist, wie sich mit der zunehmenden Aus-
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richtung auf die Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft 
Werte, Denk- und Sprechweisen verändert haben. Wie wir 
gesehen haben, hat sich der Anteil der Privatfinanzierung 
an den Budgets der Schweizer Universitäten in den vergan-
genen Jahren nicht markant erhöht; die nackten Zahlen al-
lein lassen nicht auf einen ausgeprägten Trend schliessen. 
Die beiden ETH sind die Schweizer Universitäten mit dem 
geringsten Anteil Privatmittel, worauf man, verfügte man 
nur über die Zahlen, schliessen könnte, dass bei ihnen die 
Zusammenarbeit mit der Industrie am wenigsten weit ge-
diehen sei. Dabei spielt namentlich die ETH Lausanne hier 
sogar eine führende Rolle – ich komme in Kapitel 12.3 da-
rauf zurück.

Doch ein paar Resultate

Auch wenn ich mein Vorhaben einer quantitativen sozi-
alen Netzwerkanalyse aufgegeben habe, will ich ein paar 
Erkenntnisse daraus hier aufführen. Sie sind aber mit einer 
gewissen Beliebigkeit behaftet und wohl auch unvollstän-
dig.
Wohl belastbar ist die Erkenntnis, dass Interessenbindun-
gen sehr ungleich verteilt sind. Viele Wissenschafterinnen 
und Wissenschafter haben gar keine relevanten Interessen-
beziehungen, zahlreiche weitere sind vielleicht an einem 
Unternehmen beteiligt und sitzen im einen oder anderen 
Beirat. Einige Wissenschafterinnen und Wissenschafter 
aber sitzen in zahlreichen Gremien. So schafft es Klaus 
Ammann, emeritierter Professor für Botanik und ehemali-
ger Direktor des botanischen Gartens der Universität Bern, 
der heute vor allem als Lobbyist in Sachen Gentechnik un-
terwegs ist, auf 29 Einträge in meiner lückenhaften Liste: 
Beziehungen zu Firmen, von denen er Geld erhielt oder für 
die er in Beiräten sitzt, zu Berufsverbänden, in denen er 
Funktionen wahrnahm, Lobbyorganisationen und so wei-
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ter. Thomas Lüscher, Direktor der Klinik für Kardiologie 
des Universitätsspitals Zürich, sitzt laut eigener Deklarati-
on unter anderem in den wissenschaftlichen Beiräten von 
Merck, Pfizer, Roche, CSL, Mars, Novartis und «zahlrei-
cher» weiterer Unternehmen und Organisationen. Von 
Personen in exponierten Funktionen fällt vor allem EPFL-
Präsident Patrick Aebischer auf; auf ihn komme ich in Ka-
pitel 12.3 zurück.
Für eine Mehrheit der Wissenschafterinnen und Wissen-
schafter konnte ich keine formalen Beziehungen zur Pri-
vatwirtschaft finden. Das gilt selbst für ein Institut wie das 
Biozentrum Basel, das seine Nähe zur Industrie pflegt: Von 
40 Professorinnen und Professoren (inkl. drei emeritier-
ten) verfügen 25 über keinen Eintrag im schweizerischen 
Handelsregister (Stand Mai 2012). Von den restlichen 15 
sitzen oder sassen 10 in Stiftungsräten (in der Regel von for-
schungsnahen Stiftungen, zwei davon aus der Industriefor-
schung), und nur 7 hatten formale Beziehungen zu jeweils 
einem Unternehmen. Alle diese Unternehmen sind im 
Biotech-/Pharmabereich tätig. 14 Biozentrum-Professoren 
halten Patente oder sind an Patenten oder Patenteingaben 
beteiligt. In Kapitel 11 werde ich darauf zurückkommen, 
wie viele Professorinnen und Professoren der Schweizer 
Universitäten Nebentätigkeiten (die in der Regel mit po-
tenziellen Interessenkonflikten einher gehen) deklarieren; 
es sind zwischen praktisch null an kleinen Universitäten 
und mehr als zwei Drittel an der ETH Lausanne.
Ausdrücklich vorgesehen ist in der Regel eine Vertretung 
der Privatwirtschaft in den Universitätsräten. So sind etwa 
die Interessen der Pharmaindustrie im Universitätsrat der 
Uni Basel besonders gut vertreten, wie Tabelle 10.1 zeigt. 
Es ist üblich, dass die Universitäten kurze Lebensläufe mit 
den Interessenbindungen ihrer Aufsichtsräte im Internet 
publizieren, so auch in Basel. Angaben zu den Interessen-
bindungen, von den Mitgliedern des Univesitätsrats selbst 
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verfasst, sind aber oft unvollständig und nicht aktuell. So 
wird beispielsweise der Basler Universitätsrat-Präsident Ul-
rich Vischer als Verwaltungsratspräsident der MCH Messe 
Schweiz Holding genannt, obwohl er laut dem Wirtschafts-
datendienst Moneyhouse gleichzeitig mit seinem Amtsan-
tritt als Universitätsrats-Präsident im September 2005 aus 
dem Verwaltungsrat der MCH ausgeschieden ist. Vischers 
Verwaltungsratssitz in den Biomed Invest AG, der wohl am 
ehesten geeignet ist, Interessenkonflikte mit der Uni Basel 
zu schaffen35, wird nicht genannt.

Tabelle 10.1: Mitglieder des Universitätsrats der Universität 
Basel und ihre Interessenbindungen (Stand Juni 2012)

Ulrich Vischer, Präsident
Partner und Verwaltungsratsmitglied Vischer Anwälte 

und Notare.
Verwaltungsrat Biomed Invest AG.
Verwaltungsrat Trafina Privatbank.
Verwaltungsrat Warteck Invest AG.
Mitglied Geschäftsleitung II4SM Holding GmbH 

(International Institute for the Safety of Medicines).
Ehem. Verwaltungsratsmitglied von sechzehn weiteren 

Unternehmen.

Klaus Endress, stv. Präsident
Geschäftsführer Endress+Hauser (Endress+Hauser ist 

einer der Lehrstuhl-Sponsoren der Universität Basel).

35 Die Biomed Invest ist laut Tageswoche an mindestens einem aus der 
Uni Basel hervorgegangenen Start-Up-Unternehmen beteiligt (Du-
ong 2012).
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Christoph Eymann, Vertreter des Kantons Basel-Stadt
Regierungsrat Basel-Stadt.

Urs Wüthrich-Pelolli, Vertreter des Kantons Basel- 
Landschaft
Regierungsrat Basel-Landschaft.

Walter Mundschin
Ehem. Landschreiber Kanton Basel-Landschaft.

Paul Herrling
Forschungsleiter Novartis.
Aufsichtsrat Friedrich Miescher Institut (getragen von der 

Novartis Forschungsstiftung).
Mitglied Board of Trustees Novartis Foundation.
Professor für Biopharmakologie und 

Arzneistoffwissenschaften, Universität Basel.
Full Adjunct Professor am Harold Dorris Neurobiological 

Institute des Scripps Research Institute in La Jolla.
Direktor Chiron (Biotechfirma im Besitz von Novartis).
Board of Trustees Fondation Maison de la Chimie, Paris
Mitglied ETH-Rat.

René Imhof
Direktor Pharma Forschung Basel.
Mitglied Leitungsausschuss Top Nano 21.
Stiftungsausschuss Schweizerischer Nationalfonds.
Mitglied im Leitungsgremium ETH Life Sciences Institut 

Basel: Systems Biology.
Zeichnungsberechtigter Roche Research Foundation.
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Gabriella Karger
Geschäftsleitung S. Karger AG.
Verwaltungsratsdelegierte S. Karger AG.
Verwaltungsrätin Karger Libri AG.
Verwaltungsrätin AA Annoncen Agentur.
Stiftungsrätin Dr. Heinz Karger Gedächtnis-Stiftung.
Stiftungsrätin Karger Bibliotheken-Stiftung.
Stiftungsrätin Yvette und Thomas Karger Stiftung.

Dominik Koechlin
Gründer und ehem. Verwaltungsrat Ellipson AG.
Verwaltungsrat Avaloq Group AG.
Verwaltungsrat Changemaker AG.
Verwaltungsrat Clariant AG.
Verwaltungsrat Corris AG.
Verwaltungsrat GEFR Holding AG.
Verwaltungsrat Sunrise Communications AG.
ehem. Verwaltungsrat in 19 in der Schweiz registrierten 

Aktiengesellschaften.
Stiftungsrat in drei in der Schweiz registrierten 

gemeinnützigen Stiftungen.
Stiftungsrat LGT (Liechtenstein Global Trust).
ehem. Geschäftsleitungsmitglied Swisscom AG.
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Dieter Scholer
Selbständiger Berater im Bereich Life Sciences.
Ehem. Leiter Pharma Policy Novartis.
Ehem. Chief Scientific Officer Speedel AG (Start-Up-

Firma).
Ehem. Mitglied Board of Directors Interpharma (Verband 

der Schweizer Pharmaindustrie).
Ehem. Mitglied Policy and Operations Council EuropaBio 

(Verband der Biotech-Industrie).
Ehem. Mitglied Center for Medicines research UK.
Ehem. Stiftungsrat Novartis Jubiläumsstiftung.
Ehem. Stiftungsrat Friedrich Miescher Institut.
Ehem. Vorstandsmitglied der Schweizerischen Akademie 

der Medizinischen Wissenschaften.

Sibylle Schürch
Gewerkschaftssekretärin VPOD Basel.
Leiterin Human Resources Universitätsspital Basel.
Co-Projektleiterin Halt-Gewalt, Basler Inverventions-

projekt gegen Gewalt in Ehe und Partnerschaft.
Ehem. Geschäftsführerin Nationale Ethikkommission.
Ehem. Grossrätin Basel-Stadt (SP).
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11	 Wie halten Sie’s mit der Transparenz? 
Schweizer Hochschulen und  
Interessenkonflikte 

Man wird an den Hochschulen niemanden finden, der nicht 
die Wichtigkeit der Unabhängigkeit der Forschung betonte 
und sich für Transparenz in der Wissenschaft ausspräche. 
Dass die Unabhängigkeit der Forschung eines speziellen 
Schutzes bedarf, ist in den vergangenen Jahren stärker ins 
Bewusstsein vieler an der Wissenschaftspolitik Beteiligter 
getreten.
Die Schweizerischen Hochschulen haben sich seit den 
späten neunziger Jahren Reglemente gegeben, um Interes-
senkonflikte im Zusammenhang mit dem Einwerben von 
Drittmitteln wie auch im Zusammenhang mit nebenberuf-
lichen Tätigkeiten von Wissenschafterinnen und Wissen-
schaftern zu minimieren und den Umgang mit Rechten 
geistigen Eigentums zu regeln. Dass diese Reglemente in 
jüngster Zeit entstanden sind, hat mehrere Gründe:

•	 In den meisten Kantonen erhielten die Universitäten 
einen eigenen Rechtsstatus, während sie bis dahin der 
jeweiligen kantonalen Verwaltung eingegliedert wa-
ren; dieser neue Status machte eigene Reglemente nö-
tig. Von den beiden ETH forderte der ETH-Rat 2003, 
Richtlinien zum Umgang mit Interessenkonflikten zu 
erlassen.

•	 2002 hat der Bund für alle (auch die kantonalen) Uni-
versitäten verbindlich ein neues Kostenrechnungsmo-
dell eingeführt, was einige Universitäten veranlasste, 
ihre betrieblichen Abläufe anzupassen.

•	 Schliesslich ist das Problembewusstsein (und auch das 
Problempotenzial) gestiegen. Dazu beigetragen haben 
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namentlich auch zwei Fälle von «Unregelmässigkei-
ten» an der ETH Zürich (2005) und an der Universität 
Genf (2007), die jeweils zu Untersuchungen geführt 
haben.

Was steht in den Reglementen drin? Ist das Problembe-
wusstsein bei den verantwortlichen Personen tatsächlich 
vorhanden? Werden die eigenen Reglemente ernst genom-
men und auch durchgesetzt? Und wie transparent sind die 
Universitäten tatsächlich?

Uneinheitliche Regelungen

Vorweg: Die Übersicht ist schwer zu erhalten, weil jede 
Universität ihre eigenen Reglemente ausgearbeitet hat; 
selbst die Institutionen des ETH-Bereichs (ETHZ, EPFL, 
PSI, WSL, Empa und Eawag) verfügen nicht über einheit-
liche Regelungen. Und sogar die drei Forschungsanstalten 
des Bundesamts für Landwirtschaft, die Agroscope Re-
ckenholz-Tänikon, die Agroscope Changins-Wädenswil 
und die Agroscope Liebefeld-Posieux regeln den Umgang 
mit potenziellen Interessenkonflikten je für sich. Die Uni-
versitäten stimmen ihre Politiken nicht untereinander ab. 
So gelten beispielsweise die Reglemente über nebenberuf-
liche Tätigkeiten bei einigen Universitäten nur für vollamt-
liche Professorinnen und Professoren, bei anderen für den 
ganzen Lehrkörper, bei wieder anderen schliesslich für das 
ganze Personal. Ein Wille zur Vereinheitlichung scheint 
kaum zu existieren: Die Eidgenössische Finanzkontrolle 
(EFK) hat 2009 einen Bericht «Nebentätigkeiten der Uni-
versitätsprofessoren: Evaluation der Regelungen und der 
Praxis» publiziert und darin unter anderem die Empfeh-
lung aufgestellt, die Regelungen zu vereinheitlichen. Die 
Hochschulrektorenkonferenz (CRUS) antwortete, sie sei 
der Meinung, die einzelnen Universitäten könnten selber 
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am besten beurteilen, welche Regelungen sinnvoll seien. 
Einzig die Empfehlung, «einheitliche Kategorien von Ne-
bentätigkeiten auszuarbeiten», wurde unterstützt (EFK 
2009).
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Tabelle 11.1: Überblick über Antworten von ETH Zürich, 
ETH Lausanne und Universität Basel
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Tabelle 11.1: Überblick über Antworten von ETH Zürich, 
ETH Lausanne und Universität Basel (Fortsetzung)
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Tabelle 11.1: Überblick über Antworten von ETH Zürich, 
ETH Lausanne und Universität Basel (Fortsetzung)
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Im Gespräch mit den Verantwortlichen verschiedener 
Hochschulen im März 2012 – ich sprach vor allem mit Ver-
tretern der beiden ETH und der Universität Basel – zeigt 
sich ebenfalls, dass die Probleme unterschiedlich wahrge-
nommen werden. So schliesst beispielsweise die ETHZ 
kategorisch aus, dass Donatoren einem Lehrstuhl ihren 
Namen verleihen können. An den meisten anderen Uni-
versitäten sind Lehrstühle, die den Namen des Donators 
tragen, üblich; der Präsident der EPFL, Patrick Aebischer, 
wertet dies gar als einen Vorteil, werde doch so die Finan-
zierung für alle ersichtlich offen gelegt. Das Argument ist 
nicht von der Hand zu weisen: Bei Lehrstühlen der ETHZ, 
die von privaten Sponsoren finanziert sind, erfährt man das 
nicht einmal auf der Lehrstuhl-eigenen Website.
Genauso legt die ETHZ Wert darauf, dass allein die Schul-
leitung festlege, welche Lehrstühle es geben soll; sei das 
festgelegt, werde die (formal unabhängige) ETHZ Found-
ation unter Umständen damit beauftragt, einen Donator36 
zu suchen. Dass ein Donator von sich aus einen Lehrstuhl 
vorschlägt, komme nicht vor. Eine Ausnahme muss die 
ETHZ auf meine Nachfrage dann allerdings einräumen: 
den Lehrstuhl für Nuklearenergiesysteme (Inhaber: Horst 
Michael Prasser). Die ETHZ wollte den Lehrstuhl nicht 
weiterführen, nachdem Prassers Vorgänger emeritiert 
wurde, hat diesen Entscheid auf Begehren von Swissnucle-
ar – die den Lehrstuhl finanziert – aber geändert. Andere 
Universitäten sehen kein grundsätzliches Problem darin, 
einen Lehrstuhl auf Vorschlag des Donators einzurichten. 
So sagt Christian Sengstag vom Vizerektorat Forschung 
der Universität Basel, es handle sich da um eine «Interakti-
on zwischen zwei Partnern». Ein Lehrstuhl müsse aber ins 
Angebot der Universität passen, man nehme «nicht jedes 

36 Die ETHZ legt Wert darauf, das Wort «Sponsor» zu vermeiden, 
denn das Wort suggeriere, dass ein Gegenwert erwartet werde – wäh-
rend andere Hochschulen das Wort ohne weiteres verwenden.
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Geschenk an» (Gespräch am 25. Januar 2012). Die Univer-
sität Freiburg hat ihr Adolphe-Merkle-Institut (Nanotech-
nik) 2007 genauso auf Anregung seines Stifters eingerich-
tet wie die Universität Zürich 2012 das «UBS International 
Center for Economics in Society». 
Dafür sieht die ETHZ kein Problem darin, wenn der Do-
nator einen Sitz in der Berufungskommission erhält (mehr 
dazu in Kapitel 12.2). Dagegen sagt Christian Sengstag 
von der Universität Basel: «Das kommt nicht in Frage, da 
sind wir ganz strikt. Das wird oft gewünscht, aber es wäre 
ein Eingreifen in die wissenschaftliche Unabhängigkeit.» 
Ganz korrekt ist das nicht: Der Verband der forschenden 
Pharmaindustrie der Schweiz, Interpharma, hat an der 
Universität Basel einen Lehrstuhl für Gesundheitsöko-
nomie gestiftet. In der Berufungskommission, wenn auch 
ohne Stimmrecht, sass Interpharma-Geschäftsführer Tho-
mas Cueni.

Unzureichende Kotrolle

Es ist weltweit üblich, dass Professorinnen und Professoren 
an einer Hochschule neben ihrer Anstellung eine nebenbe-
rufliche Tätigkeit ausüben dürfen. Das wird damit begrün-
det, dass eine Hochschule Mühe hätte, gutes Personal zu 
finden, würde sie diesem jede (lukrative) Nebentätigkeit 
verbieten. So erlaubt beispielsweise die ETHZ ihren Pro-
fessorinnen und Professoren mit Vollzeitanstellung, einen 
Arbeitstag pro Woche (also 20 Prozent der Arbeitszeit) für 
Nebentätigkeiten zu arbeiten, mit Bewilligung des Prä-
sidenten auch mehr. Die Universität Zürich erlaubt einen 
halben Arbeitstag pro Woche, mit Bewilligung mehr. Die 
Universität Freiburg bewilligt Nebentätigkeiten in der Re-
gel bis zu zehn Arbeitstagen pro Jahr (5 Prozent).
Die Hochschulen verlangen, nebenberufliche Tätigkeiten 
der Schulleitung zu melden (Ausnahme: Uni Neuenburg; 
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die ETHZ kennt nur eine unvollständige Deklarations-
pflicht). Dabei geht es nicht nur um das Vermeiden von 
Interessenkonflikten, sondern auch darum, dass Hoch-
schulangehörige ihre Pflichten als Angestellte nicht ver-
nachlässigen. Nicht bei allen Schweizer Universitäten hat 
eine solche Meldung aber schriftlich zu erfolgen. Bei der 
Universität Luzern oder der Università della Svizzera Ita-
liana genügt eine informelle, mündliche Orientierung der 
Schulleitung; die Meldepflicht gilt hier zudem nur für Pro-
fessoren und Professorinnen auf Vollzeitstellen.
Gewisse Nebentätigkeiten bedürfen in der Regel einer Be-
willigung durch die Schulleitung. Die Bewilligungspflicht 
gilt,

•	 wenn die Nebentätigkeiten den Rahmen der dafür be-
willigten Arbeitszeit überschreiten;

•	 wenn eigene unternehmerische Tätigkeiten und Or-
ganfunktionen ohne mittelbaren Zusammenhang mit 
der Universitätstätigkeit ausgeübt werden;

•	 für Verwaltungsratsmandate (Ausnahme: Uni Frei-
burg);

•	 wenn Personal der Universität und Infrastruktur der 
Universität benutzt werden.

Einen Überblick über die verschiedenen Regelungen be-
treffend Bewilligungspflicht bietet der EFK-Bericht (EFK 
2009, 18). Grundsätzlich keine Bewilligungspflicht für Ne-
bentätigkeiten kennt die Universität Genf; die Universität 
Neuenburg besass zur Zeit der Erstellung des EFK-Berichts 
noch kein Reglement.
Der Bericht der EFK geht mit den Universitäten recht hart 
ins Gericht, was Transparenz und Durchsetzung der Richt-
linien angeht (und es ist anzunehmen, dass das, was für 
den Umgang mit Nebentätigkeiten gilt, auch von den ande-
ren Fällen potenzieller Interessenkonflikte gesagt werden 
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kann). So wollte die EFK abschätzen, wie viele Professo-
rinnen und Professoren überhaupt Nebentätigkeiten aus-
üben. Nicht alle Universitäten verfügten über die verlang-
ten Daten; andere (nämlich die Universitäten Bern, Zürich, 
St. Gallen; ebd., 23) waren nicht bereit, Daten, über die sie 
verfügen, der EFK zur Verfügung zu stellen. Aufgrund der 
Daten, die die EFK erhalten hat, schätzt sie, dass 30 Pro-
zent der Professorinnen und Professoren an den grösseren, 
aber fast keine an den kleineren Universitäten Nebentätig-
keiten ausüben. Die Schwankungen sind beträchtlich: An 
der ETH Lausanne gehen 176 von 255 Professorinnen und 
Professoren (69 Prozent) einer Nebentätigkeit nach, an der 
Universität Basel nur 7 Prozent.37 Die EFK stellt fest, dass 
fast all diese Nebentätigkeiten – etwa Beratungsmandate – 
auch als Drittmittelauftrag von der jeweiligen Universität 
hätten entgegengenommen werden können. Das Haupt-
motiv, einen Auftrag als Privatperson anzunehmen, «liegt 
oft im zu erwartenden Nebenverdienst» (ebd., 13).
Die von der EFK angefragten Verantwortlichen gaben an, 
es gebe an ihrer Universität keine grösseren Probleme mit 
der Umsetzung der Richtlinien. Allerdings, schreibt die 
EFK, gebe es kaum Kontrollinstrumente und sähen die 
meisten Universitäten keine Sanktionen vor. «Die Univer-
sitäten schätzen die positiven Elemente der Nebentätigkei-
ten viel höher ein als die Risiken, aber sie können nicht auf-
zeigen, welche Wirkungen diese Nebentätigkeiten haben.» 
Die EFK mahnt, die Risiken – darunter die Gefahr von In-
teressenkonflikten oder eines Reputationsverlusts für die 
Hochschule – würden unterschätzt (ebd., 30).
Die EFK untersucht nur die universitären Hochschulen, 
nicht aber die Fachhochschulen. Dort dürfte die Lage noch 
weit unübersichtlicher sein. Das ist besonders problema-
tisch – nicht, weil die Fachhochschulen enger als die Uni-

37 Die Unterschiede haben sicherlich auch damit zu tun, dass unter-
schiedlich definiert wird, was als Nebentätigkeit zu gelten habe.
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versitäten mit der Privatwirtschaft zusammenarbeiten – als 
Orte der angewandten Wissenschaften müssen sie das tun 

–, sondern weil die meisten Fachhochschulen noch über gar 
keine Reglemente verfügen. (SWITT 2011, 7)
Tatsächlich sind in manchen Fällen Zweifel angebracht, ob 
die Schulleitungen ihre Reglemente überhaupt ernst neh-
men. Die ETH Lausanne (EPFL) hat beispielsweise 2003, 
auf Geheiss des ETH-Rats, die erste Fassung ihrer Richt-
linien betreffend den Umgang mit Interessenkonflikten im 
Rahmen von nebenamtlichen Aktivitäten oder öffentlichen 
Funktionen erlassen (EPFL 2003). Darin heisst es, die In-
teraktion mit der Industrie sei erwünscht. Dennoch «ver-
langt die Zunahme dieser Interaktionen eine interne Poli-
tik des Umgangs mit konkreten Fällen». Es existiere «ein 
erhöhtes Potenzial für Interessenkonflikte an der EPFL. 
(…) Persönlichkeiten von grösster Integrität können sich 
in heiklen Situationen wiederfinden, bevor sie sich der Ge-
fahr bewusst werden.» Unterzeichnet hat diese Richtlinie 
(die 2005 von einer neuen Fassung abgelöst wurde, in der 
sich diese Passage nicht mehr findet) EPFL-Präsident Pa-
trick Aebischer. Der selbe Aebischer sagte 2010 gegenüber 
dem NZZ Folio, Interessenkonflikte seien «Journalistenge-
schwätz» (Daum 2010). Schliesslich steht in der Richtlinie 
der EPFL von 2003: «Die Wahrscheinlichkeit, mit Interes-
senkonflikten konfrontiert zu werden, ist für Personen be-
sonders gross, die höhere Funktionen bekleiden.» Für wen 
soll diese Passage gelten, wenn die Person mit der höchsten 
Position, EPFL-Präsident Aebischer, selber in mehreren 
Verwaltungsräten (darunter von Lonza und einer Nestlé-
Tochter) sitzt?

«Nicht geheim» – und doch nicht öffentlich

Dass es Universitäten gab, die sich weigerten, der EFK Da-
ten über die Zahl ihrer Professorinnen und Professoren 
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zu liefern, die Nebenbeschäftigungen wahrnehmen, zeigt, 
dass «Transparenz» oft nur ein Lippenbekenntnis ist. Dass 
Universitäten sich nicht gern in ihre Karten blicken lassen, 
bestätigen meine eigenen Recherchen und die Recherchen 
anderer Wissenschaftsjournalisten.
2011 wollten die Journalisten Christian Heuss und Mat-
thias Daum von allen Schweizer Hochschulen Listen ihrer 
Stiftungslehrstühle erhalten. Geliefert haben das die Uni-
versitäten St. Gallen, Zürich, Lausanne, Neuenburg, Bern, 
Freiburg und die Università della Svizzera Italiana. Die 
ETHZ sagte zuerst zu, eine Liste zur Verfügung zu stellen; 
Pressesprecher Roman Klingler zog diese Zusage aber wie-
der zurück, als er erfuhr, dass Heuss und Daum die Liste 
publizieren wollten (mündliche Mitteilung Heuss). Kurz 
später traf ich mich mit Klingler und Donald Tillman, dem 
Geschäftsführer der ETHZ Foundation. Die beiden versi-
cherten mir, Transparenz sei wichtig und man verheimli-
che nichts, doch heisse Transparenz nicht, «einfach alles 
auf ’s Netz zu stellen», wie Klingler sagte: «Man muss es 
den Leuten erklären.» (Gespräch am 11. März 2011) Offen-
bar hatten gewisse Reaktionen auf die Medienmitteilung, 
wonach Syngenta einen ETHZ-Lehrstuhl für nachhaltige 
Agrarökologie finanziere, die ETHZ-Kommunikationsab-
teilung erschreckt. «Man muss es den Leuten erklären» ist 
allerdings eine paternalistische Transparenz-Vorstellung.
Ähnlich zögerlich ist die Uni Basel. Zwar wird jedesmal 
öffentlich informiert, wenn die Universität Basel eine ge-
stiftete Professur einrichtet; die meisten dieser Professuren 
tragen auch den Namen der Stifter. Dennoch will die Uni-
versität keine solche Liste publizieren (wohl im Vertrauen 
darauf, dass sich niemand die Mühe macht, alle Pressemit-
teilungen zu durchforsten). Dieses Verhalten widerspricht 
dem im Kanton Basel-Stadt seit dem 1. Januar 2012 gel-
tenden Öffentlichkeitsprinzip, wonach alle Informationen, 
die nicht explizit geheim sind, der Öffentlichkeit zugäng-
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lich gemacht werden müssen. Der Adjunkt der Universität 
Basel, Beat Münch, erklärt die Praxis so: «Die Einrichtung 
von gestifteten Professuren wird immer kommuniziert. Die 
Information über gestiftete Professuren wird damit offen 
gelegt und steht zur Verfügung. Die Universität Basel ver-
zichtet aber auf die Veröffentlichung von Listen mit Rück-
sicht darauf, dass nicht alle Stifterinnen und Stifter eine 
permanente Öffentlichkeit wünschen. Grundsätzlich sind 
auch die Informationen über die formellen Beziehungen 
zugänglich, die Universitätsangehörige im Rahmen ihrer 
universitären Tätigkeit pflegen, soweit diese meldepflichtig 
sind.»
In der Bundesverwaltung gilt das Öffentlichkeitsprinzip 
seit dem 1. Juli 2006. Das Öffentlichkeitsprinzip geht von 
der Überzeugung aus, dass die Bürgerinnen und Bürger in 
der Lage sind, relevante Informationen zu verstehen, ohne 
dass man sie ihnen «erklärt». Auch die meisten Kantone 
kennen das Öffentlichkeitsprinzip, doch sind die entspre-
chenden Gesetze noch kaum erprobt. Ein Präzedenzfall im 
Wissenschaftsbereich betrifft die Eidgenössische Kommis-
sion für Impffragen (EKIF), eine ausserparlamentarische 
Kommission, die das Bundesamt für Gesundheit in Impf-
fragen berät. Dieser Fall ist gleichzeitig ein Beispiel dafür, 
wie sehr sich eine öffentliche Kommission mit wissen-
schaftlicher Beratertätigkeit gegen Transparenz in Sachen 
Interessenkonflikte sträubt: Die Journalistin Catherine 
Riva hat verlangt, die Interessendeklarationen der Mitglie-
der dieser Kommission seien offenzulegen. (Riva 2011a und 
2011b; siehe auch Riva/Spinosa 2010) Das Bundesamt für 
Gesundheit respektive das Eidgenössische Departement 
des Inneren (EDI) lehnte ab, worauf die Journalistin an 
den Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbe-
auftragte (EDÖB) gelangte. Dieser empfahl, die Informati-
onen seien offenzulegen (EDÖB 2010). Das EDI wollte der 
Empfehlung folgen, wogegen sich die EKIF aber sträubte. 
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Schliesslich gab das EDI lediglich die Interessebindungen 
der EKIF-Mitglieder bekannt, welche die letzten zwei Jah-
re betrafen. Riva klagte darauf gegen das EDI und bekam 
vor Bundesverwaltungsgericht Recht, so dass nun alle de-
klarierten Interessenbindungen der EKIF-Mitglieder be-
kannt sind und auch auf der Website der EKIF publiziert 
werden. Allerdings gab sich die EKIF ein Reglement, in 
dem sie einen grossen Teil der Interessenkonflikte einfach 
wegdefinierte. So gelten beispielsweise eine unregelmässi-
ge bezahlte Beratertätigkeit ausdrücklich nicht als Interes-
senkonflikt, wenn eine solche Tätigkeit innerhalb der letz-
ten vier Jahre weniger als dreimal stattfand; ebensowenig 
gilt die «Annahme von Geld- oder Naturalleistungen, falls 
diese den Richtlinien der Schweizerischen Akademie der 
Medizinischen Wissenschaften entsprechen», ausdrück-
lich nicht als Interessenkonflikt (EKIF 2010).38 Ob die Mel-
dungen vollständig sind, muss man wohl bezweifeln. Die 
geringe Zahl der Interessenbindungen, die die Mitglieder 
der EKIF angeben, macht skeptisch. Was als Interessenbin-
dung zu melden sei, wird unterschiedlich gehandhabt – so 
deklarieren einige EKIF-Mitglieder ihre EKIF-Mitglied-
schaft selbst als eine solche Interessenverbindung. 
Die Heilmittelkontrollstelle Swissmedic publiziert die Mel-
dungen der Interessenbindungen ihrer wissenschaftlichen 
Expertinnen und Experten auf Druck von Medien wie des 

38 Besonders zurückhaltend gab sich in einem ähnlichen Fall auch 
die Heilmittel-Kontrollstelle Swissmedic, deren Mitglieder über die 
Zulassung von Medikamenten entscheiden – hier sind Interessen-
konflikte also besonders sensibel. Die Temps-Présent-Journalistin 
Isabelle Ducret musste bei jedem der vierzig Experten einzeln um die 
Einwilligung nachfragen, bevor Swissmedic bereit war, eine Liste der 
Interessenkonflikte herauszurücken. Ducret stiess bei vielen Exper-
ten zunächst auf Misstrauen, konnte aber schliesslich von allen ihre 
Zusage erwirken (Ducret 2012). Offenbar als Reaktion auf Ducrets 
Recherchen hat sich Swissmedic im September 2011 ein neues Regle-
ment gegeben, das per 1. Januar 2012 in Kraft trat. Darin wird explizit 
festgehalten, dass die Interessenverbindungen der Expertinnen und 
Experten zu publizieren seien.
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Westschweizer Fernsehens seit 2012 auf ihrer Website. Al-
lerdings ist sie sehr versteckt und nur kompliziert abrufbar: 
Zuerst muss eine Liste im .doc-Format geladen werden, von 
der aus sich die Adressen der PDF-Dokumente zu jedem 
der gegenwärtig 45 Experten anklicken lässt, ein Vorgehen, 
über das selbst der angefragte Swissmedic-Pressesprecher 
stutzte. 

Akteneinsichtsgesuche nach Öffentlichkeitsprinzip

Ich habe exemplarisch bei den beiden ETH, gestützt auf 
das Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip in der 
Verwaltung (BGÖ), und bei der Universität Zürich, ge-
stützt auf das kantonale Gesetz über Information und Da-
tenschutz (IDG), die Herausgabe von Informationen ver-
langt. Weil die Gesuche (teilweise) abgelehnt wurden und 
ich sie weitergezogen habe, stehen die Resultate noch aus.39 
Schon die Zwischenresultate aber sind interessant.
Ich verlangte die folgenden Informationen: von den beiden 
ETH je eine Liste aller Stiftungslehrstühle und die Offen-
legung der Register der gemeldeten Interessenkonflikte der 
Mitarbeitenden. Zudem verlangte ich von jeder Hochschu-
le Einblick in Verträge betreffend Lehrstuhlfinanzierung 
mit Privatunternehmen: von der EPFL ihre Verträge mit 
Nestlé (betreffend zwei «Nestlé Chairs»), von der ETHZ 
den Vertrag mit Syngenta betreffend den Lehrstuhl für 
nachhaltige Agrar-ökosysteme und von der Universität 
Zürich den Vertrag mit der UBS, betreffend Schaffung von 

39 Die Behandlung von Schlichtungsanträgen durch den dafür zu-
ständigen Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeam-
ten (EDÖB) nimmt regelmässig über ein Jahr in Anspruch, obwohl 
das Gesetz eine Frist von dreissig Tagen vorsieht. Das ist ein Indiz für 
die Vollzugsschwäche dieses Gesetzes in der Schweiz: Der EDÖB ist 
hoffnungslos unterdotiert, um die – im internationalen Vergleich sehr 
wenigen – Schlichtungsanträge fristgerecht zu behandeln. 
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fünf Lehrstühlen sowie des UBS International Center for 
Economics in Society.
Der Rechtsdienst der Universität Zürich lehnte das Akten-
einsichtsgesuch zunächst ohne juristische Begründung ab. 
Pressesprecher Beat Müller hatte zuvor gesagt, man lege 
Verträge zu Stiftungslehrstühlen «grundsätzlich nicht of-
fen». Auf meine Frage, ob denn die Uni Zürich Geheimver-
träge abschliesse, meinte Müller Ende April 2012: «Ähem 

– nein, aber wir publizieren das einfach nicht.» «Nicht 
geheim, aber auch nicht öffentlich» gibt es im Öffentlich-
keitsprinzip nicht. Ohne die gesetzliche Frist einzuhalten, 
antwortete schliesslich Andreas Fischer, Rektor der Uni-
versität Zürich: Gemäss dem kantonalen Gesetz über Infor-
mation und Datenschutz könne eine Information verwei-
gert werden, wenn «überwiegende öffentliche oder private 
Interessen» tangiert seien. Beides sei der Fall: «Seitens der 
UZH besteht ein erheblicher Bedarf an der Akquirierung 
von Drittmitteln. Durch die Veröffentlichung von Verträ-
gen wie denjenigen der UBS mit der UZH entsteht ein be-
trächtliches Risiko, dass zukünftige Sponsoren von einem 
Engagement zu Gunsten der UZH abgehalten werden. Die 
UBS ihrerseits hat ein berechtigtes privates Interesse an der 
Geheimhaltung, da der Vertrag Elemente enthält, die Ge-
schäftsgeheimnisse der UBS betreffen.» Die Forschungs- 
und Lehrfreiheit der UZH sei aber «explizit und vollum-
fänglich gewahrt.» (Verfügung der Universität Zürich vom 
5. Juni 2012) Man fragt sich, was für «Elemente, die Ge-
schäftsgeheimnisse der UBS betreffen» in einem solchen 
Vertrag stehen können, die die akademische Freiheit nicht 
tangieren. Und es ist nicht einsichtig, weshalb ein Sponsor, 
der tatsächlich an der Wahrung der akademischen Freiheit 
interessiert ist, sich von der Aussicht, dass sein Vertrag pub-
lik werden könnte, abschrecken lassen sollte.
Ich habe gegen den Entscheid bei der dafür zuständigen Re-
kurskommission der Zürcher Hochschulen rekurriert. Das 



165

Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. Einer der – wie-
derum nicht fristgerecht eingereichten – Stellungnahme 
der Universität Zürich zuhanden der Rekurskommission 
lag ein Schreiben von Kaspar Villiger, Präsident der UBS 
Foundation of Economics in Society bei. Villiger entband 
die Universität darin von der «vereinbarten Geheimhal-
tungspflicht», was einzelne Stellen des Vertrags betrifft. 
Nur aus diesem Schreiben geht hervor, was die Universität 
nie zugegeben hat: dass eine Geheimhaltung vereinbart 
wurde. Den Eindruck, die UBS Foundation sei an der Ge-
heimhaltung gar nicht interessiert, sondern halte nur aus 
Loyalität zur Universität daran fest, bestätigte mir später 
eine gut informierte Person aus der Universitätsverwaltung. 
Die Universität selber hütet sich, das Wort «geheim» zu 
verwenden; sie scheint sich dafür zu schämen. Die kurzen 
Vertragspassagen, die die Universität schliesslich offen leg-
te, scheinen die akademische Unabhängigkeit des zu schaf-
fenden UBS Center of Economics in Society tatsächlich zu 
stützen – es fehlt aber nach wie vor der Kontext des Ge-
samtvertrags.40 Von der Taktik, den Vertrag nur teilweise 
offen legen zu wollen, distanziert sich Rektor Fischers de-
signierter Nachfolger Michael Hengartner. Am Tag seiner 

40 Die Koordinationsstelle IDG der Staatskanzlei des Kantons Zü-
rich hat auf Einladung der Rekurskommission eine unabhängige Stel-
lungnahme verfasst. Darin bezweifelt sie das Recht der Universität, 
geheime Verträge abzuschliessen: «Bezogen auf den vorliegend zu 
beurteilenden Fall stellt sich die Frage, wie weit ein öffentliches (staat-
liches) Organ im Rahmen vertraglicher Abreden Geheimhaltungsver-
pflichtungen eingehen kann. (…) Eine vereinbarte Geheimhaltungs-
pflicht (…) hat hinsichtlich eines Informationszugangsgesuchs zum 
Vereinbarungsgegenstand keine absolute Sperrwirkung.» – Anfang 
2013 legte die Universität Zürich der Rekurskommission eine Ver-
tragskopie vor, die zu ungefähr einem Viertel eingeschwärzt war. In 
einem ersten Zwischenentscheid entschied die Kommission darauf 
am 25. April, dass die eingeschwärzte Kopie offenzulegen sei; was die 
eingeschwärzten Passagen angeht, steht der Entscheid noch aus. – Ich 
informiere aktuell über das Verfahren unter www.mhaenggi.ch/trans-
parenz.html.
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Wahl zum künftigen Rektor der Universität Zürich, am 25. 
Juni 2013, sagt er gegenüber dem Tages-Anzeiger: «Wenn 
von einem Vertrag 90 Prozent offen und 10 Prozent geheim 
sind, hilft das kein Jota.» (Stäuble 2013)
Die beiden ETH haben ihre Antworten auf meine Ak-
teneinsichtsgesuche koordiniert. Dennoch fielen sie in 
ihrem Charakter ganz unterschiedlich aus. Für die ETH 
Lausanne (EPFL) antwortete die Juristin Susan Killias in 
einer sehr formellen Sprache. Für die ETHZ antwortete 
ETHZ-Präsident Ralph Eichler persönlich. Sein Antwort-
schreiben war von juristischen Begründungen weitgehend 
frei – aus ihm sprach der Patron, der autonom entscheiden 
will, was er bekannt gibt und was nicht. Eichler lud mich zu 
einem Mittagessen ein.
Ihre Stiftungslehrstühle gab die EPFL wie gewünscht be-
kannt. Die ETH Zürich gab nur summarisch an, in wel-
chen Fachbereichen wie viele Stiftungslehrstühle bestehen 

– ohne Begründung, weshalb nicht die gewünschte Infor-
mation geliefert wurde.
Einsicht in das Register der gemeldeten Interessenverbin-
dungen ihres Personals lehnten beide ETH mit Berufung 
auf den Persönlichkeitsschutz ab. Gegen diesen Entscheid 
habe ich beim EDÖB Berufung eingelegt. Interessanter-
weise hatte mit Susan Killias, bevor ich mein offizielles 
Gesuch stellte, schriftlich mitgeteilt, dieses Register sei 
«nicht geheim», es werde einfach nicht publiziert. Ob der 
Entscheid des EDÖB, wonach die Mitglieder der Impfkom-
mission (EKIF) ihre Interessenverbindungen offenzulegen 
hätten, hier als Präzedenzfall gilt, ist ungewiss, handelt es 
sich bei einer Hochschule doch um etwas anderes als bei 
einer Kommission. Allerdings nimmt die Öffentlichkeit 
Angehörige der ETH als Fachpersonen mit hoher Glaub-
würdigkeit wahr – gerade wegen der angenommenen Un-
abhängigkeit der Institution. Dazu kommt, dass heute, wie 
wir gesehen haben, zahlreiche wissenschaftliche Zeitschrif-
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ten von ihren Autorinnen und Autoren die Offenlegung ih-
rer Interessen verlangt. Wer also wissenschaftlich tätig sein 
will, muss bereit sein, seine Interessen offen zu legen und 
kann sich nicht auf Persönlichkeitsschutz berufen.
Ebenfalls abgelehnt haben beide ETH die Publikation der 
Verträge. Die ETHZ hat mir (und zuvor schon einer Nati-
onalrätin, Maya Graf, und einem Vertreter der Syngenta-
kritischen Erklärung von Bern, François Meienberg) aber 
angeboten, ihren Vertrag mit Syngenta einzusehen, jedoch 
nicht, sie zu publizieren.41 ETHZ-Präsident Eichler be-
gründet das damit, dass diese Verträge Ausstiegsklauseln 
enthielten, die nicht in allen Verträgen identisch seien. 
Man wolle nicht, dass ein Unternehmen sehe, welche Aus-
stiegsklauseln ein anderes Unternehmen in seinem Vertrag 
habe. Und würde man den Vertrag publizieren, die heiklen 
Passagen aber einschwärzen, so würde das in der Öffent-
lichkeit erst recht als suspekt wahrgenommen.
Die EPFL dagegen schreibt, die Verträge enthielten Ge-
heimhaltungsklauseln. Das ist ein interessantes Einge-
ständnis: Geheimverträge sind mit «guter wissenschaftli-
cher Praxis» unvereinbar. Als ich nach Erhalt der Antwort 
der EPFL deren Präsidenten Patrick Aebischer fragte, wes-
halb seine Schule Geheimverträge abschliesse, zeigte dieser 
sich erstaunt: Er glaube nicht, dass die geheim seien, da ste-
he ja nichts Heikles drin, ja da dürfe gar nichts drin stehen 
ausser dem Forschungsbereich, dem Geldbetrag und der 
Garantie der Forschungs- und Publikationsfreiheit…42

41 Ich habe den Vertrag eingesehen und meine, er entspreche den 
Standards. Heikel scheint mir nur der Punkt, dass die Syngenta einen 
Sitz in der Berufungskommission erhält, und zwar einen privilegier-
ten; mehr dazu in Kapitel 12.2.
42 In einem Interview mit der Zeit (Schweizer Ausgabe) vom 28. Fe-
bruar 2013 sagt der Interviewer, die Öffentlichkeit könne nicht über-
prüfen, was in den Verträgen der EPFL mit Sponsoren stehe. «Ich 
kann Ihnen einen Vertrag schicken», antwortet Aebischer. Der Inter-
viewer entgegnet: «Ihre Rechtsabteilung hat sich in der Vergangen-
heit genau dagegen gewehrt, weil es Geheimhaltungsklauseln in den 
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Geheimniskrämerei der Bundes-Innovationsagentur

Wie im letzten Kapitel erwähnt, könnten der National-
fonds (SNF) und die Kommission für Technologie und 
Innovation (KTI) interessante Quellen für Daten über die 
Beziehungen von Wissenschafterinnen und Wissenschaf-
tern und Privatwirtschaft sein, und wie erwähnt dürfte die 
Chance, die Daten vom SNF im Rahmen einer Forschungs-
arbeit zu erhalten, gut stehen. Demgegenüber stellt die KTI 
einen besonderen Tiefpunkt der Informationsverweige-
rung dar. Die Zeitschrift Beobachter wollte von der KTI 
wissen, wer die 100 Millionen Franken erhalten hat, die 
der Bundesrat im Herbst 2011 als Massnahme gegen den 
starken Franken gesprochen hat und die von der KTI an 
forschende Unternehmen zu verteilen sind. Die KTI lehnte 
ein Akteneinsichtsgesuch ab, da ein «legitimes Geheimhal-
tungsinteressen» bestehe. Der Beobachter hat beim EDÖB 
ein Schlichtungsverfahren beantragt (Hostettler 2012).

Verträgen gibt.» Darauf Aebischer: «Was kann denn schon geheim 
sein? Man müsste sich fallweise mit den Unterzeichnenden abspre-
chen, bevor man einen Vertrag veröffentlichen kann. Da steht nichts 
Spannendes drin.» (Daum 2013b)
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12	 Fallbeispiele

Drei Fallbeispiele will ich näher betrachten. Am meisten 
Raum widme ich der Forschung der Agrargentechnik am 
Platz Zürich. Der Titel dieses Unterkapitels enthält ein Fra-
gezeichen. Dieses ist nicht nur stilistisch bedingt – ich wer-
de hier tatsächlich zu keinen definitiven Antworten gelan-
gen. Und das ist gewiss bezeichnend: Es geht bei unserem 
ganzen Thema um unscharfe Grenzen und unterschwellige 
Einflüsse. Es wäre falsch zu erwarten, hier auf eine smoking 
gun zu stossen, die beweist, dass Wissenschaft sich in den 
Dienst der Privatindustrie gestellt und dabei ihre Grundsät-
ze verletzt hätte. Knapper betrachte ich danach die Koope-
ration der ETH Zürich mit dem Agrarkonzern Syngenta 
sowie den Präsidenten der ETH Lausanne (EPFL), Patrick 
Aebischer. Aebischer spielt als «Vorzeige-Wissenschafts-
funktionär» eine Schlüsselrolle in der Schweizer Wissen-
schaftspolitik und illustriert mit seiner Person einige The-
sen, die ich in den Kapiteln 7 und 8 vor allem theoretisch 
dargelegt habe. Hier wird es zudem um eine konkrete öf-
fentlich-private Kooperation gehen, nämlich die zwischen 
der EPFL und Nestlé.
Anders als im ersten Teil dieser Studie stütze ich mich hier 
hauptsächlich auf eigene Recherchen.
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12.1	 Eingebettete Wissenschaft? Zur Agrar
gentechnik-Forschung am Platz Zürich 

Es gibt wenige Anwendungen moderne Forschungsresul-
tate, die so heftig umstritten sind wie die Agrargentechnik 
(oft «grüne Gentechnik» genannt, in Abgrenzung gegen 
die «rote» (medizinische) und «weisse» Gentechnik (zur 
Produktion von Industrieprodukten)). An der Debatte be-
teiligen sich zahlreiche Akteure: Forscherinnen und For-
scher mit ihren Institutionen; Unternehmen, die Produkte 
aus der Agrargentechnik verkaufen; verarbeitende Indust-
riebetriebe und Detailhändler, die gerade in der Nichtan-
wendung der Gentechnik ihren wirtschaftlichen Vorteil 
sehen; die mediale Öffentlichkeit, regierungsunabhängige 
Organisationen (NGOs) aus dem Umwelt-, Konsumen-
tenschutz- und Entwicklungsbereich; Zulassungsbehör-
den und Gesetzgeber. Der politische und mediale Diskurs 
haben in der Schweiz schon einige wissenschaftliche Auf-
merksamkeit erfahren, etwa in einer wissenschaftssoziolo-
gischen (Kurath 2005) und einer publizistischen Disserta-
tion (Bovet 2007) sowie in einem rechtswissenschaftlichen 
und einem medienwissenschaftlichen Projekt des Nationa-
len Forschungsprojekts 5943 sowie in weiteren Studien ver-
schiedener Disziplinen.
An dieser Stelle geht es nicht darum, die Debatten in ihren 
Einzelheiten darzustellen oder gar zu entscheiden, welche 
«Seite» im Streit recht habe, sondern es interessiert vor al-
lem die Frage, ob und inwieweit externe Geldgeber einen 
Einfluss auf die Forschung ausüben. Ich werde mich dabei 
auf den Platz Zürich mit drei Forschungsinstitutionen – die 
ETH und die Universität Zürich sowie die Forschungs-

43 «Landwirtschaft mit transgenen Pflanzen – wer will sie, wer nicht? 
Und warum?» von Heinz Bonfadelli und «Wie soll der Dialog mit der 
Öffentlichkeit über die Gentechnologie gestaltet werden?» von Rai-
ner J. Schweizer.
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anstalt Agroscope Reckenholz-Tänikon (ART), die zum 
Bundesamt für Landwirtschaft gehört – konzentrieren und 
von einer Forscherin ausgehen, die in den vergangenen Jah-
ren immer wieder Kristallisationspunkt für Kontroversen 
war: Angelika Hilbeck, Agrarökologin und wissenschaftli-
che Mitarbeiterin am Institut für Integrative Biologie der 
ETHZ.

Angelika Hilbeck
Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für 

Integrative Biologie der ETH Zürich.
Inhaberin und Geschäftsführerin der Beratungsfirma 

Ecostrat GmbH, die unter anderem für das deutsche 
Bundesamt für Naturschutz tätig ist.

Vorsitzende und Mitgründerin des European Network of 
Scientists for Social and Environmental Responsability 
(ENSSER).

Vorstandsmitglied der Vereinigung Deutscher 
Wissenschaftler (VDW).

Mitglied des Stiftungsrats Brot für Alle (seit 2011).
Autorin des International Assessment of Agricultural 

Knowledge, Science and Technology for Development 
(IAASTD) (2008; Kapitel «Biotechnology»).

Bis 2011 Mitglied des Eidg. Fachkommission für 
Biologische Sicherheit.

Koordinatorin des GMO-Guidelines Project der 
International Organisation for Biological and 
Integrated Control (IOBC).

Hilbeck ist weltweit anerkannte Fachfrau für biologische 
Sicherheit, weshalb sie auch im «Weltagrarrat» (Interna-
tional Assessment of Agricultural Knowledge, Science and 
Technology for Development, IAASTD) als eine von (ur-
sprünglich) fünf Autoren und Autorinnen für das Kapitel 
Biotechnik berufen wurde. Sie wird von den Medien gerne 
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als gentechkritische Expertin befragt – ein Etikett, das sie 
selber ablehnt: Sie definiere sich nicht danach, ob sie für 
oder eine Technik sei; sie sei aber dafür, dass die Chancen 
und Risiken dieser Technik ordentlich geklärt würden. Ei-
nem Teil der Wissenschaftsgemeinde gilt sie gleichwohl als 
eine Forscherin, die einseitig gentechfeindlich arbeitet.
Hilbeck erklärt im Gespräch, sie sei überzeugt, dass Un-
ternehmen wie Syngenta oder Monsanto, die gentechnisch 
veränderte Pflanzen verkaufen, massiven Einfluss sowohl 
auf die Forschung wie die Zulassungsbehörden ausübten. 
Sie spricht von «eingebetteter» Forschung, in Anlehnung 
an die «eingebetteten» (embedded) Journalisten, die den 
Irakfeldzug der USA im Jahr 2003 begleiteten, dabei für 
ihre Arbeit auf die Unterstützung der US-Armee zurück-
greifen durften, sich aber der Zensur durch die Armee un-
terwerfen mussten.
Zumindest in ihrem nächsten beruflichen Umfeld (ihr Ins-
titut gehört zum Departement für Umweltwissenschaften) 
sei wenig Bewusstsein für Interessenkonflikte vorhanden, 
sagt Hilbeck (Gespräch am 30. August 2011). Man kenne 
zwar die Berichte über Einflussnahmen, man wisse, dass 
beispielsweise die Pharmaindustrie die pharmakologische 
Forschung zu verfälschen suche. Doch für sich selber hiel-
ten die meisten an der Überzeugung fest, sie seien nicht be-
einflussbar. Es sei auch relativ neu, dass sich die Industrie 
für die Umweltforschung interessiere, weshalb eine grosse 
Naivität vorherrsche. «Viele stellen sich das so vor, dass da 
Geldumschläge heimlich unter dem Tisch ausgetauscht 
oder Banküberweisungen getätigt werden. Aber die viel 
subtileren Formen der Einflussnahme nehmen sie nicht 
wahr.» Wie funktionieren diese «subtileren» Einflussnah-
men? «Wissenschaftern wird immer gesagt, sie gehörten 
zu einer Elite. Aber dann muss man sich mühsam hochdie-
nen, arbeitet viel und verdient sehr lange wenig. Und dann 
kommt so eine wichtige Person, schnappt Sie sich an einer 



173

Tagung und erzählt Ihnen, was für ein grossartiger Wissen-
schafter Sie sind: ‚Wir wollen Sie unbedingt mal einladen‘ 
und so weiter. Ein Schulterschlag oder eine Einladung zu 
einer Studienreise mit Erstklassflug kann viel bewirken, da 
braucht es keine Geldumschläge oder Banküberweisungen. 
Ich habe vieles davon selber auch erlebt – bis sie merkten, 
dass das bei mir nicht funktioniert. Da hat das sehr schnell 
aufgehört.»

Florfliegen und Marienkäfer

Angelika Hilbeck arbeitete in den 1990er Jahren an der 
Forschungsanstalt Agroscope Reckenholz-Tänikon (ART). 
Sie untersuchte in einer Laborstudie die Wirkung von Bt-
Toxinen44 auf die Florfliege (Chrysoperla camea). Die Her-
steller gentechnisch veränderter Pflanzen vertreten den 
Standpunkt, Nutz-Insekten wie die Florfliege, die Schäd-
linge frisst, würden durch die Bt-Toxine nicht geschädigt. 
Hilbeck et al. (1998a, 1998b und 1999) stellten nun aber 
fest, dass Florfliegenlarven, die mit Bt-Toxinen gefüttert 
wurden, gegenüber einer Kontrollgruppe eine erhöhte 
Sterblichkeit aufwiesen. 2009 publizierte Hilbeck mit Jörg 
Schmidt (Schmidt et al. 2009) eine ähnliche Labor-Fütte-
rungsstudie zu Zweipunkt-Marienkäfern (Adalia bipuncta-
ta). Auch diese Nutzinsekten wurden in Hilbecks Versuch 
geschädigt. Im selben Jahr verweigerte das deutsche Bun-
desministerium für Verbraucherschutz dem transgenen 
Bt-Mais MON810 von Monsanto die Zulassung. In der Be-
gründung des Entscheids werden dreissig wissenschaftli-
che Studien aufgeführt, darunter Schmidt et al. 2009. Die-

44 Bt-Toxine sind Insektengifte, die vom Bacillus thuringiensis produ-
ziert werden. Gentechnisch veränderte Pflanzen, denen ein Gen die-
ses Bazillus eingebaut wurde, produzieren das Insektengift ebenfalls, 
was sie gegen Schädlinge resistent macht.
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sen Umstand nennen die Kritikerinnen und Kritiker von 
Hilbecks Arbeit als Auslöser ihrer Kritik.
Zu beiden Studien sind einige Zeit später Gegenstudien er-
schienen. So kamen Romeis et al. 2004 zum Schluss, die 
Florfliege werde von den Bt-Toxinen nicht geschädigt. Jörg 
Romeis45 arbeitet an der ART, wo auch Hilbecks Florflie-
gen-Studie entstanden war. Als Mitautor sowohl von Hil-
becks wie auch von Romeis’ Florfliegenstudien war Franz 
Bigler beteiligt, der die Gruppe Biosicherheit an der ART 
leitet. 2011 kam eine Studie – ebenfalls aus der ART, eben-
falls mit Beteiligung Romeis’ und Biglers – zum Schluss, 
dass auch der Zweipunkt-Marienkäfer von den Bt-Toxinen 
nicht geschädigt werde (Álvarez-Alfageme et al. 2011).
Wie kam es zu den gegensätzlichen Resultaten? Einigkeit 
herrscht, dass die Studien jeweils nicht das selbe untersuch-
ten. Hilbeck hat in beiden Fällen je ein Paper publiziert, 
das die unterschiedlichen Studien vergleicht (Hilbeck/
Schmidt 2006; Hilbeck et al. 2012). Die Unterschiede 
zwischen ihren Florfliegenstudien und denen von Romeis 
et al. 2004 liessen sich allein aus den unterschiedlichen 
Methodiken erklären, schreiben Hilbeck/Schmidt 2006. 
So hätten Hilbeck et al. 1998 eine Schädigung der Flor-
fliegenlarven erst in einem zweiten Larvenstadium festge-

45 Lorch/Then 2009 (259–260) erwähnen als eine zumindest Lob-
byismus-nahe Tätigkeit Romeis’ seine Mitgliedschaft in einer Arbeits-
gruppe, die ein Konzept für ein günstigeres und schnelleres Zulas-
sungsverfahren (tiered approach) für Bt-Pflanzen ausarbeiteten. Das 
Konzept wurde 2004 an einer Tagung der Lobbyorganisation Europa-
Bio vorgestellt, eine Weiterentwicklung 2007 in Nature Biotechnology 
publiziert (Romeis et al. 2008). Zur Arbeitsgruppe gehörten neben 
Romeis Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von BASF, DuPont, Mon-
santo und Syngenta und drei Angehörige des Gremiums für gentech-
nisch veränderte Organismen der Europäischen Lebensmittelsicher-
heitsbehörde EFSA: Joachim Schiemann, Detlef Bartsch und Jeremy 
Sweet. Das Konzept soll «Zulassungsbehörden, die derzeit eigene 
Richtlinien zur Risikoabschätzung entwickeln, als Leitfaden dienen 
und helfen, reglementarische Erfordernisse zwischen verschiedenen 
Ländern und Regionen der Welt zu harmonisieren.»
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stellt. Romeis et al. 2004 hätten lediglich die erste Phase 
untersucht. Franz Bigler, der an beiden Studien beteiligt 
war, sagt ebenfalls, es seien hier jeweils «ganz andere Me-
thoden» zum Einsatz gekommen. Was genau zu den unter-
schiedlichen Schlussfolgerungen geführt habe, sei «sehr 
schwierig zu identifizieren. Auf Grund des heutigen Kennt-
nisstandes gehe ich davon aus, dass unsere 1998 berichte-
ten Effekte höchstwahrscheinlich auf die Tatsache zurück-
zuführen sind, dass die Methoden ungeeignet waren und 
es sich daher um Artefakte handelt.»46 Hilbeck et al. 2012 
betrachten wiederum die unterschiedlichen Versuchsan-
lagen, diesmal bezüglich den Marienkäferstudien. Dabei 
testeten sie die Methodik von Álvarez-Alfageme et al. 2011 
auch an einem Zielobjekt, dem Maiszünsler. Die Maiszüns-
ler überstanden die Bt-Fütterung ohne Schädigung – was 
die Methodik disqualifiziere. Denn der Maiszünsler wird 
auf dem Acker vom Bt-Gift getötet – darum geht es bei die-
sen Pflanzen ja. Bigler sagt, in der Studie zu den Marien-
käfern habe man deren Larven mit Spinnmilben gefüttert, 
die ihrerseits Bt-Produkte gefressen hätten, weil das am 
ehesten der Situation entspreche, in der die Marienkäfer-
larven in der Natur mit den Bt-Produkten in Kontakt kä-
men. Hilbeck habe diese Versuche in ihrem jüngsten Paper 
«interessanterweise nicht erwähnt», ebensowenig wie eine 
weitere Studie von 2010, die ebenfalls keine negativen Aus-
wirkungen auf die Marienkäfer festgestellt habe (E-Mail 
vom 11. März 2012).47 Sukkurs erhält Hilbeck von Brain 

46 Salopper drückt sich Wilhelm Gruissem (der an keine der Studien 
beteiligt war) aus: «Wenn ich Sie zwinge, 200 Liter Milch zu trinken, 
und sie sterben daran, heisst das noch nicht, dass Milch giftig sei.» 
Hilbeck kontert, sie hätten im Versuch den Larven nicht zu viel, son-
dern nach ökotoxikolgischen Massstäben zu wenig Toxine gefüttert – 
dennoch seien schädliche Effekte eingetreten.
47 Hilbeck merkt an: «Weil es ein tri-trophischer Versuch ist, der 
nicht angelegt ist, einen bi-trophischen Versuch zu widerlegen, son-
dern ihn zu ergänzen.»
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Wynne, Professor am UK Centre for Economic and Social 
Aspects of Genomics (Cesagen) an der Lancaster Univer-
sity: «Wir brauchen keine Biosicherheitsforschung, die 
in die Sicht der Biotech-Industrie eingebettet ist, welche 
nicht-nachhaltige, industrialisierte Landwirtschaft unter-
stützt. Was wir brauchen, ist unabhängige Forschung wie 
die von Hilbeck, welche die spezifischen ökologischen Ef-
fekte der Gentechnik mit sensitiven Methodiken bewertet 
und hilft, potenziell schädliche Effekte auf die Biodiversität 
und die landwirtschaftliche Vielfalt anzuzeigen. Wir brau-
chen dringend Unterstützung für unabhängige Biosicher-
heitsforschung.» (Science Daily 2012).
Wer Recht hat, will (und kann) ich nicht entscheiden. Dass 
Wissenschafterinnen und Wissenschafter einander wi-
dersprechen, ist normal. Auffallend aber sei gewesen, sagt 
Hilbeck – und das deckt sich mit meinem Eindruck –, in 
welchem Tonfall der Einspruch jeweils geschehen sei. Nach 
der Publikation der Florfliegen-Studie sei ein Entrüstungs-
sturm über sie niedergegangen. Namentlich habe sie Beda 
Stadler, Medizinprofessor an der Universität Bern, der sich 
gerne mit spitzer Feder gegen die Gentech-Kritikerinnen 
und -Kritiker öffentlich zu Wort meldet, in einem Radioin-
terview angegriffen. Bigler sagt, solche Angriffe seien ihm 
nicht mehr präsent, «nach all den Angriffen, die wir seitens 
der Gentech-Kritiker erlebt haben»; er wolle aber nicht 
ausschliessen, dass es damals Kritik gegeben habe. Nach-
dem Deutschland die Zulassung für den Mais MON810 
verweigerte, wurden in der Fachzeitschrift Transgenic Re-
search drei «diffamierende Artikel gegen uns publiziert», 
sagt Hilbeck. Stefan Rauschen (2010) von der RWTH Aa-
chen fragt dort im Titel seines Kommentars: «Ein Fall von 
‚Pseudowissenschaft‘?» (siehe auch Ricroch et al. 2010)
Alle genannten Studien sind aus öffentlichen Geldern fi-
nanziert worden. Für ihre Florfliegenstudie verwendeten 
Hilbeck et al. Saatgut von Ciba (heute Syngenta). Ciba 
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stellte das Saatgut unter der Bedingung zur Verfügung, 
dass die Resultate vor der Publikation mit Wissenschaftern 
der Firma diskutiert würden. Hilbeck sagt, Ciba habe die 
Publikation verhindern wollen. Es habe eine Vereinbarung 
gegeben, dass die Arbeit nur mit dem schriftlichen Einver-
ständnis von Ciba publiziert werden dürfe. Erst als sie klar 
gemacht habe, dass sie das Publikationsverbot publik ma-
chen würde, habe Ciba dann auch eingelenkt. Bigler sagt 
demgegenüber, es habe nie einen Versuch von Ciba gege-
ben, die Publikation zu verhindern. Tatsächlich habe es 
aber «angeregte und hitzige Diskussionen» gegeben und 
Ciba habe «davon abgeraten, in dieser Form zu publizie-
ren» – was Bigler selber heute als «verständlich» bezeich-
net.48

Entrüstungssturm gegen das IAASTD

2006 wurde Hilbeck zur Autorin des International Assess-
ment of Agricultural Knowledge, Science and Technology 
for Development (IAASTD) berufen. Das IAASTD mit 
seinen insgesamt 400 Autorinnen und Autoren ist vom 
Ansatz her vergleichbar mit dem Uno-Expertengremium 
für den Klimawandel IPCC (Intergovernmental Panel 
on Climate Change). Der wichtigste Unterschied besteht 
darin, dass das IAASTD einen Multi-Stakeholder-Ansatz 
verfolgt; im Autoren- und Autorinnenteam waren nebst 
Wissenschafterinnen und Wissenschaftern auch Umwelt-, 
Entwicklungs- und Verbraucherorganisationen, Produzen-

48 Anlässlich eines Gesprächs über das Nationale Forschungspro-
gramm 59 im Sommer 2012 sagt mir Urs Niggli, Mitglied der Begleit-
gruppe dieses Forschungsprogramms und Direktor des Forschungs-
instituts für Biologischen Landbau (FiBL) in Frick, die ART empfinde 
die Tatsache, dass Hilbecks Florfliegenstudien an der ART entstan-
den seien, als eine «Scharte, die es auszuwetzen gelte», von daher 
rühre ein gewisser Gentechnik-freundlicher Übereifer, den die ART 
heute an den Tag lege.
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tinnen- und Produzentenorganisationen und die Industrie 
vertreten. Im Falle des Kapitels Biotechnology – ein Kapi-
tel in einem sehr umfassenden Bericht – war die Industrie 
durch Deborah Keith von Syngenta vertreten. 
Im Herbst 2007, ein halbes Jahr vor der Publikation des Be-
richts, zog Keith sich zurück und griff das IAASTD öffent-
lich an. «Wir sind enttäuscht», schrieb sie im New Scientist: 
«Der Entwurf des Berichts würdigt die Beiträge der Pflan-
zenwissenschaften zu einer nachhaltigen Landwirtschaft 
nicht ausreichend» (Keith 2008). Nature Biotechnology 
(zur Hälfte eine naturwissenschaftliche, zur anderen Hälfte 
eine Businesszeitschrift) sekundierte mit einem ganzseiti-
gen Editorial (Nature Biotechnology 2008): Das IAASTD 
reflektiere die Rolle moderner Wissenschaft und Technik 
nicht angemessen, sein Vorgehen «grenzt an Blindheit». 
Nature war über den IAASTD-Bericht auch nicht glücklich, 
warf aber den Agrarkonzernen vor, sie hätten durch die 
Aufkündigung ihrer Mitarbeit im IAASTD «die Hungern-
den der Welt verlassen» (Nature 2008). Auch die Consul-
tative Group on International Agricultural Research, die 
Weltbank-nahe Dachorganisation über sechzehn interna-
tionale Agrarforschungszentren, nannte den Bericht «un-
wissenschaftlich». Dabei stand im IAASTD lediglich, dass 
die gentechnisch veränderten Pflanzen bisher noch kaum 
etwas zu einer nachhaltigen Entwicklung beigetragen hät-
ten – eine Aussage notabene, von der Wilhelm Gruissem in 
anderem Kontext sagt: «Darüber sind wir uns alle einig» 
(vgl. Seitenblick zu Gruissem in diesem Kapitel).
Hilbeck sagt, Keith sei gar nicht an einer konstruktiven 
Mitarbeit interessiert gewesen: «Sie hat Termine nicht ein-
gehalten und Texte nicht geliefert.» In einer online publi-
zierten Stellungnahme schreibt Hilbeck: «Ich kann mich 
an keine einzige mündliche oder schriftliche Diskussion 
mit Keith erinnern» (Hilbeck 2008). Zu einem ähnlichen 
Schluss gelangt das Bioscience Resource Project: «Die 
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Biotech-Werbemaschinen von Monsanto, Syngenta und 
anderen haben nicht zwanzig Jahre lang transgene Pflan-
zen als die Lösung aller landwirtschaftlichen Probleme 
propagiert, um am Ende in der grössten und am breitesten 
abgestützten Begutachtung von Landwirtschafts- und Ent-
wicklungspolitikexperten, die es je gab, ignoriert zu wer-
den. (…) Sie können ihre Ziele besser erreichen, wenn sie 
ihre Zusammenarbeit aufkünden und den Prozess dadurch 
delegitimieren, als wenn sie ihre Position einbrächten» 
(Latham/Wilson 2008).
Der Vorwurf, das IAASTD würdige die Rolle der Agrar-
wissenschaften zu wenig, ist – das kann man mit Sicherheit 
sagen – falsch: Es ist eine der zentralen Schlussfolgerungen 
des Berichts, dass die Forschung intensiviert werden müsse. 
Dass der Vorwurf erhoben wurde, belegt lediglich die enge 
Optik der Kritikerinnen und Kritiker, unter Forschung nur 
genau das zu verstehen, was sie selber tun.

Nationales Forschungsprogramm 59

2005 beauftragte der Bundesrat den Schweizerischen Na-
tionalfonds (SNF), ein Nationales Forschungsprogramm 
über «Chancen und Risiken der Freisetzung gentechnisch 
veränderter Organismen» zu starten – das Forschungspro-
gramm 59 (NFP 59). Bis 2006 mussten interessierte For-
scherinnen und Forscher Skizzen ihrer Projekte einreichen, 
aufgrund derer eine Vorauswahl getroffen wurde; wer diese 
Hürde übersprang, durfte einen detaillierten Forschungs-
antrag einreichen. 2008 begannen die Projekte zu laufen, 
im Sommer 2012 wird der Abschlussbericht publiziert. Das 
NFP 59 vergab 10 Millionen Franken Forschungsgelder.
Angelika Hilbeck gehörte zu einer Gruppe Wissenschaf-
terinnen und Wissenschafter von ETHZ und Agroscope 
Liebefeld-Posieux (ALP), deren Konsortiums-Gesuch für 
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ein Biosicherheits-Forschungsprojekt bereits als Skizze ab-
gelehnt wurde. 
Angelika Hilbeck nahm zur Projektvergabe durch den 
SNF im Tages-Anzeiger vom 16. Mai 2007 Stellung und 
äusserte sich dann noch einmal in der Sendung 10 vor 10 
des Schweizer Fernsehens am 1. November 2007. Mit die-
sen öffentlichen Äusserungen brachte sie auch Kolleginnen 
und Kollegen gegen sich auf, die ihr in der Sache nahe ste-
hen: Jeder Forscher und jede Forscherin erlebe, dass sein 
oder ihr Gesuch abgelehnt werde, ohne dass er oder sie 
deshalb gleich zu den Zeitungen laufe – so lautete der Te-
nor. Hilbeck entgegnet dieser Kritik, sie sei nicht zur Presse 
gelaufen, sondern von den Journalisten angefragt worden. 
Im Normalfall würde eine Forscherin, die sich über ein ab-
gelehntes Projekt beklagt, von den Redaktionen kaum Ge-
hör finden, geschweige um eine Stellungnahme angefragt 
werden. Doch das NFP 59 ist erstens nicht irgendein For-
schungsprogramm – und zweitens lief tatsächlich einiges 
merkwürdig, das den Verdacht aufkommen lässt, hier hät-
ten Seilschaften gespielt. Zudem ist das NFP 59 ein Beispiel 
dafür, wie man nicht mit Interessenkonflikten umgehen 
soll.
Das NFP 59 wurde an einer Veranstaltung des Plant Sci-
ence Center Zürich-Basel (PSC) im März 2005 angekün-
digt. Der Bundesrat verschob dann seinen angekündigten 
Entscheid, das NFP 59 in Auftrag zu geben, um den Volks-
entscheid über ein Gentech-Moratorium im November 
2005 abzuwarten – als hätte das Abstimmungsresultat (das 
Moratorium wurde deutlich gutgeheissen) etwas mit der 
Notwendigkeit der Risikoforschung zu tun. Offenbar woll-
te man dem Hauptargument der Moratoriumsbefürworte-
rinnen und -Befürworter keinen Vorschub leisten: dass es 
zuerst weiterer Forschung bedürfe, bevor transgene Orga-
nismen in Verkehr gebracht werden dürften.
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Dieter Imboden, Präsident des Forschungsrats des SNF, 
war über das neue Forschungsprogramm nicht glücklich. 
Solche Projekte, sagte er mir 2007, seien mit der Erwar-
tung verbunden, dass der SNF nun die definitive Antwort 
auf die Frage liefere, ob Gentechnik (oder in anderen Na-
tionalen Forschungsprojekten beispielsweise Handystrah-
lung) gut oder schlecht sei. Das könne die Forschung nicht 
leisten. Der ETH-Ratspräsident Alexander Zehnder dage-
gen sagte an der PSC-Tagung 2006, man müsse nun mit der 
Forschung vorwärts machen, um nach Ablauf des Morato-
riums Ende 2010 bereit zu sein – als wäre das Moratorium 
ein Auftrag, nach seinem Ablauf sofort mit der Freisetzung 
gentechnisch veränderter Pflanzen loszulegen.49

Die Art und Weise, wie dieses Auswahlverfahren lief und 
wie die Absage an das Projekt, an dem Hilbeck beteiligt ge-
wesen wäre, aufgrund einer Projektskizze begründet wurde, 
provozierte Hilbecks Chef Peter Edwards, Professor am In-
stitut für integrative Biologie der ETHZ und Vorsteher des 
Departements für Umweltsystemwissenschaften, zu einem 
geharnischten Brief an den SNF. Er habe sonst nie Prob-
leme gehabt, Entscheide des SNF zu akzeptieren, schreibt 
Edwards am 22. November 2006. Doch «nie zuvor erhielt 
ich Begründungen, die mir derart falsch erschienen.»
Das Projekt wollte untersuchen, wie sich Bt-Toxine und die 
Produkte, die von diesen ausgehen, im Dung der Tiere, die 
diese Pflanzen gefressen hatten, und im Boden verhalten. 
Eine Begründung des Leitungsausschusses des NFP 59, 
weshalb das Projekt abgelehnt wurde, lautet, das Projekt 
lasse «Originalität» vermissen und sei unnötig, da Ähnli-
ches schon anderswo erforscht worden sei (zitiert nach Ed-
wards Brief). Edwards dagegen schreibt, es gebe weltweit 
keine vergleichbare Studie. Zweitens schrieb der Leitungs-
ausschuss, es sei unklar, ob das Projekt zu relevanten Infor-

49 Das Moratorium wurde mittlerweile vom Parlament verlängert und 
ist immer noch in Kraft.
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mationen führen würde. «Das zeigt, dass der Leitungsaus-
schuss nicht verstanden hat, weshalb es so wichtig ist, diese 
Fragen zu lösen», schreibt Edwards. «Ich hatte die Aus-
schreibung so verstanden, dass es zu den Hauptanliegen 
des NFP gehörte, diese Art Fragen zu lösen.» Organisati-
onen wie Greenpeace würden sich in ihrer Argumentation 
ja immer wieder darauf berufen, dass man über das Verhal-
ten der Bt-Toxine im Boden zu wenig wisse. (Was Edwards 
noch nicht wissen konnte: Ende April 2007 entschied das 
deutsche Bundesministerium für Verbraucherschutz, der 
Monsanto-Bt-Mais MON810 nur noch kommerziell ange-
baut werden, wenn die Folgen dieses Anbaus wissenschaft-
lich untersucht werden. Das Ministerium wies darauf hin, 
dass genau solche Forschungen, wie sie die Gruppe um Ed-
wards plante, fehlten.) «Fast jeder Kommentar im Ableh-
nungsentscheid ist nachweislich entweder falsch oder un-
vernünftig, weil er das Fehlen von Details bemängelt, die 
niemand in einer blossen Skizze erwarten würde», schreibt 
Edwards weiter und schliesst: «Ich habe gelegentlich die 
Ansicht vernommen, dass keine weitere Forschung zur Si-
cherheit von Bt-Pflanzen nötig sei. (…) Vielleicht ist das 
auch die Meinung der Mitglieder des Leitungsausschusses. 
Dann hätten sie das besser auch so gesagt.»
Im Leitungsausschuss sassen zwei Personen, die in der gen-
tech-kritischen Szene als Gentech-Lobbyisten gelten. Det-
lef Bartsch arbeitet im deutschen Bundesministerium für 
Verbraucherschutz für das Monitoring gentechnisch verän-
derter Pflanzen und sitzt im Gremium für die Beurteilung 
gentechnisch veränderter Organismen der Europäischen 
Lebensmittelsicherheitsbehörde (EFSA). Er ist aber auch 
Mitglied zahlreicher Lobbyorganisationen und trat 2002 in 
einem Werbevideo der Gentechindustrie auf («Das streit-
bare Korn». Bartsch sagt, er habe nicht gewusst, dass die 
Aufnahme für ein Werbevideo verwendet würde).50 Jeremy 

50 Bartsch ist laut dem Gen-ethischen Netzwerk Mitglied der Lobby-
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Sweet sitzt mit Bartsch im GVO-Gremium der EFSA und 
ist ebenfalls als vehementer Gentech-Befürworter bekannt 
und für Unternehmen tätig, die mit Gentechnik Geld ver-
dienen.51 Bartsch und Sweet verfassten selber eine Studie 
im Rahmen des NFP 59: die Literaturstudie zu den öko-
logischen Risiken der gentechnisch veränderten Pflanzen 
in der Landwirtschaft, die bei der Schlusspräsentation der 
Resultate des Forschungsprogramms ein enormes Gewicht 
einnahm und zum Schluss kam, es gebe keine wissen-
schaftlich fundierten Hinweise auf Risiken gentechnisch 
veränderter Pflanzen, die nicht auch bei konventionell ge-
züchteten Pflanzen aufträten (Bartsch/Sweet 2012).
Insgesamt wurden dem SNF Skizzen von Projekten für 
36 Millionen Franken eingereicht. Zur Einreichung ei-
nes ausgearbeiteten Vorschlags wurden noch Projekte für 
12 Millionen eingeladen; 10 Millionen Franken wurden 
schliesslich vergeben. Die Entscheide, wer beim NFP 59 
mitmachen darf, fielen also im wesentlichen aufgrund der 

Organisationen European Federation of Biotechnology, Internatio-
nal Society Biotechnology Research, International Organisation for 
Biological Control und der Gesellschaft für Pflanzenzüchtung und 
initiierte 1997 die Aachen-Initiative sowie 2000 den Aufruf «Nicht 
die ökologischen Vorteile der grünen Gentechnik vernachlässigen» 
auf der Website des Verbands der Schweizer Lebensmittelindustrie, 
Internutrition. Bartsch war auch Teilnehmer am EU-Forschungspro-
gramm Sigmea («nachhaltige Einführung gentechnisch veränderter 
Organismen in die Landwirtschaft Europas»).
51 Sweet ist Inhaber der Sweet Environmental Consultants und be-
rät unter anderem die FAO und die Unido und sitzt in mehreren Pro-
jektgruppen der EU-Forschungsförderung, etwa. Die Sweet Environ-
mental Consultants ist namentlich auch für das National Institute of 
Agricultural Botany (NIAB) tätig, ein Forschungsinstitut, das unter 
anderem für grosse Gentech-Züchter wie BASF arbeitet. Beim NIAB 
ist auch die Koordination des EU-Forschungsprogramms Sigmea an-
gesiedelt. Laut Selbstdeklaration bei der EFSA sitzt Sweet unter an-
derem im Beirat der British Crop Protection Association, im Executi-
ve Committee der ISBR, berät die FAO und die Unido und sitzt und 
besitzt Aktien von Cornwall Farmers, Arla Foods, Northern Foods, 
GlaxoSmithKline, Shell und BP.
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Skizzen. 6 Millionen erhielt schliesslich ein «Weizen-Kon-
sortium» um Beat Keller von der Universität Zürich, Wil-
helm Gruissem von der ETHZ und Franz Bigler von der 
Agroscope Reckenholz Tänikon (ART). Kern dieses Pro-
jekts waren Freisetzungsversuche mit gentechnisch verän-
dertem Weizen. Das Konsortium wollte sowohl testen, wie 
sich dieser Weizen im Freiland bewährt, als auch Fragen 
der Biosicherheit klären. Dass das gleiche Team sowohl die 
Pflanze entwickelt wie auch ihre Risiken evaluieren soll, ist 
in der Anlage problematisch – die Unabhängigkeit ist da 
schon innerhalb des Projekts nicht gegeben.
Wilhelm Gruissem ist in beratenden Tätigkeiten für meh-
rere grosse Agrarunternehmen tätig, wie er selber auf 
seiner Website offenlegt.52 Man kann diese Kontakte pro-
blematisch finden oder nicht (zu Gruissen siehe den «Sei-
tenblick» weiter unten in diesem Kapitel), aber man sollte 
doch zumindest darüber diskutieren. Das ist aber nicht 
geschehen. Ich fragte den Präsident des Leitungsausschus-
ses des NFP 59, Dirk Dobbelaere, wie bei der Vergabe der 
Gelder über allfällige Interessenkonflikte diskutiert wor-
den sei. Dobbelaere konnte spontan nicht antworten und 
schickte mir die Antwort zwei Stunden später per E-Mail: 

«Beziehungen von Wissenschaftlern der Hochschulen zu 
Industrieunternehmen sind durchaus üblich und in kei-
ner Weise verboten. Die NFP-Leitung und der Nationale 
Forschungsrat werden projektweise beurteilen, ob entspre-
chende Verbindungen ein Projekt tangieren oder nicht» 
(Hänggi 2006). Später sagte eine SNF-Sprecherin gegen-
über der Wochenzeitung, man habe um diese Informationen 
nicht nachgesucht, da sie bei der Auswahl der Projekte kein 
Kriterium dargestellt hätten (Fischer 2007). Ein explizi-
tes Kriterium war indes, ob ein Forschungsprojekt auf die 
Schweizer Verhältnisse abgestimmt sei. Dieses Kriterium 
erfüllte das Weizenkonsortium kaum, denn dass es in der 

52 www.pb.ethz.ch/people/wgruisse/index.
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kleinräumigen Schweiz in absehbarer Zeit zur Freisetzung 
gentechnisch veränderten Weizens kommt, nehmen auch 
die Gentech-Befürworterinnen und -Befürworter nicht an.

Keine unabhängige Rechtsexperten und -expertinnen

Zu guter Letzt hätte der Leitungsausschuss daran zweifeln 
müssen, ob das Projekt innerhalb der Laufzeit des NFP 59 
überhaupt durchgeführt werden könne. Denn das Gentech-
nikgesetz sieht vor, dass gentechnisch veränderte Pflanzen 
zuerst im Labor, dann im Gewächshaus und schliesslich 
im Freiland getestet werden müssen (so genanntes Step-
by-Step- oder Stufenprinzip). Das Bundesamt für Umwelt 
(Bafu) erteilte die Freisetzungsbewilligung im September 
2007, obwohl eine der Pflanzen, die freigesetzt werden soll-
te (eine Weizen-Wildgras-Kreuzung), noch gar nicht exis-
tierte. Zwar war die Bewilligung mit der Auflage verbunden, 
bis Ende 2007 weitere Informationen einzureichen. Diese 
müssten aber, sagte Georg Karlaganis vom Bafu, «nicht 
zwingend aus dem Gewächshaus stammen» – mit ande-
ren Worten: Es müssen nicht alle Stufen des Stufenprinzips 
eingehalten werden. Karlaganis sagte, dieser Entscheid sei 
nicht rein juristisch, sondern «auch forschungspolitisch» 
motiviert gewesen, denn das Bafu sei daran interessiert, 
dass Biosicherheitsforschung in der Schweiz stattfinden 
könne (Hänggi 2007).
Ich habe damals versucht, von Rechtsexperten eine Ein-
schätzung zu erhalten, ob der Entscheid des Bafu dem Gen-
technikgesetz gerecht werde. Dieser Versuch zeigt einmal 
mehr die Problematik der Interessenverbindungen, dies-
mal im Bereich der Rechtswissenschaft: Es gibt (respek-
tive gab damals) in der Schweiz drei Spezialisten für das 
Gentechnikgesetz: Rainer J. Schweizer, Stefan Kohler und 
Christoph Errass. Alle drei sind (unter Schweizers Leitung) 
an einem Forschungsprojekt («Genügen die Schweizer Ge-
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setze zur Sicherung der Koexistenz?») am NFP 59 beteiligt. 
Schweizer, Professor an der Universität St. Gallen, wollte 
deshalb keine Auskunft geben, er sei befangen. Kohler, Mo-
lekularbiologe und Rechtsanwalt und Partner der Vischer 
Rechtsanwälte, vertritt als Anwalt die ETH Zürich bei ih-
ren Freisetzungsgesuchen. Er ist somit Partei und fällt als 
Experte ausser Betracht. Christoph Errass hat den Kom-
mentar zum Schweizer Gentechnikrecht verfasst (Errass 
2006) und wäre somit der Experte. Auch er wollte aber kei-
ne Einschätzung abgeben, berate er doch das Bafu und sei 
somit ebenfalls befangen (ebd.).
In der bereits erwähnten Sendung 10vor10 des Schweizer 
Fernsehens vom 1. November 2007 bezweifelte Angelika 
Hilbeck als angefragte Expertin die Rechtmässigkeit der 
Bewilligung. Daraufhin legte Anwalt Stefan Kohler im Na-
men des Instituts für Pflanzenbiologie der Universität Zü-
rich und des Instituts für Pflanzenwissenschaft der ETHZ 
beim Ombudsmann des Schweizer Fernsehens Beschwer-
de ein. Der Bericht habe mit «einseitiger Auswahl der 
Interviewpartner» und «Verbreitung falscher Tatsachen, 
Verschweigen von Tatsachen und ergebnisorientierter Zer-
pflückung von Expertenmeinungen» die Konzession ver-
letzt. So habe es der Bericht «versäumt, die Voreingenom-
menheit von Frau Hilbeck zu deklarieren.» 
Die Beschwerde sagt viel über die Atmosphäre innerhalb 
der Forschungsgemeinde aus: Kollegen der selben Hoch-
schule werfen einer Forscherin Voreingenommenheit vor 
und betrachten es als illegitim, sie in einem Medienbei-
trag als Expertin zu befragen. Wilhelm Gruissem sagt im 
Gespräch, man habe nicht kritisiert, dass Hilbeck in dem 
Beitrag aufgetreten sei, sondern dass sie die einzige natur-
wissenschaftliche Expertin im Beitrag gewesen sei. Doch 
das Argument steht auf tönernen Füssen. Denn der für den 
Beitrag verantwortliche Redaktor, Reto Kohler, hatte mit 
Beat Keller, dem Sprecher des Weizenkonsortiums, spre-
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chen wollen. Keller wollte nicht, weil ihm der Journalist 
nicht passte. Das geht natürlich nicht: Ein einzelner For-
scher mag einem Journalisten, der ihm nicht passt, ein In-
terview verweigern, aber der Sprecher des quasi-offiziellen 
Biosicherheits-Forschungsprojekts kann sich nicht weigern, 
mit dem Schweizer Fernsehen zu sprechen – und sich da-
nach über Einseitigkeit beklagen.
Angelika Hilbeck sagt, sie habe seit der Ablehnung des For-
schungsprojekts für das NFP 59 respektive ihrer öffentli-
chen Kritik daran nie mehr ein Gesuch vom SNF bewilligt 
bekommen und habe sich ohne SNF eingerichtet. Kann es 
sein, dass Hilbeck beim SNF nicht mehr genehm ist? Das 
sei zumindest nicht ausgeschlossen, sagt Martin Reinhart 
von der Universität Basel, der für seine Dissertation die 
Vergabepraxis des SNF studiert hat: «Ich habe viele Fäl-
le gesehen, wo man die persönlichen Beziehungen spielen 
liess. In der kleinen Schweiz fällt natürlich noch besonders 
auf, wer sich kritisch äussert. Der SNF hat eine Art insti-
tutionelles Gedächtnis.» (Gespräch am 6. Dezember 2011)

Fragwürdige Projektkommunikation

Ich habe oben die Bedenken des damaligen Forschungs-
ratspräsidenten des SNF, Dieter Imboden, bezüglich Er-
wartun-gen an Programme wie das NFP 59 erwähnt. Am 
28. Au-gust 2012 präsentierte das NFP 59 seinen Schluss-
bericht. Es war, als gäben alle sich Mühe, Imbodens Beden-
ken zu be-kräftigen.
Die Programmleitung hatte an der Pressekonferenz zwei 
klare Botschaften zu verkünden: Das NFP 59 hat keine 
gentechnikspezifischen ökologischen Risiken gefunden, 
und: Der Zusatznutzen gentechnisch veränderter Pflanzen 
und der Zusatzaufwand, den sie mit sich bringen, halten 
sich unter den Bedingungen der Schweizer Landwirtschaft 
von heute die Waage. Weil sich die Technik aber rasant 
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entwickelt, dürfte der Nutzen die Kosten bald übersteigen. 
Die Botschaft wurde auch so aufgenommen: Einige Schlag-
zeilen in den Zeitungen am Tag nach der Präsentation des 
Schlussberichts lauteten «Grüne Gentechnologie – kein 
Risiko» (Basler Zeitung), «Forscher fordern Gentech» 
(Lanbote), «Forscher halten Gentechpflanzen für unge-
fährlich» (Tages-Anzeiger) oder «La science donne son feu 
vert aux OGM» (Le Temps). 
Allein: Diese eindeutige Interpretation gab das NFP59 
nicht her. Die an der ART durchgeführte Studie, auf die 
sich die Aussage bezog, dass sich Kosten und Nutzen un-
ter heutigen Bedingungen ungefähr die Waage hielten, re-
lativierte ein Teilnehmer des NFP 59 bereits an der Pres-
sekonferenz. Lucius Tamm vom Forschungsinstitut für 
Biologischen Landbau (FiBL) sagte, die Studie habe die 
Systemgrenzen ihrer Untersuchung eng gezogen. Das sei 
zwar wissenschaftlich legitim, klammere aber Kosten aus, 
die bei einem Nebeneinander von GVP und konventionell 
gezüchteten Pflanzen auch anfallen würden. Würde man 
diese Kosten miteinbeziehen, müsste der Zusatznutzen der 
GVP schon «erheblich» sein, damit sich ihr Anbau unter 
dem Strich lohne.
Die Aussage, das NFP 59 habe keine gentechspezifischen 
Risiken gefunden, stützte sich im Wesentlichen auf die 
Literaturstudie sowie auf die Freisetzungsversuche. Die 
(nicht durch eine Peer-Review gegangene) Literaturstudie 
wurde von Detlef Bartsch und Jeremy Sweet verfasst, zwei 
Forschern, deren Unabhängigkeit strittig ist, wie wir gese-
hen haben (Bartsch/Sweet 2012). 
Was den Freisetzungsversuch angeht, widersprachen die 
Forscher, die die entsprechenden Studien durchgeführt 
haben, der Interpretation durch die Programmleitung. Die 
Freisetzungsversuche mit Weizen, dem ein Mehltau-Re-
sistenzgen eingepflanzt worden war, hatten unter anderem 
gezeigt, dass die transgenen Weizenlinien anfälliger waren 
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für den hochgiftigen Mutterkornpilz. Für Dirk Dobbelae-
re, den Präsidenten des Leitungsausschusses des NFP 59 
und Professor für Zellbiologie an der Universität Bern, ist 
dies kein gentechspezifisches Risiko, schliesslich sei Mut-
terkornbefall ein uraltes Problem im Weizenanbau. Simon 
Zeller, der als Doktorand an der Universität Zürich an 
diesen Pflanzen geforscht hat, sagt dagegen: «Das Mehl-
tau-Resistenzgen wirkte im Weizen sehr viel stärker als er-
wartet. Dadurch wurde die Fruchtbarkeit der männlichen 
Blüten reduziert, sodass die weiblichen Blüten länger blü-
hen mussten, um bestäubt zu werden. Das hat sie anfälli-
ger gemacht für Mutterkornbefall. Diese Kette von Folgen 
hat uns vollkommen überrascht, und ich wüsste nicht, dass 
dasselbe auch in der Natur vorkommt. Das ist ein gentech-
spezifisches Risiko.» Zeller sagte auch, dass er von der Art 
der Kommunikation seiner Forschungsresultate «sehr 
frustriert» gewesen sei. «Das war ein sehr interessantes 
Forschungsprogramm, weil viele Forscher mit verschiede-
nen Meinungen zusammenkamen. Es gab Reibungen, aber 
man raufte sich zusammen. Doch am Schluss hat das Lager 
derer, die eine klare Empfehlung zugunsten der Gentech-
nik abgeben wollten, das Ruder herumgerissen.» (Hänggi 
2012b)
Simon Zellers Doktorvater, der Professor für Pflanzen-
ökologie Bernhard Schmid, ergänzt: «In der öffentlichen 
Debatte gibt es nur Schwarz oder Weiss. In dieser Situati-
on haben viele Wissenschafter grosse Bedenken, etwas zu 
sagen, was von der ‚falschen Seite’ benutzt werden könnte. 
Manche Ko-Autoren unserer Studie mussten sich von Kol-
legen Vorwürfe anhören, weil sie bei einer solchen Studie, 
die als gentechkritisch bezeichnet werden könnte, mitge-
wirkt hätten.» (ebd.)
Die Geschichte der – tendenziösen – Kommunikation der 
Resultate des NFP 59 ist keine Geschichte direkter Interes-
senkonflikte, wie sie sich durch eine private Finanzierung 



190

ergeben hätten: Diese Forschungsprojekte waren staatlich 
finanziert. Die beiden Vertreter des Leitungsausschusses, 
die die Resultate präsentierten – neben Dirk Dobbelaere 
Thomas Bernauer, Politologie-Professor an der ETH Zü-
rich – sind beide nicht in der Agrargentechnik-Forschung 
tätig und bringen mithin keine Interessenkonflikte aus ih-
rer eigenen Forschung mit. Gleichwohl waren sie bestrebt, 
eine mehr politisch denn wissenschaftlich motivierte Bot-
schaft zu vermitteln. Es gibt in diesem Feld ganz offen-
sichtlich Aussagen, die als nicht genehm wahrgenommen 
werden – dass da «Seilschaften» im Hintergrund spielen, 
ist zumindest plausibel. Und die Geschichte ist schliesslich 
ein Beispiel dafür, dass den Leitern eines Forschungspro-
gramms selbst in einem so heiklen Feld wie der Gentechnik 
jede Sensibilität für allfällige Interessenkonflikte der betei-
ligten Forscherinnen und Forscher fehlt.

«Eingebettete» vs. unabhängige Forschung?

Angelika Hilbeck sagt: «Es gibt eingebettete Wissenschaf-
ter und andere». Und: «Kaum publiziere ich etwas, das ‚ih-
nen’ nicht passt, machen sie sich auf, mich zu widerlegen.»
Nach dem Geschilderten kann man nachvollziehen, dass 
Hilbeck zu einer solchen Sicht kommt. Aber ist es auch 
so? Franz Bigler weist den Verdacht von sich: «Wir haben 
grundsätzlich kein Interesse, Studien von anderen Wissen-
schaftern und insbesondere von Hilbeck et al. zu wiederho-
len.» Die Florfliege und der Zweipunkt-Marienkäfer seien 
zwei von rund 25 Modellorganismen, mit denen man in der 
Biosicherheitsforschung der ART arbeite; es sei also kein 
Zufall, dass mehrere Studien zu den selben Organismen 
durchgeführt würden. Immerhin räumt Bigler ein, dass 
die ART mit ihrer Marienkäfer-Studie auf Hilbeck reagiert 
habe: «Wir haben diese Studie durchgeführt, weil ich in 
einem Zeitungsinterview der Frankfurter Allgemeinen Zei-
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tung die methodischen Mängel der Studie von Schmidt et 
al. erwähnt habe, die von Frau Hilbeck zurückgewiesen 
wurden.»
Ist Hilbeck «voreingenommen», eine leicht überspann-
te Person – frustriert, da sie keine Professur hat, wie man 
mitunter vernimmt? Ist es so, wie Wilhelm Gruissem sagt: 
«Sicherlich gibt es zwischen einigen Kollegen Spannun-
gen. Aber das hat weniger mit der Position gegenüber der 
Gentechnik zu tun als mit der Wahrnehmung, Gentechnik 
werde unterstützt und Biosicherheitsforschung nicht. Also 
mit Neid. Das ist für mich ein sehr schlechtes Argument 
und stimmt nicht: für die Biosicherheitsforschung wurden 
allein in Europa bereits über 200 Millionen Euro ausgege-
ben»? Ich kann nicht entscheiden, wo die Wahrheit liegt. 
Aber ich kann doch versuchen einzuschätzen, ob Hilbecks 
Sicht der Dinge plausibel sei oder nicht.
Dass Forscherinnen und Forscher, deren Publikationen Re-
sultate enthalten, die den Interessen der Gentech-Industrie 
und -Entwicklern zuwiderlaufen, unter Beschuss kommen, 
ist beispielsweise auch der US-amerikanischen Wissen-
schaftsjournalistin Emily Waltz aufgefallen. In einem Bei-
trag für Nature nennt sie die Forschung an gentechnisch 
veränderten Pflanzen 2009 ein «Schlachtfeld» (Waltz 
2009). Sie bestätigt (ohne sich festzulegen, welche Seite je-
weils inhaltlich Recht hat), dass wissenschaftliche Studien, 
die den Interessen der Gentech-Industrie zuwiderlaufen, 
sehr schnell unter heftigen Beschuss geraten. Das könne 
gerade junge Forscherinnen und Forscher entmutigen, so 
dass sie womöglich der Forschung den Rücken kehrten. 
Eine zentrale Rolle spielt hierbei ein Schweizer: Klaus Am-
mann, emeritierter Professor der Universität Bern. Am-
mann hat es sich zur Aufgabe gemacht, Studien, die die 
Gentechnik seiner Meinung nach falsch bewerten, in Inter-
netforen zu kritisieren (wobei er und seine Mitstreiter nicht 
davor zurückschrecken, deren Autorinnen und Autoren zu 
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diffamieren) und allenfalls Gegenstudien zu lancieren.53 Er 
hat zu diesem Zweck seine Website Ask-Force54 ins Leben 
gerufen. Ammann dürfte einer der engagiertesten Lobbyis-
ten für die Agrar-Gentechnik unter den europäischen Wis-
senschaftern sein, der in zahlreichen Lobbyorganisationen 
und Beratungsgremien sitzt oder sass.55 Direkte Beziehun-
gen zu Unternehmen, die mit Agrargentechnik Geld verdie-
nen, scheint Ammann dagegen eher wenige zu haben – so 

53 So haben Klaus Ammann und Henry Miller der Ökologin Emma 
Rosi-Marshall von der Loyola University Chicago unter anderem 
«wissenschaftliches Fehlverhalten» (misconduct) und «dubioses Vor-
gehen» vorgeworfen, nachdem diese in einer Studie in der Zeitschrift 
PNAS über negative Auswirkungen von Bt-Toxinen auf Köcherfliegen 
berichtet hatte. Gegenüber Waltz sagte Ammann danach, er habe we-
gen dieser Vorwürfe «ein schlechtes Gefühl» und «wir hätten in der 
Wortwahl vorsichtiger sein sollen.»
54 www.efb-central.org/Biodiversity/askforce.html.
55 Behörden: ehem. Mitglied der Eidg. Fachkommission für biologi-
sche Sicherheit, ehem. Mitarbeiter der Global Initiative on Education 
in Biotechnology wie auch des Compendium on Risk Assessment Re-
search der UN-Organisation für industrielle Entwicklung (Unido), 
ehem. Präsident der Expertengruppe Plant Conservation des Europa-
rats, Mitglied der Koordinationsgruppe Risk Assessment on Transge-
nic Crops der European Science Foundation, Mitglied Expertengrup-
pe für gentechnisch veränderte Pflanzen der Europ. Kommission, 
Leiter der Spezialistengruppe Europäischer Artenschutz der Umwelt-
Dachorganisation IUCN; wissenschaftliche Zeitschriften: Redakteur 
Environmental Biosafety Research; Standes-, Interessen- und Lobbyor-
ganisationen: Mitglied Kommission Grüne Gentechnik der Schweiz. 
Akademie der Naturwissenschaften (Scnat), ehem. Vorstand von Afri-
ca Harvest, Beirat African Technology Development Forum, Experte 
AgBioWorld, Vorstandsmitglied Assessment of Genetically Modified 
Plants, ehem. Betreiber der von der Lobbyorganisation EuropaBio 
finanzierten Website Bio-Scope, Geschäftsleitungsmitglied Europ. 
Federation for Biotechnology, Gründer International Society Bio-
technology Research, Berater des Interessenverbandes der Schweizer 
Nahrungsmittelindustrie Internutrition, ehem. Vorstand Planta Euro-
pe, Vorstand Public Research Regulation Initiative, Gründungsmit-
glied Wissenschaftlerkreis Grüne Gentechnik. Ammann war am EU-
Forschungsprojekt Sigmea («nachhaltige Einführung gentechnisch 
veränderter Organismen in die Landwirtschaft Europas») beteiligt.
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trat er laut dem Gen-ethischen Netzwerk in einem Mon-
santo-Werbevideo auf, verbrachte 2003 einen Sabbatical 
am Monsanto-gesponserten Botanischen Garten Missouri 
und publizierte einen von Monsanto finanzierten Bericht. 
Ammann spielte laut der Organisation Lobbywatch auch 
«eine führende Rolle im Verbreiten und Initiieren von An-
griffen auf David Quist und Ignacio Chapela».
Quist und Chapela publizierten 2001 in Nature eine Studie, 
die besagte, dass in Mexiko in wildem Mais Spuren gen-
technisch veränderter Maissorten gefunden worden seien. 
Nach der Publikation wurden die beiden in Internet-Foren 
heftig angegriffen, unter anderem von einem fiktiven Wis-
senschafter, hinter dem in Wirklichkeit eine PR-Agentur 
stand. Die Nature-Redaktion distanzierte sich darauf von 
Chapela/Quists Artikel, ohne ihn allerdings zurückzuzie-
hen. Selbst wenn Chapela/Quists Arbeit tatsächlich falsch 
gewesen sein sollte: Die Reaktionen darauf sprengten doch 
das in der Wissenschaft in solchen Fällen übliche Vorgehen. 
Die Nature-Redaktion hat sich nie vorher und nie nachher 
von einem Paper distanziert, ohne es zurückzuziehen.
Ähnliche Fälle sind international immer wieder vorgekom-
men; die betroffenen Forscherinnen und Forscher heissen 
beispielsweise Irina Ermakova, Gilles-Eric Séralini56 oder 

56 Viel Aufmerksamkeit in den internationalen Medien fand im Sep-
tember 2012 die Kontroverse um eine Studie von Gilles-Eric Sérali-
ni, die zum Schluss kam, Ratten, die mit gentechnisch verändertem 
Glyphosat-resistentem und mit Glyphosat behandeltem Mais gefüt-
tert wurden, gegenüber einer Kontrollgruppe eine erhöhte Mortalki-
stät aufwiesen. Der Studie erwuchs heftigste Kritik, die ihr schwere 
methodische Mängel vorwarf. In einer Stellungnahme zugunsten Sé-
ralinis auf dem Portal Independent Science News am 2. Oktober 2012 
sehen die Autorinnen und Autoren die Angriffe gegen Séralini in einer 
Reihe mit ähnlichen Fällen: «Seralini and colleagues are just the la-
test in a series of researchers whose findings have triggered orchestra-
ted campaigns of harassment.» (Bardocz et al. 2012). Die Gegenseite 
wiederum wirft Séralini vor, seine Studie sei Teil einer konzertierten 
Kampagne. So erschien zeitgleich mit der wissenschaftlichen Publi-
kation ein Buch Séralinis, «Tous cobayes! OGM, pesticides, produits 
chimiques», sowie ein Film mit dem fast identischen Titel, «Tous co-
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Arpad Pusztai. Die Fälle sind gut dokumentiert, so dass ich 
hier nur einen Fall, den um Arpad Pusztai, kurz skizzieren 
will. Pusztai arbeitete am renommierten Rowett Research 
Institute in Aberdeen und untersuchte mit Fütterungsstu-
dien die Wirkung von gentechnisch veränderten Kartoffeln 
auf Ratten. 1998 sagte er in der Fernsehsendung World in 
Action: «Hätte ich die Wahl, würde ich solche Kartoffeln 
sicherlich nicht essen» und «Ich finde es sehr unverant-
wortlich, unsere Mitbürger als Versuchskaninchen zu be-
nutzen.» Man hat Pusztai später vorgeworfen, dass er sich 
an die Öffentlichkeit gewandt habe, bevor seine Studie 
publiziert war. Doch das war mit der Institutsleitung abge-
sprochen, und nach der Sendung gratulierte Direktor Phi-
lip James Pusztai persönlich für den Auftritt. Drei Tage spä-
ter aber entlässt James Pusztai fristlos. Pusztais Computer 
und Forschungsresultate werden konfisziert und Pusztai 
wird verboten, mit der Presse zu sprechen. Ein von James 
einberufenes wissenschaftliches Komitee überprüft Pusz-
tais Studie und kommt zum Schluss, die Resultate würden 
Pusztais Folgerung, dass die Ratten geschädigt worden sei-
en, nicht stützen. Auch die Royal Society kritisierte Pusz-
tai. Später werden andere Forscherinnen und Forscher sich 
hinter Pusztai und seine Arbeit stellen. Die renommierte 
medizinische Fachzeitschrift The Lancet beschliesst, Pusz-
tais Studie zu publizieren. Peter Lachmann, Präsident der 
Akademie der medizinischen Wissenschaften und Sekre-
tär für Biologie der Royal Society, macht gegen den Lancet 
Druck, um die Publikation zu verhindern. Lachmann ar-
beitet als Berater für Biotech-Firmen, darunter Monsanto.
Dank Recherchen des Guardian und des Sunday Indepen-
dent weiss man heute, dass Grossbritanniens damaliger 
Premierminister Tony Blair nach der Fernsehsendung per-
sönlich beim Rowett Institute interveniert und den Direk-
tor zweimal angerufen hatte. Ein ehemaliges Mitglied der 

bayes?» , über Séralini. 
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Rowett-Institutsleitung erzählte der Daily Mail, Blair habe 
seinerseits einen Anruf des US-Präsidenten Bill Clinton 
erhalten. Hinter Clinton wiederum, vermutet die Journa-
listin Marie-Monique Robin, stehe Robert Shapiro, CEO 
von Monsanto, Mitglied im President’s Committee for Tra-
de Policy and Negotiations und grosszügiger Spender für 
Clintons Wahlkampagne 1996 (Robin 2009, 246–254).
Ebenfalls bestens dokumentiert sind Verflechtungen zwi-
schen Unternehmen, Forscherinnen und Forschern und 
Aufsichts- und Zulassungsbehörden, wie weiter oben an 
den Beispielen Jeremy Sweet und Detlef Bartsch bereits 
kurz angesprochen (vgl dazu Lorch/Then 2009, 260).
Auch «gentechfreundliche» Forscherinnen und Forscher 
erleben hässliche Anfeindungen. So haben Unbekannte 
im Verlauf des NFP 59 zwei Versuchsfelder zerstört (die 
Schweizerische Arbeitsgruppe Gentechnologie, Dachor-
ganisation der gentechkritischen Organisationen, hat die 
Zerstörungen verurteilt). Es sind mir aber keine Fälle be-
kannt, wo «gentechfreundliche» Wissenschafterinnen 
und Wissenschafter innerhalb ihrer Fachgemeinde und in 
Fachzeitschriften gleichermassen unter Druck kamen wie 
ihre «gentechkritischen» Kolleginnen und Kollegen.
Erinnert man sich daran, wie sehr die pharmazeutische 
Industrie Forschung und Zulassungsbehörden beeinflus-
sen, würde es erstaunen, wenn die Situation im Bereich der 
Agrargentechnik anders wäre: Auch hier müssen Produk-
te, damit sie in Verkehr gebracht werden, bewilligt werden; 
auch hier müssen die Behörden ihre Entscheide auf wis-
senschaftliche Befunde stützen. Auch hier ist es für die In-
dustrie interessant, auf Wissenschaft, Zulassungsbehörden 
wie auf die öffentliche Meinung Einfluss zu nehmen. Wie 
Monsanto das tatsächlich tut, hat die Journalistin Marie-
Monique Robin recherchiert. Meine eigenen Recherchen 
reichen aber nicht aus, festzustellen, ob, wo und in wel-
chem Ausmass die Industrie Einfluss auf die Forschung im 
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Bereich der Agrargentechnik in der Schweiz nimmt und 
inwiefern offensichtlich bestehende Animositäten inner-
halb der Forschergemeinde mit kommerziellen Interessen 
zu tun haben.
Das Bild, dass die Gentechnikforschung von «eingebette-
ten» Wissenschaftern dominiert werde, entspricht indes 
nicht der (anekdotischen) Erfahrung, die ich als Wissen-
schaftsjournalist gemacht habe. Die meisten Wissenschaf-
terinnen und Wissenschafter, denen ich in diesem Feld 
begegnet bin, scheinen mir, ob sie die Anwendung der Gen-
technik nun grundsätzlich gutheissen oder ablehnen, diffe-
renzierte Meinungen zu haben – etwa so, wie es Ueli Gross-
niklaus von der Uni Zürich ausdrückt: «Niemand hier im 
Institut würde sagen, dass es mit transgenem Raps bezüg-
lich Auskreuzung keine Probleme gebe – ob diese Aus-
kreuzungen auch umweltschädlich wären, ist eine andere 
Frage. Transgenen Mais dagegen würde ich in der Schweiz 
als ziemlich unproblematisch betrachten, weil Mais hierzu-
lande keine Verwandten hat, mit denen er auskreuzt – in 
Mexiko wäre das wieder anders zu bewerten.»
Vorkommnisse wie die um das NFP 59 sind indes nicht ge-
eignet, differenzierten Sichtweisen Gehör zu verschaffen.
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Seitenblick Wilhelm Gruissem, ETH Zürich: 
«Was wir heute an gentechnisch veränderten 
Pflanzen haben, ist nicht nachhaltig»57

Wilhelm Gruissem ist Professor für Pflanzenbiotech-
nologie der ETH Zürich. Er hat viele Interaktionen 
mit der Industrie – und er legt seine Kontakte, an-
ders als viele Forscherinnen und Forscher, offen. Auf 
seiner persönlichen Website zählt er auf, für welche 
Unternehmen und Organisationen er beispielsweise 
als Berater tätig war oder ist.58 Diese Transparenz 
erscheine ihm selbstverständlich, sagt Gruissem. 
«Wenn wir Geld von jemandem – öffentliche Hand, 
Unternehmen oder Stiftung – erhalten, melden wir 
das der ETH. Sie können die Schulleitung fragen, 
die geben ihnen diese Informationen weiter» (eine 
Fehleinschätzung, wie wir gesehen haben). Die Zeit-
schrift, deren Chefredakteur Gruissem ist – Plant 
Molecular Biology – kennt (wie zahlreiche andere) 
zwar keine Offenlegungspflicht für ihre Autorinnen 
und Autoren; man diskutiere aber darüber und wer-
de eine solche Pflicht vermutlich einführen.
Gruissem gilt auch unter Kolleginnen und Kollegen, 
die ihm inhaltlich nahe stehen, als sehr industrienah. 
Gruissems am kontroversesten diskutierte Rolle 
spielte er vor seiner Berufung an die ETH Zürich: 
Bis 2000 war er Vorsteher des Departements für 
Pflanzen- und Mikrobiologie der University of Cali-
fornia at Berkeley (UCB). Hier spielte er 1998 eine 
Schlüsselrolle in einer Forschungskooperation der 
UCB mit Novartis über fünf Jahre und 25 Millionen 
Dollar (nach der Abspaltung der Novartis-Agrar-
sparte war die neu gegründete Syngenta Vertrags-

57 Gespräch am 27. Januar 2012.
58 www.pb.ethz.ch/people/wgruisse.
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partnerin der UCB). Die Kooperation ging in der 
Höhe des Geldbetrags wie in anderen Punkten über 
das hinaus, was in Forschungskooperationen üblich 
war, löste innerhalb der UCB wie in einer breiten 
Öffentlichkeit heftige Debatten aus und veranlasste 
die Universitätsleitung, eine externe Untersuchung 
anzustrengen (Busch et al. 2004). Man kann sagen, 
dass UCB-Novartis für die Debatte über Interessen-
konflikte in den USA ein Wendepunkt war. In der 
Schweiz wurde die Kontroverse damals kaum zur 
Kenntnis genommen. Da die Debatte bestens do-
kumentiert ist (Press/Washburn 2000, Washburn 
2005, Rudy et al. 2007, Dunning 2009), gehe ich hier 
nur kurz darauf ein.59 
Gruissem sagt, er könne die Empfehlung aus dem ex-
ternen Untersuchungsbericht, die UCB solle einen 
ähnlichen Vertrag künftig nicht mehr unterzeichnen, 
«nicht nachvollziehen». Mehr noch: «Wir schau-
ten, dass bei der UCB-Novartis-Vereinbarung alles 
transparent war; der Vertrag ist ja öffentlich. Ich den-
ke, wir haben einen Standard entwickelt, wie solche 
Verträge aussehen können, ohne dass Interessenkon-
flikte überhand nehmen.»
2003 verweigerte die UCB ihrem Tenure-Track-Pro-
fessor Ignacio Chapela die Tenure, also die Beförde-
rung zum ordentlichen Professor, obwohl die zustän-

59 2007 setzte die UCB nochmals einen Meilenstein in der Zusam-
menarbeit mit der Industrie: Sie schloss mit dem Erdölkonzern BP 
sowie der University of Illinois in Chicago als Juniorpartnerin einen 
Vertrag über 500 Millionen Dollar – der bis dahin und auch seither 
grösste je von einem Privatunternehmen einer Universität gespon-
sorte Betrag – zur Gründung eines Energy Bioscience Institute (EBI). 
Das Institut will unter anderem biotechnische Verfahren zur Gewin-
nung von Treibstoffen aus Pflanzen entwickeln. Auch hier bemängel-
ten Kritikerinnen und Kritiker die enge Verflechtung von universitä-
ren- und Industrieforschern, die es sehr erschweren dürfte, die am EBI 
beforschten Techniken kritisch zu betrachten.
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dige Kommission die Tenure mit grosser Mehrheit 
empfohlen hatte (nachdem Chapela den gerichtli-
chen Weg einschlagen wollte, um seine Tenure zu 
erhalten, wurde sie ihm doch noch gewährt). Cha-
pela war Wortführer der Kritikerinnen und Kritiker 
der Zusammenarbeit der UCB mit Novartis gewe-
sen. Der externe Untersuchungsbericht befand, es 
gebe «wenig Zweifel», dass die Nicht-Berufung mit 
Chapelas Kritik im Zusammenhang stehe (Busch 
et al. 2004). Darauf angesprochen, sagt Gruissem: 
«Schauen Sie sich seine Publikationsliste an und 
dann entscheiden Sie selbst, ob Sie ihm die Tenure 
an einer Top-Universität wie Berkeley gegeben hät-
ten oder nicht!» Zur Kritik des UCB-Entomologen 
Miguel Altieri, kommerziell nicht verwertbare For-
schung habe an der UCB seit dem Abkommen einen 
schweren Stand, sagt Gruissem: «Altieri selbst ist der 
Gegenbeweis. Er kann seine Forschung in Berkeley 
immer noch machen, obwohl er kaum in anerkann-
ten Zeitschriften wissenschaftlichen publiziert.»60 
Interessanterweise macht Gruissem im Gespräch 
dann einige Aussagen, die ebenso von den gentech-
kritischen NGOs, die er kritisiert, stammen könnten. 
Beispielsweise sagt er: «Was wir heute haben an gen-
technisch veränderten Pflanzen ist nicht nachhaltig. 

60 Die Kooperation UCB-Novartis führte zu keinem einzigen Pa-
tent, sie hat sich also unmittelbar kommerziell für Novartis/Syngenta 
nicht gelohnt. Vielleicht ging es Novartis auch gar nicht darum, son-
dern verhielt es sich in diesem Fall ähnlich wie bei den um 1970 in der 
Schweiz nach US-amerikanischem Vorbild gegründeten industrie-
eigenen, aber akademisch funktionierenden Forschungsinstitutionen, 
von denen Bürgi (2011, 156) schrieb: «Die Produkte, die direkt aus 
der Zusammenarbeit zwischen der Industrieforschungsabteilung und 
dem neuen Forschungsinstitut [Roche Institute of Molecular Biology] 
hervorgegangen waren, lassen sich allerdings an einer Hand abzählen. 
Viel wichtiger für das Unternehmen war die Brückenfunktion, die das 
Institut einnahm.»
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Da sind wir uns alle einig.» (Die Differenz zu den 
gentechkritischen Organisationen beginnt natürlich 
beim Schluss, den Gruissem daraus zieht: Dass die 
Gentechnik bis heute keine nachhaltigen Lösungen 
hervorgebracht hat, spricht für Gruissem nicht gegen 
die Technik an sich; die Technik müsse im Gegenteil 
weiter benutzt werden, um verbesserte Nutzpflanzen 
für eine nachhaltige Landwirtschaft zu entwickeln.) 
Interessant an der Aussage ist, dass der IAASTD in 
Nature Biotechnology für genau diese Aussage heftigst 
kritisiert wurde.
Gruissem sagt, er forsche seit 2000, also seit er an der 
ETHZ lehrt, bewusst ohne Industriegelder, um In-
teressenkonflikte zu vermeiden. Industriegelder neh-
me er dagegen gerne an für ungebundene Stipendien 
zur Ausbildung von Doktoranden in der Pflanzen-
biologie.61 Er arbeitet derzeit vor allem an Reis, Wei-
zen und Maniok. Gerade bezüglich Maniok sei das 
Interesse der Industrie gering, man spricht von einer 
«vernachlässigten Pflanze» (orphan crop). Was Pa-
tente angeht, sagt Gruissem: «Ich unterscheide klar, 
worum es geht. Würde ich beispielsweise transgene 
Pflanzen zur Gewinnung von Treibstoffen entwi-
ckeln, würde ich das auch patentieren. Produkte, 
die die Ernährungssicherheit verbessern sollen, sol-
len meines Erachtens aber patentfrei bleiben. Wenn 
ich meine Forschungsergebnisse zur Sicherung und 
Qualitätsverbesserung der Nahrungspflanzen paten-
tiere, dann nur aus defensiven Gründen: Um zu ver-
hindern, dass die Entwicklungen kommerzialisiert 
werden.»

61 Ein anderer Biologieprofessor sagt dazu: «Was soll da der Unter-
schied sein? Meine Forschung machen ja im wesentlichen meine Dok-
toranden!»
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Von den Interaktionen mit der Industrie könne er ler-
nen, was die Industrie tut, sagt Gruissem: «Da gibt 
es sehr viel Technologie, sehr viel Innovation; das 
gibt mir auch manchmal Inspiration für meine eige-
ne Arbeit.» Umgekehrt sei die Industrie interessiert 
«an meiner Erfahrung, an meiner Einstellung zur 
Technologie und meiner Transparenz. Ich kann der 
Industrie Feedbacks geben – zur Technologie, aber 
auch zu deren Wahrnehmung in der Öffentlichkeit.» 
Allerdings könne er über das, was er von der Indus-
trie erfahre, nicht frei sprechen. Sonst aber sehe er 
keine Nachteile – weder für ihn noch für die Indust-
rie noch für die Öffentlichkeit. «Wir Wissenschafter 
haben ja auch eine gesellschaftliche Verantwortung, 
und die Gesellschaft erwartet, dass wir unser Wissen 
der Industrie zur Verfügung stellen.»
Gruissem sagt, seine Motivation sei, mit seiner For-
schung dazu beizutragen, die globale Ernährungssi-
tuation zu verbessern. «Die Gentechkritiker sagen, 
es gibt nicht zu wenig Nahrung, sie ist einfach falsch 
verteilt. Das stimmt teilweise. Aber es kann ja nicht 
darum gehen, dass wir immer mehr Nahrung um-
verteilen! Es ist doch nicht nachhaltig, wenn wir, die 
Schweiz, soviel Soja importieren, dass wir in Argenti-
nien und Brasilien noch einmal die landwirtschaftli-
che Fläche der Schweiz verbrauchen! Es muss darum 
gehen, dort genug Nahrung zu produzieren, wo sie 
gebraucht wird. Deshalb müssen wir Sorten entwi-
ckeln, die mehr Ertrag bringen und den jeweiligen 
lokalen Bedürfnissen angepasst sind.»
Entscheidend sei deshalb die Agrar-Biodiversität. 
Diese sei im 20. Jahrhundert weit gehend verloren 
gegangen und müsse wiedergewonnen werden. Gru-
issem schwebt ein Projekt vor, das alle Informatio-
nen aller bekannten Sorten der wichtigsten Nutz-
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pflanzen sammelt – von genetischen Informationen 
bis zum Verhalten der Pflanze im Feld. Das gäbe der 
Züchtung der Zukunft die Möglichkeiten, gezielt die 
biologische Vielfalt zu nutzen und Sorten für spezifi-
sche Bedürfnisse zu entwickeln. Aber das koste sehr 
viel Geld. «Für die drei wichtigsten Nutzpflanzen 
Reis, Mais und Weizen müsste man je 10000 Sorten 
erfassen, analysieren, testen. Ich habe das mal grob 
überschlagen: Da sprechen wir von 30 Milliarden 
Dollar.»
Davon, dass solche Forschung unumgänglich ist, um 
die Ernährungssicherheit für eine wachsende Welt-
bevölkerung sicherzustellen, ist Gruissem überzeugt. 
«Und da mache ich den NGOs einen Vorwurf. Wenn 
die Resultate der agrarwissenschaftlichen Forschung 
den Menschen zugute kommen sollen, ist das teuer. 
Da brauchen Sie Geldgeber, Unternehmen oder Stif-
tungen. Wenn man findet, die öffentliche Forschung 
dürfe von den Agrarkonzernen kein Geld annehmen 
oder die Agrarkonzerne dürfen kein Saatgut für die 
Landwirtschaft entwickeln, dann muss die Öffent-
lichkeit eben bereit sein, für die erforderliche For-
schung und Entwicklung zu zahlen!»

Wilhelm Gruissem
Professor ETHZ für Pflanzenbiotechnologie seit 2000.
Bis 2000 Vorsteher des Departements für Pflanzen- und 

Mikrobiologie der University of California at Berkeley.
Gründer und Verwaltungsrat Nebion AG.
Chefredakteur Plant Molecular Biology; Feature Editor 

Plant Physiology.
Berater von CropDesign, GeneSoft, Monsanto, Shell 

Development, Syngenta und weiterer Firmen.
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Ehem. Stiftungsrat Institut Suisse de Bioinformatique (bis 
2009).

Als Erfinder beteiligt am Patent WO0009728 (Homologe 
Rekombination in Pflanzen; Patentanwender: 
University of California und Advanced Research Lab 
Hitachi; 1999).

Vorstand Verein Forschung für Leben.
Stiftungsrat Gensuisse.
Präsident der European Plant Science Organisation  

(bis 2010).
Präsident Exekutivkomitees des Global Plant Council.

Ist es am Ende gar umgekehrt?

Nun gäbe es einen letzten Einwand: Ich habe betrachtet, 
welche Interessen die Gentechnik-Unternehmen (und ihr 
hörige Forschungsförderungsorgane) haben, Einfluss auf 
die Forschung zu nehmen, und habe Indizien gefunden, 
dass Beeinflussung tatsächlich stattfindet. Aber wie sieht 
es umgekehrt aus? Bilden nicht auch die Umweltorganisati-
onen mittlerweile eine eigene «Industrie», verfügen nicht 
auch sie über beachtliche Geldmittel und Einfluss auf die 
öffentliche Meinung?
Einer, der es genauso sieht, ist Ingo Potrykus, emeritier-
ter ETH-Professor, Vorgänger Gruissems und Erfinder 
des «Golden Rice» (eines transgenen Reise mit erhöhtem 
Provitamin-A-Gehalt), ausserdem Mitglied der päpstlichen 
Akademie der Wissenschaften. In einem Interview sagte 
Potrykus 2011: «Weltweit wird jährlich insgesamt über 
eine Milliarde Euro für den Kampf gegen die grüne Gen-
technik eingesetzt. In Europa stammt ein grosser Teil die-
ser Gelder von Regierungen, deren Umweltdepartemente, 
häufig von Grünen geleitet, Nichtregierungsorganisatio-
nen unterstützen, die dann ‚völlig unabhängig’ über die 
vermeintlichen Gefahren ‚informieren’, die von transgenen 
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Pflanzen ausgehen. Es gibt Nichtregierungsorganisationen, 
die bis zu 80 Prozent ihrer Mittel von der öffentlichen Hand 
erhalten. Die Manipulation der öffentlichen Meinung hat 
System.» (Binotto 2011).
Ich kann nicht beurteilen, welche Seite beispielsweise im 
Streit um Florfliegen-Fütterungsversuche Recht hat oder 
ob ein Wissenschafter wie Ignacio Chapela sorgfältig ge-
nug gearbeitet hat. Ich erlaube mir aber ein Urteil betref-
fend Potrykus’ Sicht der Dinge. Selbst wenn es natürlich 
stimmt, dass auch Organisationen wie Greenpeace über 
Einfluss verfügen, so ist deren Macht doch um Grössenord-
nungen geringer als die der grossen Agrarkonzerne. 
Dass Autorinnen und Autoren Studien mit «kritischen» 
Resultaten stärker angefeindet werden, als das sonst im 
wissenschaftlichen Betrieb üblich ist, ist vielfach belegt 
und auch der Wissenschaftszeitschrift Nature aufgefallen, 
wie wir gesehen haben. Dass der Wissenschaftsjourna-
lismus in den Publikumszeitungen der Agrargentechnik 
einseitig ablehnend stehen würden, ist im Falle der deut-
schen Schweiz, wo ich die Situation beurteilen kann, nicht 
der Fall – im Gegenteil. Von den Tages- und Wochenzei-
tungen, die noch über eigene Wissenschaftsredaktionen 
verfügen, sind die Wissenschaftschefs von Tages-Anzeiger/
Bund, Sonntagszeitung, NZZ am Sonntag, 20 Minuten62, Bas-
ler Zeitung und Weltwoche klare Gentech-Befürworter und 
die NZZ enthält sich (im Wissenschafts-, nicht im Polit- 
oder Wirtschaftsressort) einer eigenen Meinung weit ge-
hend. Eine sehr kritische bis ablehnende Haltung vertritt 
allein die kleine WOZ. Allerdings bestehen oder bestanden 
auch persönliche Verbindungen zwischen Medientiteln 
und Gentechgegnerinnen und -gegnern. Die WOZ ist erst 
seit Sommer 2003 unabhängig, als die WOZ-Redaktion 

62 Die Gratiszeitung 20 Minuten verfügt über keine eigene Wissen-
schaftsredaktion. Sie erhält ihre wöchentliche Wissenschaftsseite vom 
Wissenschaftskommunikationsbüro Scitec Media; finanziert wird die 
Seite von den Stiftungen Mercator und Gebert Rüf.
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ein Wissenschaftsressort einführte (das ich zusammen mit 
Urs Hafner aufbaute und bis 2007 betreute). Zuvor waren 
die regelmässigen Naturwissenschafts-Seiten, die oft über 
Gentechnik berichteten, extern von der Nicht-Journalistin 
und Gentech-Aktivistin Florianne Koechlin betreut wor-
den. Das Gesellschafts-Ressort von Schweizer Radio SRF 
wird von Christoph Keller geleitet, der (unter anderem mit 
Florianne Koechlin) 1988 den Basler Appell gegen Gen-
technologie gründete.63

Das Forschungsprojekt «Landwirtschaft mit transgenen 
Pflanzen – wer will sie, wer nicht? Und warum?», das im 
Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 59 durch-
geführt wurde, hat die Medienberichterstattung zum Gen-
tech-Moratorium im Jahr 2005 analysiert. Demzufolge 
«waren die Argumente in den Medien mehr oder weniger 
ausgeglichen, aber mit einer leichten Kontra-Tendenz (58% 
vs. 42%)». Wissenschaftsjournalisten fühlten sich «stärker 
der Wissenschaft verpflichtet» (eine problematische For-
mulierung: Gibt es «die» Wissenschaft überhaupt?) und 
hätten eher eine gentech-freundliche, also das Moratorium 
ablehnende Haltung vertreten. Fazit: «Es wäre falsch, die 
Medienschaffenden mit ihrer Berichterstattung für fehlen-
de Akzeptanz der grünen Gentechnologie verantwortlich 
zu machen.» (Bonfadelli 2012)
Potrykus’ Sichtweise teilt Klaus Ammann. An einem von 
Potrykus und Ammann organisierten Pressegespräch un-
ter dem Titel «Nutzung der Grünen Gentechnik ist ethisch 
geboten!» in Berlin im Juni 2011 war gar von zwei Milliar-
den Euro die Rede, die der «Protestindustrie» zur Verfü-
gung stünden. Die Budgets der Gentech-Konzerne seien 
dagegen «Peanuts». Ammann verstieg sich an dem Ge-

63 Nicht beurteilen, da ich sie zu wenig kenne, kann ich die Gentech-
Berichterstattung von Berner Zeitung, Mittelland-Zeitung, Blick. Die 
anderen Deutschschweizer Zeitungen verfügen über keine eigenen 
Wissenschaftsredaktionen; beim St. Galler Tagblatt ist der Medienre-
dakteur zusätzlich für Wissenschaftsthemen zuständig.
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spräch zur Aussage, es gebe in der Öffentlichkeit eine «öko-
faschistische Grundhaltung» und er fühle sich als «Genju-
de» (Peuker 2011). Ich hüte mich, Potrykus und Ammann 
als repräsentativ für die Genforschung zu betrachten. Doch 
sind beide bestens vernetzte Wissenschafter, die mitten im 
Establishment stehen oder zumindest bis zu ihrer Pensio-
nierung standen. Die «Genjuden»-Äusserung zeigt, wie 
vollkommen die Debatte mitunter entgleisen kann – und 
wie sehr gewisse Protagonistinnen und Protagonisten den 
Bezug zur Realität verloren haben.

12.2	 ETH Zürich – Syngenta

2010 beschloss die ETH Zürich, ein neues Kompetenz-
zentrum «Welternährungssysteme» einzurichten. Fünf 
Professuren sollen sich mit der Frage befassen, wie die Er-
nährungssituation der Menschen weltweit zu verbessern 
und bei steigender Weltbevölkerung langfristig zu sichern 
sei. Eine Zielrichtung, die in unserer Zeit zweifellos ange-
bracht ist.  Einer der Lehrstühle trägt den Titel «nachhal-
tige Agrar-Ökosysteme». Für ihn suchte die ETH Zurich 
Foundation einen Geldgeber, der den Lehrstuhl mit zehn 
Millionen Franken «anschiebt». Sie wurde fündig im 
Agrarkonzern Syngenta. Im Sommer 2012 berief die ETH 
Johan Six von der University of California at Davis auf den 
Lehrstuhl. Für den Lehrstuhl «Wasser» sucht die Founda-
tion noch einen Geldgeber.  
Die ETHZ hat immer wieder mit Syngenta zusammengear-
beitet. Unter anderem besteht seit mehreren Jahren ein Fel-
lowship-Programm des Plant Science Center Zürich Basel 
(Uni und ETH Zürich sowie Uni Basel), über das Syngenta 
Doktoratsstipendien vergibt. Auch Leute, die dem Konzern 
kritisch gegenüber stehen, bestätigen, dass die Zusammen-
arbeit sehr gut verlaufe und Syngenta sich inhaltlich nicht 
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einmische. Aber wie sieht es aus, wenn das Unternehmen 
gleich einen ganzen Lehrstuhl sponsert? 
Kein Problem, sagt Donald Tillman, Geschäftsführer der 
ETHZ Foundation. Die inhaltliche Ausrichtung des Lehr-
stuhls habe die Schulleitung festgelegt, der Vertrag sichere 
die akademische Freiheit des Lehrstuhls (das tut er tat-
sächlich, ich habe den Vertrag gelesen). Doch Syngenta 
verfügte über einen Vertreter in der Kommission, die den 
neuen Professor auswählte. Tillman sagt, das belege doch, 
dass Syngenta nichts bestimmen könne – habe sie doch 
nur einen von fünfzehn Sitzen in dieser Kommission. Die 
Kommission wähle allein aufgrund der fachlichen Qualifi-
kation. Zudem sei es normal, dass die Industrie in den Be-
rufungskommissionen vertreten sei (Gespräch am 11. März 
2011). Doch: Ob irgend ein Industrievertreter in einer Be-
rufungskommission sitzt oder ein Vertreter oder eine Ver-
treterin des Geldgebers, ist nicht das selbe. Und natürlich 
kann auch ein einziger von fünfzehn unter Umständen ent-
scheidend sein und Zünglein an der Waage spielen. Ausser-
dem finden natürlich gruppendynamische Prozesse statt. 
Jede und jeder in der Kommission weiss: Dieses Mitglied 
vertritt das Geld, das den Lehrstuhl finanzieren wird. Dazu 
kommt in diesem Fall, dass Syngenta einen privilegierten 
Sitz hat. Der Syngenta-Vertreter kann nämlich gegen einen 
Vorschlag der Berufungskommission Bedenken anmel-
den. Das ist zwar kein Veto, aber der ETH-Präsident, der 
den Entscheid trifft, muss die Bedenken «zur Kenntnis 
nehmen» («must take into account»). ETH-Präsident 
Ralph Eichler begründet das damit, dass der Geldgeber ein 
legitimes Interesse habe zu kontrollieren, ob die gewählte 
Person auch dam vereinbarten Profil entspreche. Es sei an 
der ETHZ allerdings üblich, dass man lieber einen besse-
ren Wissenschafter wähle, der etwas weniger gut auf das 
Profil passe, als einen etwas schlechteren Kandidaten, der 
dafür das Profil präzis erfülle. Es sei schon vorgekommen, 
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dass ein Geldgeber mit der gewählten nicht einverstanden 
gewesen sei. Die ETHZ habe ihm angeboten, den Vertrag 
zu annullieren – allerdings wäre diese Annullierung publi-
ziert worden. Daraufhin habe der Geldgeber die gewählte 
Person akzeptiert.  

Syngentas Interesse, Syngentas Leistungsausweis  

Hat Syngenta ein Interesse, auf die Forschung am Lehrstuhl 
Einfluss zu nehmen? Könnte man nicht sogar sagen: Um so 
besser, wenn ein Unternehmen wie Syngenta beginnt, sich 
für nachhaltige Landwirtschaft zu interessieren?  Nein: 
Genau in diesem Interesse liegt ein Problem. Denn das In-
teresse ist handfest. 
Seit ein paar Jahren propagieren Herbizidhersteller, unter 
ihnen Syngenta, eine Anbaumethode, die sie «Conserva-
tion Agriculture» nennen, als umwelt- und vor allem kli-
mafreundlich. Die Conservation Agriculture verzichtet auf 
das Pflügen, was unbestrittenerweise weniger Treibhausga-
se aus den Böden freisetzt. Weil nun aber die Wurzeln von 
Unkräutern nicht mehr mechanisch zerstört werden, wer-
den um so mehr Herbizide eingesetzt, um die Unkräuter 
zu vernichten.64 Gelingt es, die Anbaumethode von den zu-
ständigen Gremien des Uno-Klimasekretariats als klimaf-
reundlich anerkennen zu lassen, könnten landwirtschaftli-
che Betriebe so genannte Emissionsreduktions-Zertifikate 
erhalten, die sie wiederum verkaufen könnten. Das Interes-
se der Herbizidindustrie an der Definitionsmacht darüber, 
was in der Landwirtschaft als nachhaltig gelten dürfe, ist 
offensichtlich.  
Die Forschungs- und Publikationsfreiheit des Lehrstuhls 
ist vertraglich festgehalten. Aber wie verlässlich ist Syn-
genta als Partner? Noch einmal: Auch kritische Personen 

64 Am Forschungsinstitut für biologischen Landbau FiBL laufen Ver-
suche für pfluglosen Landbau ohne Herbizide.
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attestieren, gut mit Syngenta zusammenzuarbeiten, na-
mentlich in der Ausbildung. Selbst das FiBL arbeitet mit 
Syngenta zusammen: Syngenta-Lehrlinge absolvieren am 
FiBL Laborpraktika, eine «sehr gute» Zusammenarbeit, 
wie FiBL-Direktor Urs Niggli sagt. Es gab auch schon eine 
gemeinsame Doktoratsarbeit: Eine Doktorandin arbeitete 
mit einem Naturstoff, an dem Syngenta nicht mehr interes-
siert war, das FiBL aber sehr, und war während ihres Dok-
torats zu je 50 Prozent bei Syngenta und am FiBL angestellt. 
Auch hier sei die Zusammenarbeit sehr kollegial verlaufen, 
sagt Niggli. Zudem finanziere die Syngenta Foundation ein 
Afrika-Trainingshandbuch, für das das FiBL gewisse Feld-
tests übernimmt (Gespräch am 31. August 2012).  
Allerdings hat Syngenta auch mehrfach bewiesen, dass sie 
sehr unfreundlich sein kann, wenn ihr die Forschung nicht 
passt. Bereits erwähnt habe ich in Kapitel 12.1 die unrühm-
liche Rolle Syngentas im Welt-Agrarbericht IAASTD und 
die Versuche, die Publikation der Forschungsresultate von 
Angelika Hilbeck und ihrem Team an der Agroscope Re-
ckenholz-Tänikon über die Wirkung von Bt-Toxinen auf 
Florfliegen zu verhindern. Negative Erfahrungen haben 
auch Forscherinnen und Forscher um Paul Mäder vom 
FiBL gemacht, die im Rahmen des Nationalen Forschungs-
programms 59 mit Saatgut von Syngenta arbeiten wollten, 
das Saatgut aber nicht erhielten. Auf meine Anfrage, wes-
halb Syngenta das Saatgut nicht zur Verfügung gestellt 
habe, antwortet Syngenta-Sprecher Daniel Braxton: «Syn-
genta unterstützt und befürwortet die unabhängige For-
schung in Bezug auf die Umweltverträglichkeit, Sicherheit 
und Wirksamkeit ihrer Produkte, und hat eine Vielzahl an 
Forschungspartnerschaften mit öffentlichen Einrichtun-
gen und Institutionen vorzuweisen. Dennoch sind die Mit-
tel, die für solche Partnerschaften zur Verfügung stehen, 
begrenzt. Deshalb werden Forschungsprojekte priorisiert. 
In diesem speziellen Fall gab es zu dieser Zeit eine grosse 
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Anzahl an Forschungsaktivitäten, die zur Prüfung stan-
den. Unter Abwägung verschiedener Kriterien wurden die 
begrenzten Mittel anderen Forschungsprogrammen zuge-
teilt.» 
Die Begründung überzeugt nicht, denn das FiBL wollte ja 
kein Geld, sondern Saatgut. Aufschlussreicher ist der letzte 
Absatz der Antwort Braxtons: Im Rahmen von Material-
Transferabkommen mache Syngenta gewisse Vorgaben, 
wenn es Material für Forschung zur Verfügung stelle. «Die 
Bereitschaft, diese Vorgaben zu respektieren, fliesst in die 
Bewertung eines Forschungsprojekte mit ein.» Offenbar 
war es eben wohl doch das Institut, das Syngenta nicht 
passte. (Hänggi/Dyttrich 2012)
Syngenta ist nicht verpflichtet, Forscherinnen und For-
schern Material zur Verfügung zu stellen. Aber mit seinem 
Verhalten hat das Unternehmen sich nicht als ein Partner 
empfohlen, mit dem man bedenkenlos zusammenarbeiten 
sollte.

12.3	 Patrick Aebischer, die EPF Lausanne und  
Nestlé

Es gibt einen Wissenschaftsfunktionär in der Schweiz, der 
einige der Thesen vor allem Philip Mirowskis, aber auch 
von Richard Münch, Mathias Binswanger und Helen Wal-
lace, die ich oben im theoretischen Teil dieser Studie zitiert 
habe, fast perfekt illustrieren: Patrick Aebischer, Präsident 
der ETH Lausanne (EPFL) seit dem Jahr 2000.65 Aebischer 
gilt als erfolgreichster Präsident einer Schweizer Hoch-
schule, er ist mit Sicherheit der Wissenschaftsfunktionär, 
der am meisten öffentliche Aufmerksamkeit geniesst, der 
mit dem grössten Charisma in der Öffentlichkeit auftritt 
und dessen Hochschule über die professionellste Kommu-

65 Dieses Kapitel beruht im Wesentlichen auf Hänggi 2012a.
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nikationsabteilung verfügt, und er gilt vielen als Vorzeige-
Wissenschaftsfunktionär. Aebischer ist ein brillanter Ver-
käufer seiner Hochschule. All das ist keine Kritik, denn das 
ist legitim und Aebischers Aufgabe. Kritik gebührt denen, 
die ihm unkritisch aus der Hand fressen. Bis im Herbst 
2011 war in den Schweizer Medien kein wirklich kritischer 
Medienbeitrag über Aebischer zu lesen (trotz zahlreicher 
Porträts); erst im Oktober 2011 (Furger 2011, ironischer-
weise von einem Autor, der eine grössere Annäherung der 
Hochschulen an die Privatwirtschaft grundsätzlich befür-
wortet) und im Februar 2012 (Valda 2012) erschienen die 
ersten mir bekannten kritischen Texte über Aebischer.66

Seit Aebischer 2000 von der damaligen Innenministe-
rin Ruth Dreifuss zum EPFL-Präsidenten ernannt wurde, 
hat die ETH Lausanne gegenüber ihrer grossen Schwes-
ter in Zürich stark an Gewicht gewonnen: 2010 konnte 
die EPFL gleich viele öffentliche Forschungsgelder von 
Bund und EU einwerben wie die doppelt so grosse ETHZ. 

66 Über den zweiten dieser Texte, Valda 2012, war Aebischer sehr ver-
ärgert, und mit Recht; der Autor hatte Aebischer porträtiert, ohne mit 
ihm gesprochen zu haben.
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Die eingeworbenen Privatmittel vervierfachte Lausanne 
zwischen 2004 und 2010 – Zürich verdoppelte die seinen 
im selben Zeitraum lediglich. Vor Aebischers Antritt zählt 
die Schweizerische Mediendatenbank ein paar Dutzend 
Zeitungsartikel pro Jahr, die die EPFL erwähnten; 2011 
waren es fast 500. Als der Tages-Anzeiger am 3. März 2012 
einen Hintergrundbericht über die dynamische Romandie 
publizierte, illustrierte er es mit einem Bild des Lausanner 
ETH-Campus. Spektakuläre Forschungskooperationen 
etwa zu Bertrand Piccards Solarflugzeug Solar Impulse 
oder zur Rennyacht Alinghi haben die Lausanner immer 
wieder in die Medien gebracht. Auch für das architekto-
nisch ehrgeizigen Rolex Learning Center, das heute das 
Wahrzeichen des Campus ist und in allen Werbefilmen der 
EPFL einen prominenten Platz einnimmt, hat Aebischer 
private Sponsoren finden können – obwohl es als beson-
ders schwierig gilt, Geldgeber für Gebäude zu finden.
Ich fragte Aebischer, was aus seiner Sicht eine gute Hoch-
schule sei. Er nannte drei Punkte: Basis von allem sei eine 
gute Grundlagenforschung. Diese müsse eine gute Ausbil-
dung ermöglichen. Und schliesslich sollten die Resultate 
der Forschung «valorisiert» werden.
An dieser Stelle interessiert vor allem der dritte Punkt, und 
es ist dieser Punkt, der dafür verantwortlich ist, dass Ae-
bischer als Vorzeige-Wissenschaftsfunktionär gilt: «Pro-
totyp einer unternehmerischen Hochschule» nannte der 
(neoliberal ausgerichtete) Schweizer Monat die EPFL an-
erkennend (Rittmeyer 2011). Dies, notabene, obwohl die 
EPFL neben der ETHZ und der kleinen Universität Luzern 
die einzige universitäre Hochschule der Schweiz ist, die 
weniger als zehn Prozent ihrer Mittel aus privaten Quellen 
erhält.
Aebischer schwärmte im genannten Interview mit dem 
Schweizer Monat: «Wir stehen erst am Anfang. Und das 
macht mich so zuversichtlich!» Am Anfang wovon? 
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Im Gespräch sagt Aebischer: «Die Schweiz ist innovativ. 
Wir schaffen es aber zu wenig, Innovationen in Wertschöp-
fung und Arbeitsplätze umzusetzen. Der Schweizer Wer-
ner Arber hat die Restriktionsenzyme entdeckt, das World 
Wide Web wurde im Cern bei Genf entwickelt. Aber Geld 
verdienen andere damit. Wo entstehen die Technologie-
Unternehmen, die gross werden, die Googles, die Face-
books, die Amgens, die Genentechs? In den USA!» Aebi-
scher hat deshalb das Quartier de l’innovation geschaffen: 
Hochschul-Spin-Offs, etablierte Unternehmen und die 
Forschungslabors der EPFL sollen hier in einen fruchtba-
ren Austausch treten. Und vielleicht wird sich eines der 
Lausanner Spin-Offs dereinst als neues Google oder Am-
gen herausstellen (Gespräch am 28. März 2012)).

Intermezzo: Daniel Borel

Einer, der die Forschungsabteilung seines Unternehmens 
im Quartier de l’innovation angesiedelt hat, ist Daniel 
Borel. Borel, selber EPFL-Alumni, hat 1981 Logitech ge-
gründet, den führenden Hersteller von Computermäusen 
und anderem Computer-Zubehör. Logitech gilt als eines 
der ganz erfolgreichen Schweizer Startup-Unternehmen; 
Aebischer selber verweist gerne auf diese Erfolgsgeschich-
te. Und der Schweizer Monat interviewt Borel in der selben 
Ausgabe (und genauso unkritisch-affirmativ) wie Aebi-
scher: War das Aebischer-Interview mit «Zukunftsmusik» 
überschrieben, so das Borel-Interview mit «Erfinder der 
Zukunft» (Scheu/Mäder 2011). Das Pathos der Titelge-
bung zieht sich durch das ganze Gespräch (durch die Fra-
gen wie durch die Antworten). Die Interviewerin und der 
Interviewer sprechen von der Notwendigkeit, «Innovation 
zu institutionalisieren» und von einer «Kultur der perma-
nenten Innovation», die es zu pflegen gelte. Borel insze-
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niert sich dann als «Erfinder der Zukunft»: Es gehe ihm 
darum, «die technologische Zukunft zu erfinden».
Die Kernbegriffe in Borels Denken lauten «Innovation» 
und «Wettbewerb»; er erhöht sie ins Ungeheuerliche: «Für 
eine etablierte Firma gibt es nur eine Überlebensstrategie: 
innovate, innovate, innovate!» sagt er und spricht von der 
«Sache, die immer [!] die beste ist im Leben: Competition, 
Wettbewerb». Dabei geht es offenbar sowohl den Intervie-
wern wie dem Interviewten um nichts Geringeres als eine 
Kultur- oder Mentalitätsrevolution. Die Interviewer fragen 
suggestiv: «Es geht also darum, in dem Biotop an der EPFL 
eine Mentalität zu kultivieren, die den Keim zur Innova-
tion trägt?», und Borel erzählt: «Ich habe Patrick Aebi-
scher immer wieder gesagt: wenn du hier ein Silicon- oder 
Biotech-Valley aufbauen willst, dann musst du zuallererst 
daran arbeiten, den Spirit der Leute zu ändern. Du musst 
deren Mindset neu prägen.» Denn: «Wo der Durchschnitt 
das Richtmass ist, haben Götter [!] einen schweren Stand.»
Hier zielt einer auf ’s Ganze. Mirowski lässt grüssen.

Odysseus vom Genfersee

Auch Patrick Aebischer hat Spin-Offs gegründet. Das sei 
gut so, habe ihm Bundesrätin Ruth Dreifuss bei seiner An-
stellung gesagt: Er solle ein Vorbild sein für seine Mitarbei-
ter.
Nicht allen gefällt das Vorbild indes. Libero Zuppiroli, Pro-
fessor für Optoelektronik an der EPFL, hat 2010 ein Büch-
lein unter dem Titel La bulle universitaire. Faut-il poursuivre 
le rêve américain publiziert, indem er hart mit den an den 
USA orientierten Reformen in der Hochschullandschaft 
abrechnet. Die ETH Lausanne gilt ihm dabei als ein Bei-
spiel. Er habe sich, sagt Zuppiroli in einem Interview, in die 
EPFL verliebt, als er nach Lausanne gekommen sei: «Sie 
war eine Frau in voller Reife, mit viel Klasse, Humanität, 
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auch Verschämtheit – die Forscher drängten sich nicht vor. 
Eine Betonung lag auf der Ausbildung, der Bildung loka-
ler Eliten… Und dann, ganz plötzlich, wegen der Politiker, 
hat man sie übermässig geschminkt, hat ihre Jupes gekürzt 

…» (Dufour 2010). Die EPFL sei heute, schreibt Zuppiroli, 
«ein Ort, an dem man mehr handle als denke» (Zuppiroli 
betont im Gespräch, das gelte für zahlreiche moderne Uni-
versitäten; in seinem Buch bezieht sich diese Passage aber 
ausdrücklich auf die EPFL). Die modernen Universitäten 
förderten den Trend zur «Bling-Bling-Wissenschaft», die 
mehr Schein als Sein sei, und produzierten «nicht-anwend-
bare angewandte Wissenschaft» («science appliquée non 
applicable»). Ein Professor habe heute in erster Linie vier 
Aufgaben – und nicht zufällig nennt er diese englisch: Net-
working, Fundraising, Marketing, Management. Die Aus-
bildung komme zu kurz.67

Aebischer wurde schon mit Odysseus verglichen, der seine 
Mannschaft durch stürmische See führt. Das Bild nimmt 
Zuppiroli auf: Aebischer verstopfe wie Odysseus seiner 
Mannschaft die Ohren mit Wachs, damit sie vor lauter 
«Sirenenklängen der Liebe zur Natur, der Poesie, der Kre-
ativität» die «rationale Welt der Ökonomie und des Fort-
schritts» nicht vergesse. Das scheint auf den ersten Blick 
damit zu kontrastieren, dass Aebischer, Sohn eines Künst-
lers, sehr viel von Kultur, ja von der «Poesie der Wissen-
schaften» spricht. Das sei kein Widerspruch, sondern passe 
ins Bild, sagt Zuppiroli: Odysseus habe seine eigenen Oh-
ren ja nicht verstopft… (Gespräch am 5. April 2012).
Aebischer kontert. Er bezeichnet Zuppiroli als «meinen 
Freund Libero», ärgert sich aber, wenn es in Medienar-
tikeln heisst, die ETH Lausanne mache «Bling-Bling-

67  Eine Einschätzung, die Raphaël Gindrat, Präsident der EPFL-Stu-
dierendenvereinigung Agepoly, nicht teilt: Agepoly sei mit dem Kurs 
Aebischers rundum zufrieden, sagt er auf Anfrage (Telefongespräch 
im April 2012).
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Wissenschaft».68 Die EPFL erhalte vom Europäischen 
Forschungsrat (European Research Council, ERC) so viele 
finanzielle Mittel wie sonst nur noch Oxford, Cambridge 
und die ETH Zürich; setze man die ERC-Mittel in Bezug 
zur Grösse der Hochschule, sei Lausanne Spitze – dabei 
seien gerade diese Mittel besonders schwierig zu erhalten. 

«This is no bling bling science!», sagt Aebischer – er wech-
selt ins Englische, wenn er etwas besonders betonen will. 
Es stimme nicht, dass die EPFL vor allem auf Sichtbarkeit 
setze, aber es sei auch wichtig, wahrgenommen zu werden. 
Als er an die EPFL gekommen sei, hätten die technischen 
Wissenschaften unter Jugendlichen und namentlich unter 
Mädchen einen schlechten Ruf gehabt; nur 15 Prozent al-
ler Studierenden seien Frauen gewesen. Heute liege dieser 
Anteil bei 29 Prozent – das sei eine Folge des verbesserten 
Images der technischen Wissenschaften, und dazu trügen 
spektakuläre Projekte wie die Forschungspartnerschaften 
mit dem Rennyacht-Team Alinghi oder mit dem Bertrand 
Piccards Solarflugzeug Solar Impulse bei. «Sie können 
nicht nicht am Image arbeiten.»
Besonders wichtig ist Aebischer, dass er in Lausanne das 
amerikanische Tenure-Track-System übernommen hat: 
Junge Wissenschafterinnen und Wissenschafter werden als 
Tenure Track Professors (Assistenzprofessoren) angestellt 
und erhalten nach einer Frist, wenn sie die Vorgaben erfül-
len, die Tenure – das Ordinariat. Das ermögliche es jungen 
Talenten, früher unabhängig zu sein als im herkömmlichen 
europäischen System. Der Kritiker Zuppiroli sagt, er traue-
re dem alten System der Professorenherrlichkeit nicht nach 
(er verwendet in seinem französisch geschriebenen Buch 
den deutschen Begriff des «Herrn Professor»), doch hier 

68 Auch Zuppiroli wehrt sich gegen solches Zitiertwerden; mit der 
Kritik der «Bling-Bling-Wissenschaft» habe er nicht speziell die 
EPFL, sondern die moderne Universität schlechthin im Sinne gehabt, 
sagt er im Gespräch.
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werde eine Unfreiheit – die lange Abhängigkeit junger Wis-
senschafterinnen und Wissenschafter von einem Doktor- 
und Habilitationsvater – ersetzt durch eine neue Unfreiheit, 
den Zwang nämlich, die nötigen Messgrössen zu erfüllen.

Mit Nestlé im Nest

Wie hat sich die EPFL verändert, ausser dass sie in den üb-
lichen Kategorien, in denen universitärer Erfolg gemessen 
wird, erfolgreich ist? Sie hat, obwohl sie immer noch einen 
sehr kleinen Teil ihres Budgets mit Privatmitteln bestreitet, 
eine grosse Nähe zur Industrie entwickelt. Wissenschafts-
politikerinnen und Wissenschaftspolitiker ebenso wie 
Regionalpolitikerinnen und Regionalpolitiker vermerken 
das in aller Regel positiv. Aber wie wirkt es sich auf die For-
schung aus? Betrachten wir einen Fall: die Zusammenar-
beit mit Nestlé.
2005 beschloss der Nahrungsmittelkonzern, mit 25 Mil-
lionen Franken zwei Lehrstühle der EPFL zu finanzieren. 
Die Lehrstühle sind am Brain Mind Institute angesiedelt 
(an dem Aebischer selber eine Professur innehat) und be-
fassen sich mit dem Zusammenhang von Gesundheit und 
Ernährung. Für Nestlé ist das interessant, weil der Nah-
rungsmittelkonzern hier Wachstumschancen sieht. Als 
globaler Konzern kann Nestlé sich geografisch kaum mehr 
ausdehnen; der Grenzbereich zwischen Ernährung und 
Gesundheit aber ist ein noch zu erobernder Markt. Und es 
ist der selbe Markt, in den auch Pharmakonzerne vorsto-
ssen wollen. Auch die Pharmakonzerne haben Mühe, in 
ihrem klassischen Geschäftsfeld zu wachsen. Zwar ist die 
Zahl der Krankheiten gross, gegen die noch Medikamente 
zu entwickeln wären; die meisten dieser Krankheiten sind 
aber in Ländern verbreitet, deren Einwohnerinnen und 
Einwohner kaum eine zahlungskräftige Kundschaft sein 
können. Mehr Gewinne versprechen Medikamente (oder 
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im Falle Nestlés eben: Diäten) für zahlungskräftige Gesun-
de. Die Vision dieser Unternehmen verbindet sich mit den 
Versprechen der Genomik: Möglichst jede und jeder soll 
sein oder ihr Genom billig analysieren lassen können, um 
gegen Krankheiten, für die man eine erhöhte genetische 
Disposition aufweist, vorsorglich Medikamente oder Diä-
ten einnehmen zu können.
Hat Nestlé also einen massgeschneiderten Lehrstuhl erhal-
ten? Aebischer bestreitet das: Nestlé könne den Lehrstuhl-
inhabern ja nicht vorschreiben, worüber sie zu forschen 
hätten. Das sah allerdings die EPFL-Kommunikationsab-
teilung anders, als sie bei der Bekanntgabe des Vertrags mit 
Nestlé schrieb, es gehe darum, den Zusammenhang zwi-
schen Ernährung und Hirnentwicklung zu erforschen, um 

«Alterungsprozesse zu verlangsamen und Krankheiten wie 
Alzheimer vorzubeugen» (EPFL 2005).
2011 gründete Nestlé für den Geschäftsbereich, deren Po-
tential sie auf 100 bis 150 Milliarden Dollar pro Jahr schätzt, 
das Tochterunternehmen Nestlé Health Science SA. Geht 
es darum, Diäten «gegen Alzheimer» anzubieten, will 
Nestlé mit von der Partie sein.69 

69 Bittere Ironie dabei: Tatsächlich wird immer klarer, dass Alzhei-
mer mit Ernährung zu tun hat. Seit einigen Jahren verdichten sich 
Forschungsresultate, die nahe legen, Alzheimer als eine Form von Di-
abetes (Zuckerkrankheit) zu sehen; manche Forscherinnen und For-
scher sprechen von «Diabetes Typ 3» (Monbiot 2012). Diabetes ist, 
genauso wie Adipositas (Fettsucht) eine Krankheit, deren Häufigkeit 
in den letzten drei Jahrzehnten rasant zugenommen hat (namentlich 
in den USA). Und an dieser Zunahme hat die Lebensmittelindustrie 
beträchtlichen Anteil, indem sie seit den 1970er Jahren ihre Produk-
te immer stärker mit Fructosesirup aus Mais (high fructose corn syrup) 
süsst, einem Süssstoff, der zu Sucht führt – und dick macht. Der Zu-
sammenhang wurde von einigen Forscherinnen und Forschern früh 
erkannt, doch versuchte die Nahrungsmittelindustrie mit intensiven 
Kampagnen zu verhindern, dass sich diese Erkenntnis weit verbreite-
te (genauso, wie die Tabakindustrie mit Kampagnen von Erkenntnis, 
dass (Passiv-) Rauchen das Lungenkrebsrisiko massiv erhöht, ablenk-
te) (Peretti 2012). Die Nahrungsmittelindustrie hat dazu beigetragen, 
dass die Menschen immer dicker werden, und gut daran verdient; nun 
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Die Unternehmensgründung wurde an einer Pressekonfe-
renz an der EPFL bekanntgegeben, das Unternehmen ist 
auf dem EPFL-Campus angesiedelt. Forschungschef von 
Nestlé Health Science SA ist Emmanuel Baetge, ein alter 
Weggefährte Aebischers, der mit diesem schon ein Spin-
Off-Unternehmen gegründet hat, und Aebischer selber 
sitzt im Verwaltungsrat. Ein Dankeschön für den massge-
schneiderten Lehrstuhl?
Aebischers Sitz im Verwaltungsrat der Nestlé-Tochter (so-
wie übrigens auch im Verwaltungsrat von Lonza) passt, wie 
in Kapitel 11 bereits erwähnt, schlecht zur EPFL-internen 
Richtlinie (EPFL 2003). Aebischer sagt dazu: «Ich habe 
Nestlé seit fünf, sechs Jahren gesagt: Functional food ist 
wichtig, um Alzheimer vorzubeugen. Und es ist mir gelun-
gen, die Chefs zu überzeugen, da einzusteigen. Da wäre 
es doch eigenartig, wenn ich den Verwaltungsratsposten 
abgelehnt hätte!» Auf die Frage, ob hier nicht ein Interes-
senkonflikt vorliege, reagiert er etwas ungehalten: «Wenn 
Novartis in Nyon einen Standort schliessen will, schreien 
alle auf, weil Arbeitsplätze verloren gehen.70 Aber wenn ich 
dazu beitrage, 300 Arbeitsplätze zu schaffen, ruft man: ‚In-
teressenkonflikt!‘»
«Interessenkonflikt!» hat fast niemand gerufen. Aber nicht 
einmal der Schweizer Monat kam umhin, etwas gewunden 
festzustellen, es gebe «Kritiker, die befürchten, dass pri-
vate Donatoren und Privatunternehmen zu viel Kontrolle 
gewinnen.» Aebischers Antwort war bemerkenswert – er 
hätte einem kritischen Journalisten wohl nicht die selbe of-
fene Antwort gegeben wie den Bewunderern vom Schweizer 
Monat: «Es gibt in der Schweiz diesen Grundverdacht: Der 
akademische Sektor ist rein und der Privatsektor schmutzig 

will sie gegen das Dickwerden und seine Begleiterkrankungen Diäten 
anbieten – um noch einmal zu verdienen.
70 Anfang 2012 gab Novartis bekannt, seinen Standort in Nyon 
schliessen zu wollen. Nach Verhandlungen mit den kantonalen Steu-
erbehörden machte Novartis den Entscheid rückgängig.
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und böse. Oder nehmen Sie sogenannte Risikotechnologi-
en wie Genetik [vermutlich eine Fehlleistung der Journa-
listen: Aebischer sagte mit Sicherheit «Gentechnologie»] 
und Nukleartechnologie.» (Ein halbes Jahr nach der Ka-
tastrophe von Fukushima redet Aebischer das Risiko der 
Atomtechnik nicht klein, er nennt es ein «sogenanntes»!) 
«Viele Leute realisieren nicht, was wir ihnen [der Gen- und 
Nukleartechnologie] verdanken. Sie haben vergessen, dass 
die Schweiz einmal ein armes Land war, bevor sich Zentren 
dieser Technologien und Wissenschaften hierzulande bil-
deten!» Das ist historisch Unsinn; die Schweiz wurde nicht 
wegen Gen- und Atomtechnik reich, auch nicht wegen ihrer 
«Innovationskraft» in anderen Gebieten. Doch Aebischer 
fährt fort: «Das ist einfach naiv und kurzfristig gedacht.» 
Und dann kommt ein Satz, wie ihn so offen selten ein Wis-
senschaftsfunktionär oder eine Wissenschaftsfunktionärin 
äussert: «Hallo, wer bezahlt die Steuern?»71

EPFL-Professoren müssen Verwaltungsratsmandate von 
der Schulleitung bewilligen lassen, der EPFL-Präsident 
von seinem Aufsichtsgremium, dem ETH-Rat. «Potenziel-
le Interessenskonflikte und die Nebentätigkeiten des Präsi-
denten werden dem ETH-Rat einmal pro Jahr gemeldet», 
antwortet EPFL-Hausjuristin Susan Killias auf Nachfrage 
am 15. November 2011 knapp; «die Dinge sind absolut 
transparent.» Doch der ETH-Rat scheint seine Aufsichts-
pflicht nicht allzu ernst zu nehmen. Sein Sprecher Markus 
Bernhard sagt: «Über seinen Eintritt in den Verwaltungs-
rat von Nestlé Health Science hat Patrick Aebischer den 

71 Umso erstaunlicher, dass Aebischer in einem Interview mit der Zeit 
(Schweizer Ausgabe) vom 28. Februar 2013 sagt, er finde die Koope-
ration der Universität Zürich mit der UBS «grenzwertig», verfolge 
doch eine Grossbank, die einer Universität 100 Millionen Franken 
schenke, gewisse Interesse. Aebischer wiederholt allerdings etwas in-
konsequent im selben Gespräch, dass er Befürchtungen rund um Inte-
ressenkonflikte vor allem für eine Sorge von Journalisten hält. (Daum 
2013b)
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Präsidenten des ETH‐Rats mündlich orientiert. Der Fall 
wurde nicht im ETH‐Rat diskutiert.» (E-Mail vom 19. Ja-
nuar 2012) Das verwundert insofern nicht, als Aebischer 
(wie auch der Präsident der ETH Zürich, Ralph Eichler) ex 
officio selber Mitglied des ETH-Rats ist – und dort als der 
starke Mann mit ausgesprochen cholerischem Charakter 
gilt. «Lieber zerstört er ein Projekt, als anderen den Vor-
tritt zu lassen», zitierte die NZZ am Sonntag den ehema-
ligen ETHZ-Präsidenten Olaf Kübler (Furger 2011). Eine 
wirkliche Aufsicht funktioniert so nicht. Auf die Frage, ob 
nicht Gefahr bestehe, dass Aebischers Loyalität geteilt wer-
de – man dürfte als Verwaltungsrat einer Nestlé-Tochter 
eine schöne Entschädigung erhalten72 –, sagt ETH-Rats-
sprecher Bernhard: «Die Kaderlohnverordnung des Bun-
des bestimmt, dass das Einkommen aus Nebenbeschäfti-
gungen, das 30 Prozent der Entlöhnung übersteigt, dem 
Arbeitgeber abzuliefern ist». Im Falle eines ETH-Präsiden-
ten dürften das immerhin um die 100000 Franken sein.
Ihre Verträge mit Nestlé betreffend die Nestlé Chairs will 
die EPFL nicht zeigen: sie enthielten «Geheimhaltungs-
klauseln», schreibt EPFL-Juristin Killias in ihrer Antwort 
auf ein Akteneinsichtsgesuch unter dem Bundesgesetz über 
das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung. Aebischer, 
den ich nach Erhalt dieser Antwort fragte, weshalb seine 
Schule Geheimverträge abschliesse, war erstaunt: Er wisse 
nichts davon, dass die Verträge Geheimhaltungsklauseln 
enthielten, und könne es kaum glauben, denn da stehe au-
sser dem vereinbarten Profil des Lehrstuhls, dem Geldbe-
trag und der Garantie der Forschungs- und Publikations-
freiheit nichts drin.

72 Da die Nestlé-Tochter ncht börsenkotiert ist, muss sie die Entschä-
digungen für ihre Verwaltungsratsmitglieder nicht offen legen.
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Bling-Bling-Kommunikation
Anfang 2011 war Patrick Aebischer Gastredner am Tages-
Anzeiger-Forum in Zürich, wo er vor versammelter Beleg-
schaft des Tages-Anzeigers und dem Kader des Tamedia-
Verlags sprach.73 Redaktionell begleitet wurde der Auftritt 
von einem zweiseitigen, unkritischen Interview (Eisenhut/
Meili 2011). Tamedia-Präsident Pietro Supino kündig-
te Aebischer an mit den Worten: «Wenn Sie eine Portion 
Optimismus brauchen können, besuchen Sie die EPFL, Sie 
werden dort Modell für die Zukunft der Schweiz finden». 
Aebischer zeigte zu Beginn seines Vortrags ein Werbevideo 
der ETH Lausanne: kühne Kamerafahrten und -flüge, viel 
Animation, Bilder aus dem Weltraum und aus Labors, dra-
matische Musik. Ein Feuersalamander wird überblendet 
von einem Roboter, der die Feuersalamander-Bewegungen 
nachahmt. Der Film ist hoch professionell gemacht, knüpft 
an Bubenträume an, vermittelt ein Bild von Künstlichkeit, 
von Wir-haben-alles-im-Griff. Nach dem Film Aebischer, 
die Schweiz verwerte ihre Innovationen schlecht, und 
präsentierte schliesslich das Vorzeige-Forschungsprojekt 
seiner Hochschule, den Hirnsimulator Blue Brain Pro-
ject (das Vorgängerprojekt des Human Brain Project, das 
2013 von der Europäischen Kommission zu einem «Flagg-
schiff» ernannt wurde; vgl. den «Seitenblick: Anmassung 
des Wissens» in Kapitel 9). Höhepunkt war wiederum ein 
Filmchen: ein «Flug durch das Gehirn» in einer 3-D-Ani-
mation.
Die zuhörenden Medienschaffenden waren vom Vortrag 
tief beeindruckt; einer soll laut dem begleitenden Bericht 
auf Tages-Anzeiger online Tränen geweint haben (Bau-
mann 2011). Doch die 3-D-Animation zeigte im Grunde 
nicht viel mehr als vorbeiflitzende Punkte, die Neuronen 
darstellten (dass das Blue Brain Project in der Fachwelt 

73 www.tagesanzeiger.ch/zuerich/stadt/TAMeeting-3Flug-ins-
menschliche-Hirn/story/25737134.



224

höchst umstritten ist, war damals noch nicht an die Öf-
fentlichkeit gedrungen, aber etwas kritische Distanz hätte 
man dazu als Journalist sehr wohl aufbringen können). Der 
eingangs gezeigte Werbefilm erweckte keinen Moment das 
Gefühl, das Gezeigte habe mit den realen grossen Proble-
men der Welt wie etwa Umweltzerstörung, Klimawandel, 
Hunger oder Krieg etwas zu tun. 
«Man kann nicht nicht am Image arbeiten», sagt Aebischer 
auf den Vorwurf der «Bling-Bling-Wissenschaft». Das mag 
richtig sein, und Aebischer ist ein brillanter Verkäufer, aber 
man wünschte sich eine Öffentlichkeit, die auf das Bling-
Bling der Kommunikationsabteilung einer Hochschule mit 
etwas mehr kritischer Distanz reagierte.
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13	 Zum Schluss:  
Gratisideen für Dissertationen

Wie lautet das Fazit des Rundgangs durch die Problematik 
der Wissenschaftsfinanzierung und der Annäherung zwi-
schen öffentlicher Wissenschaft und Privatwirtschaft?
Niemand bestreitet, dass eine Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen und Privatwirtschaft sinnvoll sein kann. Eine 
solche Zusammenarbeit birgt aber Risiken.
Die Risiken der Annäherung öffentlicher Wissenschaft an 
die Privatwirtschaft, wie sie auch in der Schweiz stattfin-
det und politisch gefördert wird, sind real. Ein Blick in die 
Literatur zum Thema macht deutlich, dass diese Risiken 
nicht – wie das oft geschieht – auf ein enges Verständnis 
von «Interessenkonflikten» reduziert werden darf. Dass 
die Interessen von Geldgebern Forschungsresultate ver-
fälschen können, ist empirisch nachgewiesen, doch ist das 
nur ein Risiko unter weiteren und weiter reichenden. Das 
Risiko einer «Verfälschung» der Wissenschaft durch die 
beschriebene Annäherung findet auf drei Ebenen statt:

•	 Der Einfluss eines Geldgebers verfälscht Forschungs-
resultate im Sinne seiner Interessen. Dieses Risiko be-
steht namentlich in der Auftragsforschung und ander-
weitiger Finanzierung einzelner Forschungsvorhaben; 
es ist – gute Verträge vorausgesetzt – geringer beim 
Lehrstuhlsponsoring, bei Schenkungen an die univer-
sitäre Infrastruktur und bei nicht zweckgebundenen 
Schenkungen.

•	 Der Einfluss möglicher Geldgeber und die Hoffnung, 
Geldgeber anzuziehen, verfälscht die Auswahl der 
Forschungsfragen. Forschungsfragen, die kommerziell 
verwertbare Resultate versprechen, werden gegenüber 
solchen tendenziell bevorzugt, die keine solchen Resul-
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tate versprechen. Allerdings können private Nonpro-
fit-Geldgeber auch als Korrektiv wirken, indem etwa 
Organisationen Betroffener Forschung zu einer Krank-
heit, die von Unternehmen vernachlässigt wird, finan-
ziell unterstützen. Vorausgesetzt ist natürlich, dass ge-
nügend finanzkräftige Personen von einer Krankheit 
betroffen sind. 

•	 Die diffuseste, mithin am schwersten nachzuweisende, 
aber vermutlich am weitesten reichende Wirkung der 
zunehmenden Ausrichtung der Wissenschaften auf die 
Interessen Privater besteht in einer Transformation der 
Wissenschaftslandschaft, der Denk- und Redeweisen 
ihrer Angehörigen, die von Wissenschaftsbeobach-
terinnen und Wissenschaftsbeobachtern, aber auch 
von direkt Betroffenen in mitunter drastischen Wor-
ten geschildert wird. So spricht etwa Richard Münch 
(2011, 104) von der «Zerstörung» der akademischen 
Gemeinschaft. In diesem Trend sind private Finanzie-
rungen nur ein Faktor unter weiteren, zu denen auch 
etwa die zunehmende Wettbewerbslogik zwischen 
wie innerhalb der Hochschulen, das wachsende Ge-
wicht von Zitierindizes, Ranglisten und Evaluationen, 
die Verwandlung der Studierenden in Kundinnen und 
Kunden, aber auch eine professionalisierte, der kom-
merziellen Werbung angeglichene Wissenschaftskom-
munikation gehören. Diese Faktoren beeinflussen sich 
gegenseitig und gehen teilweise auf die selben Ursachen 
zurück. Dieser Trend innerhalb der Wissenschaften 
reiht sich aber auch ein in eine vergleichbare Tendenz 
ausserhalb der Wissenschaften – neue Management-
methoden, das Überhandnehmen neoliberaler Welt-
erklärungsmodelle, das Eindringen von Marketing- in 
die Alltagssprache und Tendenzen, die Sozialwissen-
schafter wie Michel Foucault oder Richard Sennett mit 
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den Begriffen «Gouvernementalität» oder «Tyrannei 
der Intimität» beschrieben haben.

Bei all diesen Trends und Risiken ist eine staatliche 
Wissenschaftsförderung nicht zwangsläufig neutraler, 
«besser» als eine privatwirtschaftliche. Gerade staat-
liche Wissenschaftspolitik kann, wenn sie fixen Ideen 
anhängt, zu besonders unsinnigen Resultaten führen. 
Staatliche Wissenschaftsförderung hat sich aber gewis-
sen Standards und (demokratisch legitimierten) Ver-
fahren zu unterwerfen, was für private Förderung nicht 
oder nur begrenzt gilt. Vom Staat kann die Wissen-
schaft gesetzlich abgesicherte Leistungen in Anspruch 
nehmen; gegenüber privaten Geldgebern tritt sie als 
Bittstellerin auf.

Vorsicht ist geboten bei der Interpretation quanti-
tativer Faktoren. Nackte Zahlen über das Ausmass der 
privaten Wissenschaftsfinanzierung, soweit sie über-
haupt erhältlich sind, sind von begrenzter Aussagekraft 

– und die Annäherung zwischen Wissenschaft und In-
dustrie bildet sich in den Zahlen nicht immer ab. 

Die Risiken einer vermehrten Ausrichtung der 
Hochschulen auf private Geldgeber (und ihre Inter-
essen) bestehen auch in der Schweiz – auch wenn die 
Schweizer Universitäten über eine nach wie vor solide 
staatliche Grundfinanzierung verfügen und sich da-
durch sicher mehr Freiheiten haben wahren können als 
vergleichbare Universitäten in anderen europäischen 
Staaten oder den USA.

Bei den Tendenzen im Hochschulbereich der letz-
ten Jahren zeigen sich einige eigentümliche Paradoxa:

•	 Die Schweiz soll ihre Wissenschafts- und Hochschul-
politik laut den Fürsprechern der Hochschulreformen 
noch stärker an einem US-amerikanischen Modell 
ausrichten, um «innovativer» zu werden – dabei ist 
sie, gemessen in den Kriterien dieser Fürsprecher, heu-
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te bereits das «innovativste» Land Europas und weit 
«innovativer» als die USA, gemessen an der Bevölke-
rungsgrösse oder der Wirtschaftsleistung;

•	 es soll ein Wissenstransfer von den Hochschulen zur 
Industrie stattfinden, der wirtschaftliches Wachstum 
ankurbelt und eine «wissensbasierte Ökonomie» ent-
stehen lässt – dabei gibt es bis heute keinen empiri-
schen Nachweis, dass dieses Modell funktioniert; die 
Biotech-Branche schreibt in ihrer Gesamtheit Verluste 
und ist auch in der Schweiz auf Starthilfen angewiesen;

•	 Hochschulen erhalten rechtliche Autonomie und sol-
len von der Bevormundung durch den Staat befreit wer-
den, dabei schaffen die inszenierten Wettbewerbe ein 
Korsett neuer Zwänge, und den inszenierten Wettbe-
werben liegt mitunter ein regelrechter Planungswahn 
zugrunde.

Diese Widersprüche lassen vermuten, dass es letztlich eben 
gar nicht darum geht, die Wissenschaft zu stärken – son-
dern darum, sie zu disziplinieren und in den Dienst be-
stimmter politischer Ziele zu stellen.
Bis heute fehlt es weitgehend an einem Bewusstsein für sol-
che Widersprüche und Risiken – in den Hochschulen selber, 
in der Wissenschaftspolitik, in der medialen Öffentlichkeit. 
Und es fehlen wissenschaftssoziologische Arbeiten, die die 
Risiken spezifisch für die Situation der Schweiz untersu-
chen. Chancen und Risiken der Kooperation zwischen öf-
fentlicher Wissenschaft und Privatwirtschaft (die niemand 
abschaffen möchte) werden meist sehr holzschnittartig dis-
kutiert. Es gälte, differenzierter zu debattieren – nicht jede 
Form der Kooperation, nicht jeder Kooperationspartner 
birgt die selben Chancen und Risiken.
Die vorliegende Studie kann hier höchstens einen kleinen 
Beitrag leisten. Eine smoking gun – einen Fall, der eine Wir-
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kung der beschriebenen Tendenzen auf die akademische 
Freiheit zweifelsfrei belegen könnte – konnte diese Unter-
suchung nicht finden. Und die beschriebenen Tendenzen 
liessen sich nicht quantifizieren. Die Arbeit ist nicht abge-
schlossen.
Ich will deshalb mit ein paar «Gratisideen» zum Weiter-
forschen schliessen: Ideen für Forschungsarbeiten, Master-
arbeiten oder Dissertationen.

Quantifizierung und Qualifizierung

Mein Versuch, das Ausmass der Verflechtung zwischen 
Wissenschaft und Privatwirtschaft zu quantifizieren, ist 
gescheitert. Das heisst nicht, dass der Versuch aussichtslos 
bleiben muss. Mit dem nötigen Wissen über Methoden des 
Data Mining könnten viel grössere Informationsmengen 
mit vertretbarem Aufwand beschafft werden. Systematisch 
vorhandene Datensätze über Interessenbindungen wie die 
entsprechenden Register der Hochschulen oder Daten aus 
den Projekteingaben beim Schweizerischen Nationalfonds 
(SNF) könnten für eine wissenschaftssoziologische Unter-
suchung möglicherweise zugänglich sein. Falls meine Ge-
suche um Einsicht in die Register der Interessenbindungen 
von Universitätsangehörigen erfolgreich sind, könnten sol-
che Register eine wertvolle Datengrundlage sein. Natürlich 
wäre zu beachten, dass die Register nur lückenhaft sind. In-
teressant wäre eine quantitative Analyse um so mehr, wenn 
es gelänge, diese über einen längeren Zeitraum zu erstellen, 
so dass auch Tendenzen erkannt werden könnten.
Eine quantitative Analyse wäre im Idealfall in der Lage auf-
zuzeigen, ob beispielsweise zwischen Umfang und Formen 
der Zusammenarbeit einerseits und der Wahl wissenschaft-
licher Themen und den Antworten auf die gewählten Fra-
gen andererseits ein Zusammenhang besteht.
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Eine quantitative Analyse müsste, um Fehlschlüsse zu ver-
meiden, ergänzt werden durch eine Serie qualitativer Inter-
views, zum Beispiel mit (möglichst) allen Angehörigen ei-
ner Fachrichtung einer Hochschule (oder bei einer kleinen 
Fachrichtung: aller Fachleute mehrerer Hochschulen) oder 
mit allen Angehörigen einer Institution (wie beispielsweise 
des Bio-zentrums Basel).

Einbezug der Fachhochschulen

Ich habe mich in der vorliegenden Studien auf die universi-
tären Hochschulen konzentriert. Die Verflechtung mit der 
Industrie ist aber bei den Fachhochschulen weiter fortge-
schritten. Das liegt in der Natur der Sache und ist grund-
sätzlich sicher sinnvoll, sind doch Fachhochschulen Stätten 
angewandter Wissenschaft. Gleichwohl wäre interessant, 
zu erfassen, mit welchen Industriezweigen die Fachhoch-
schulen besonders zusammen arbeiten, ob gewisse Berei-
che bevorzugt werden und was die Gründe dafür sind. Und 
es wäre wichtig, systematisch zu erfassen, welche Vorkeh-
rungen Fachhochschulen treffen, um sich ihre akademisch 
Unabhängigkeit bei aller notwendigen Zusammenarbeit 
mit der Industrie zu wahren – und ob die Fachhochschulen 
ihre Beziehungen transparent machen.

Fallbeispiele

Ich habe in dieser Studie vor allem das Fallbeispiel der 
Forschung mit transgenen Pflanzen am Forschungsplatz 
Zürich näher betrachtet. Allein dieses Beispiel gäbe Mate-
rial für eine ausgedehnte Einzelfallstudie her. Ich habe alle 
Beteiligten als kooperativ erlebt, selbst wenn sie gegenüber 
meinem Auftraggeber misstrauisch waren. Es bestünden 
also beste Chancen, alle Beteiligten auch zu einer umfang-
reicheren Studie gewinnen zu können. Natürlich kämen 



231

für eine Untersuchung zahlreiche Fälle in Frage. Ich habe 
in dieser Studie mit dem Gentherapie-Forscher Sandro 
Rusconi gesprochen, der von einem «Hype» in seinem 
Forschungsgebiet sprach (vgl. Kapitel 5). Lässt sich seine 
Einschätzung belegen, und wenn da tatsächlich ein Hype 
war, wie haben die Forscherinnen und Forscher, wie die In-
stitutionen, wie die Medien in der Schweiz darauf reagiert?
Eine besonders gelungene Einzelfallstudie aus der interna-
tionalen Literatur, die mit den Mitteln der Wissenschafts-
soziologie wie auch der Ethnologie arbeitete, möchte ich 
hier als Beispiel nennen: Mike Fortuns Studie Promising 
Genomics (Fortun 2008) über den Genomik-Hype in Island 
(unter Beteiligung des Schweizer Pharmakonzerns Roche).

Diskursanalyse des forschungspolitischen Diskurses 
in der Schweiz

Schliesslich wäre es zweifellos ergiebig, den forschungspoli-
tischen Diskurs in der Schweiz – von forschungspolitischen 
Positionspapieren aus Verwaltung und Hochschulen über 
Voten in Parlamenten und die Darstellung der Wissenschaft 
in den Medien bis zur Sprache, in der Wissenschafterin-
nen und Wissenschafter selber sprechen – zu analysieren: 
Sprache ist ein Spiegel der Werte einer Gesellschaft. Wie 
sind neue Begriffe in die wissenschaftspolitische Debatte 
eingedrungen, woher kamen sie, welche Begriffe haben sie 
verdrängt? Ein schönes Beispiel einer solchen Analyse ist 
Helen Wallace’ Studie Bioscience for Life?, die die Karriere 
des Begriffs der knowledge-based (bio-) economy in Gross-
britannien und der EU nachzeichnet; alleine schon eine 
Wiederholung dieser Analyse für die Schweiz wäre reizvoll.
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